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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. August 1954 

6 — 52100 — 1218/54 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Rechtsverhält- 
nisse der Steuerberater und Steuerbevollmäditigten 
(Steuerberatungsgesetz) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist ider Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 118. Sitzung am 22. Januar 1954 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf die aus der Anlage 2 ersichtlichen allgemeinen Bemerkungen 
und Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 in Verbindung mit Art. 78 des Grundgesetzes seiner Zu- 
stimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den allgemeinen Be- 
merkungen und Änderungsvorschlägen des Bundesrates ist in der 
Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei Gebr. Sdieur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 

Tolöfnn 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Reditsverhältnisse der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten 

(Steuerberatungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit 

Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Gliederung: 


Erster Teil: 

Allgemeine Vorschriften 

§§ 1-5 

Zweiter Teil: 

Voraussetzungen für die Berufsausübung 

§§ 6-29 

Erster Abschnitt: 

Persönliche Voraussetzungen 

§§ 6-10 

Zweiter Abschnitt: 

Zulassungs verfahren und Prüfung 

§§ 11-18 

Dritter Abschnitt: 

Bestellung 

§§ 19-23 

Vierter Abschnitt: 

Berufsregister 

§§ 24-28 

Fünfter Abschnitt: 

Gebühren für Zulassung und Prüfung 

§ 29 

Dritter Teil: 

Rechte und Pflichten 

1 

o 

Vierter Teil: 

Organisation des Berufsstandes 

§§ 44—56 

Fünfter Teil: 

Ehrengerichtliches und berufsgerichtliches 
Verfahren 

§§ 57-90 

Erster Abschnitt: 

Allgemeine Bestimmungen 

§§ 57—62 

Zweiter Abschnitt: 

Ehrengerichtliches Verfahren 

§§ 63-71 

Dritter Abschnitt: 

Berufsgerichtliches Verfahren 

1 

OO 

Vierter Abschnitt: 

Kosten im ehrengerichtlichen und Im 
berufsgerichtlichen Verfahren 

§§ 85-87 

Fünfter Abschnitt: 

Beitreibung der Kosten und Geldbußen 

§§ 88—90 

Sechster Teil: 

Rechtsmittel außerhalb des ehrengerichtlichen 
und des berufsgerichtlichen Verfahrens 

§§ 91-93 

Siebenter Teil: 

Übergangs- und Schluß Vorschriften 

§§ 94—109 
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Erster Teil 

Allgemeine Vorschrift en 

S 1 

Stellung der Steuerberater und 
Steuerbevollmäditigten 

(1) Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte üben die Steuerberatung nadi den Vor- 
schriften dieses Gesetzes als freien Beruf un- 
abhängig und eigenverantwortlich aus. In den 
Fällen des § 31 Abs. 1 dürfen Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigte im Angestellten- 
verhältnis tätig sein. 

(2) Die Ausübung der Steuerberatung ist 
kein Gewerbe. 

(3) Steuerberater werden durch die für die 
Finanzverwaltung zuständige oberste Landes- 
behörde (oberste Landesbehörde) bestellt. 
Steuerbevollmächtigte werden durch die 
Oberfinanzdirektion bestellt. Die örtliche Zu- 
ständigkeit der bestellenden Behörde richtet 
sich nach der beabsichtigten beruflichen Nie- 
derlassung des Bewerbers, 

§ 2 

Inhalt der Tätigkeit 

(1) Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte haben die Aufgabe, im Rahmen ihres 
Auftrags ihre Auftraggeber in Steuersachen 
zu beraten, sie zu vertreten und ihnen bei 
der Bearbeitung ihrer Steuerangelegenheiten 
und bei der Erfüllung ihrer steuerlichen 
Pflichten Hilfe zu leisten. Dazu gehört auch 
die Hilfeleistung in Steuerstrafsachen und bei 
der Erfüllung von Buchführungspflichten, die 
auf Grund von Steuergesetzen bestehen, ins- 
besondere die Aufstellung von Steuerbilanzen 
und deren steuerrechtliche Beurteilung. 

(2) Die näheren Vorschriften über die 
Rechte und Pflichten der Steuerberater und 
St euer bevollmächtigten enthalten die §§ 30 
bis 41, 

§ 3 

Räumlicher Bereich der Tätigkeit 

(1) Steuerberater dürfen ihre Tätigkeit 
von ihrer beruflichen Niederlassung aus im 
Geltungsbereich des Grundgesetzes und in 
Berlin (West) ausüben. 

(2) Steuerbevollmächtigte dürfen ihre Tä- 
tigkeit von ihrer beruflichen Niederlassung 
aus im Oberfinanzbezirk ihrer Nieder- 
lassung ausüben. Mit Erlaubnis einer benach- 


barten Oberfinanzdirektion darf ein Steuer- 
bevollmächtigter von seiner beruflichen Nie- 
derlassung aus seine Tätigkeit auch in Orten 
des benachbarten Oberfinanzbezirks aus- 
üben. Die Erlaubnis kann erteilt werden, 
wenn sie mit Rücksicht auf die örtliche Lage 
der beruflichen Niederlassung oder aus dem 
Grunde angezeigt erscheint, weil die Tätig- 
keit des Steuerbevollmächtigten auf einen 
besonderen Berufskreis abgestellt ist, dessen 
Angehörige sich auch auf Orte des benach- 
barten Oberfinanzbezirks verteilen. Die Be- 
rufskammern in den beteiligten Oberfinanz- 
bezirken sollen vorher gehört werden, 

§ 4 

Steuerberatungsgesellschaften 

(1) Eine Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung darf vom Ort ihrer Geschäftsleitung 
aus die Tätigkeit eines Steuerberaters aus- 
üben, wenn 

1. ihr Zweck auf Steuerberatung gerichtet 
ist, 

2. sämtliche Geschäftsführer Steuerberater 
sind, 

3. einem oder mehreren Geschäftsführern 
Geschäftsanteile in einem die Hälfte des 
Stammkapitals übersteigenden Betrage ge- 
hören und 

4. die Gesellschaft als Steuerberatungsgesell- 
schaft in das Berufsregister eingetragen ist. 

(2) Fällt die Voraussetzung des Absatzes 1 
Nr. 3 weg, so darf die Steuerberatungsgesell- 
schaft vorläufig weiter tätig werden. Die 
oberste Landesoehörde kann ihr die Aus- 
übung der Tätigkeit untersagen, wenn diese 
Voraussetzung nicht innerhalb einer von ihr 
gesetzten angemessenen Frist wiederherge- 
stellt wird. 

§ 5 

Auswärtige Geschäftsstellen 

(1) Steuerberater und Steuerberatungs- 
gesellschaften dürfen in Ausnahmefällen aus- 
wärtige Geschäftsstellen mit Zustimmung 
der Berufskammer unterhalten, wenn es un- 
ter Berücksichtigung der örtlichen Verhält- 
nisse notwendig erscheint; Leiter • der aus- 
wärtigen Geschäftsstelle muß ein Steuerbera- 
ter sein. 

(2) Absatz 1 gilt sinngemäß für auswärtige 
Geschäftsstellen von Steuerbevollmächtigten 
innerhalb des Tätigkeitsbereichs nach § 3 
Abs. 2. 
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Zweiter Teil 

Voraussetzungen für die 
Berufsausübung 

ERSTER ABSCHNITT 

Persönlidie Voraussetzungen 

S 6 

Prüfung, Befreiung von der Prüfung 

(1) Als Steuerberater darf nur bestellt wer- 
den, wer die Prüfung als Steuerberater be- 
standen hat oder von dieser Prüfxmg befreit 
worden ist. 

(2) Als Steuerbevollmächtigter darf nur 
bestellt werden, wer die Prüfung als Steuer- 
bevollmächtigter bestanden hat oder von die- 
ser Prüfung befreit worden ist. 

§ 7 

Vorbildung für die Prüfung 
als Steuerberater 

(1) Ein Bewerber ist zur Prüfung als 
Steuerberater zuzulassen, wenn er 

1. ein wirtschaftswissenschaftliches oder 
rechtswissenschaftliches Hochschulstudium 
abgeschlossen hat und 

2, nach Abschluß des Studiums drei Jahre 
lang auf dem Gebiet des Steuerwesens 
hauptberuflich praktisch tätig gewesen ist. 

(2) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 
entfallen bei ehemaligen Beamten und Ange- 
stellten der Finanzverwaltung, die zehn 
Jahre lang auf dem Gebiet des Steuerwesens 
als Sachbearbeiter oder in mindestens gleich- 
wertiger Stellung tätig gewesen sind. 

(3) Von der Voraussetzung des Absatzes 1 
Nr. 1 kann abgesehen werden 

1. bei Steuerbevollmächtigten, die ihren Be- 
ruf zehn Jahre lang hauptberuflich aus- 
geübt und sich besonders bewährt haben; 
das Finanzamt der beruflichen Nieder- 
lassung soll vorher gehört werden; 

2, bei Bewerbern, die ein landwirtschaft- 
liches Hochschulstudium abgeschlossen 
haben, wenn zu erwarten ist, daß sie die 
Steuerberatung im wesentlichen für land- 
wirtschaftliche, forstwirtschaftliche, gärt- 
nerische und Weinbau-Betriebe ausüben 
werden. 


§ 8 

Vorbildung für die Prüfung als 
Steuerbevollmächtigter 

(1) Ein Bewerber ist zur Prüfung als 
Steuerbevollmächtigter zuzulassen, wenn er 

1. das Zeugnis der mittleren Reife besitzt 
oder nach zweijährigem Besuch einer 
staatlich anerkannten Handelsschule oder 
einer gleichwertigen Anstalt eine Ab- 
schlußprüfung bestanden hat, 

2. eine ordnungsmäßige Lehrzeit im steuer- 
beratenden, wirtsoiaftsberatenden oder 
kaufmännischen Beruf mit Ablegung der 
Gehilfenprüfung abgeschlossen oder eine 
als geeignet anerkannte Verwaltungs- 
akademie oder gleichwertige Lehranstalt 
vier Semester lang besucht hat und 

3. nach Erfüllung der Voraussetzung zu 
Nr. 2 vier Jahre lang auf dem Gebiet des 
Steuerwesens hauptberuflich praktisch 
tätig gewesen ist. 

^2) Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. 1 
fällt w^g, wenn der Bewerber sich auf andere 
Weise entsprechende Kenntnisse erworben 
hat. 

(3) Die Voraussetzungen des Absatzes 1 
f allen weg 

1. bei Bewerbern, die ein wirtschaftswissen- 
schaftliches oder rechtswissenschaftliches 
Hochschulstudium abgeschlossen haben 
und danach drei Jahre lang auf dem Ge- 
biet des Steuerwesens hauptberuflich 
praktisch tätig gewesen sind; 

2. bei ehemaligen Beamten und Angestellten 
der Finanz Verwaltung, die zehn Jahre 
lang auf dem Gebiet des Steuerwesens als 
Bezirksbearbeiter, als Betriebsprüfer oder 
in mindestens gleichwertiger Stellung 
tätig gewesen sind. 

§ 9 

Gemeinsame Voraussetzungen 
für die Prüfung 

(1) Die Zulassung zur Prüfxmg setzt ferner 
voraus, daß der Bewerber 

1. das sieben xmdzwanziigste Lebensjahr voll- 
endet hat, 

2. seinen Wohnsitz im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) hat 
und 

3. in geordneten wirtschaftlichen Verhält- 
nissen lebt. 
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(2) Die Zulassung zur Prüfung ist wegen 
Fehlens der persönlichen Eignung zu ver- 
sagen, wenn der Bewerber 

1. infolge straf geriditlidier Verurteilung die 
Befähigung zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter verloren hat; 

2. durch rechtskräftiges Urteil aus dem Be- 
ruf sstand ausgeschlossen worden ist; 

3. in einem Dienststrafverfahren durch 
rechtskräftiges Urteil mit der Entfernung 
aus dem Dienst bestraft worden ist; 

4. sich eines Verhaltens schuldig gemacht 
hat, das die Ausschließung aus dem Be- 
ruf sstand rechtfertigen würde; 

5. infolge eines körperlichen Gebrechens 
oder wegen Schwädie seiner geistigen 
Kräfte unfähig ist, den Beruf des Steuer- 
beraters oder des Steuerbevollmächtigten 
ordnungsgemäß auszuüben. 

(3) Die Zulassung zur Prüfung kann ver- 
sagt werden, 

1. wenn die berufliche oder außerberufliche 
Lebensführung d^^r Bewerbers zu Beden- 
ken gegen seine Ehrenhaftigkeit, charak- 
terliche Zuverlässigkeit oder berufliche 
Verschwiegenheit Anlaß gibt; 

2. wenn der Bewerber nicht Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes ist; die Vorschriften des Gesetzes 
über die Rechtsstellung heimatloser Aus- 
länder vom 25. Anril 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 269) sowie Vorschriften in 
Staatsverträgen bleiben unberührt. 

§ 10 

Voraussetzungen für die Befreiung 
von der Prüfung 

(1) Von der Steuerberaterprüfung sind zu 
befreien 

1. ehemalige Hochschullehrer, die auf dem 
Gebiete des Steuerrechts gelehrt haben; 

2. ehemalige Beamte und Angestellte des 
höheren Dienstes der Finanzverwaltung, 
die zehn Jahre lang als Sachbearbeiter 
oder in mindestens gleichwertiger Stellung 
auf dem Gebiet des Steuerwesens tätig 
gewesen sind. 

(2) Von der Steuerbevollmächtigtenprü- 
fung sind ehemalige Beamte und Angestellte 
der Finanzverwaltung zu befreien, die zehn 
Jahre lang als Bezirksbearbeiter, als Betriebs- 
prüfer, als Sachbearbeiter beim Hauptzollamt 


oder in mindestens gleichwertiger Stellung 
auf dem Gebiet des Steuerwesens tätig gewe- 
sen sind. 

(3) Die Vorschriften des § 9 für die Zu- 
lassung zur Prüfung gelten auch für die Be- 
freiung von der Prüfung. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Zulassungsverfahren und Prüfung 
§ 11 

Zulassungsverfahren 

(1) Über die Anträge auf Zulassung zur 
Prüfung und auf Befreiung von der Prüfung 
entscheidet ein Zulassungsausschuß, der bei 
jeder bestellenden Behörde zu bilden ist. 

(2) Dem Zulassungsausschuß bei der ober- 
sten Landesbehörde gehören ein Beamter des 
höheren Dienstes der Finanzverwaltung als 
Vorsitzender und zwei Steuerberater an. Die 
oberste Landesbehörde beruft die Mitglieder 
des Zulassungsausschusses. 

(3) Dem Zulassungsausschuß bei der Ober- 
finanzdirektion gehören ein Beamter des 
höheren Dienstes der Finanzverwaltung als 
Vorsitzender und zwei Steuerbevollmäch- 
tigte an. Die Oberfinanzdirektion beruft die 
Mitglieder des Zulassungsausschusses. 

(4) Für die Mitglieder des Zulassungsaus- 
schusses sind Stellvertreter vorzusehen. Die 
Mitglieder und ihre Stellvertreter sind für 
drei Jahre zu berufen; sie können abberufen 
werden. 

(5) Der Ausschuß entscheidet mit Stimmen- 
mehrheit. Ablehnungen sind zu begründen. 


§ 12 

Zurücknahme der Zulassung 

(1) Werden vor der Bestellung Tatsachen 
bekannt, bei deren Kenntnis die Zulassung 
zu versagen gewesen wäre, so hat der Zu- 
lassungsausschuß die Zulassung zurückzuneh- 
men. 

(2) Der Zulassungsausschuß hat den Bewer- 
ber vor der Zurücknahme der Zulassung zu 
hören. 

(3) Entsprechendes gilt für die Zurück- 
nahme der Befreiung von der Prüfung. 
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§13 

Prüfungsausschuß 

(1) Die Prüfung wird vor einem Prüfungs- 
ausschuß abgelegt, der bei jeder bestellenden 
Behörde zu bilden ist. 

(2) Dem Ausschuß für die Steuerberater- 
prüfung gehören an: 

1. zwei Beamte der Finanz Verwaltung des 
Landes, davon ein Beamter der obersten 
Landesbehörde als Vorsitzender, 

2. ein Beamter der Bundesfinanzverwaltung, 

3. ein von der für die Wirtschaft zuständi- 
gen obersten Landesbehörde vorgeschla- 
gener Vertreter der Wirtsdiaft, 

4. drei Steuerberater. 

Der Bundesminister der Finanzen beruft den 
Beamten der Bundesfinanzverwaltung, die 
für die Finanzverwaltung zuständige oberste 
Landesbehörde beruft die übrigen Mitglieder 
des Prüfungsausschusses. 

(3) Dem Ausschuß für die Steuerbevoll- 
rnächtigtenprüfung gehören an: 

1. drei Beamte der Finanzverwaltung, davon 
einer als Vorsitzender, 

2. zwei Steuerbevollmächtigte. 

Die Oberfinanzdirektion beruft die Mitglie- 
der des Prüfungsausschusses. 

(4) Für die Mitglieder der Prüfungsaus- 
schüsse sind Stellvertreter vorzusehen. Die 
Mitglieder und ihre Stellvertreter sind für 
drei Jahre zu berufen; sie können abberufen 
werden. 

(5) Der Ausschuß entscheidet mit Stim- 
menmehrheit. 

§ 14 

Gliederung der Prüfung 

(1) Die Steuerberaterprüfung gliedert sich 
in die schriftliche und die mündliche Prüfung. 

(2) Die schriftliche Prüfung besteht aus 
einer Hausarbeit, die innerhalb von acht Wo- 
chen abzuliefern ist, und drei Arbeiten, die 
an drei aufeinanderfolgenden Werktagen un- 
ter Aufsicht anzufertigen sind (Klausurarbei- 
ten). Der Prüfungsausschuß bestimmt den 
Zeitraum für die Anfertigung der Klausur- 
arbeiten; er beträgt für jede Arbeit min- 
destens vier und hödistens sechs Stunden. 

(3) In der mündlichen Prüfung hat der Be- 
werber zunächst einen kurzen Vortrag über 


einen Fachgegenstand zu halten, für den ihm 
der Prüfungsausschuß eine halbe Stunde vor 
Beginn der Prüfung drei Themen zur Wahl 
stellt. Im Verlauf der weiteren Prüfung sind 
an den Bewerber Fragen aus den Prüfungs- 
gebieten zu richten. Auf jeden Bewerber soll 
eine Prüfungszeit von einer Stunde bis ein- 
einhalb Stunden entfallen. Das Ergebnis der 
Prüfung ist dem Bewerber sofort bekanntzu- 
geben. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die 
Steuerbevollmächtigtenprüfung, jedoch fällt 
die Hausarbeit weg. Auf jeden Bewerber soll 
eine Prüfungszeit von einer halben Stunde bis 
einer Stunde entfallen. 

§ 15 

Prüfungsgebiete 

(1) Die Steuerberaterprüfung erstreckt sich 
auf folgende Gebiete; 

1. Abgabenrecht, insbesondere Reichsabgaben- 
ordnung, Einkommensteuer, Körperschaft- 
steuer, Vermögensteuer, Bewertungsgesetz, 
Erbschaftsteuer, Umsatzsteuer, Grunder- 
werbsteuer, Verkehrsteuern, Gewerbe- 
steuer, Grundsteuer, Lastenausgleichsabga- 
ben, Zollgesetz, Zolltarif, Verbrauchsteuer- 
gesetze, Finanzmonopole; 

2. Finanzwissenschaft, Volkswirtschaftslehre, 
und zwar 

a) Grundzüge der Finanzwirtschaft, 

b) allgemeine und besondere Steuerlehre, 

c) Lehre von den Staatseinnahmen, 

d) Grundzüge der Volkswirtschaftslehre 
und Volkswirtschaftspolitik; 

3. Betriebswirtschaft, und zwar 

a) Budiführung und Bilanzwesen, ein- 
schließlich des Buchführungs- und Bi- 
lanzrechts, 

b) Grundzüge des Revisionswesens, 

c) Aufstellung und steuerliche Beurteilung 
von Bilanzen, 

d) Bewertungsfragen, 

e) Gründung und Finanzierung unter be- 
sonderer Berücksichtigung der steuer- 
lichen Auswirkungen; 

4. sonstige Rechtsgebiete, und zwar 

a) Grundzüge des bürgerlichen Rechts, ins- 
besondere des Rechts der Schuldverhält- 
nisse und des Sachenrechts, 

b) Grundzüge des Handels- und Gesell- 
schaftsredits. 
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c) BÜanzIerungsvorsdiriften des Aktienge- 
setzes; 

5, Berufsrecht. 

(2) Die SteueiHbevolImäditigtenprüfung er- 
streikt sich auf folgende Gebiete: 

1. das Prüfungsgebiet des Absatzes 1 Nr» 1; 

2. Buchführung und Bilanzwesen; 

3. Grundzüge des bürgerlichen Rechts, insbe- 
sondere des Rechts der Schuldverhältnisse 
und des Sachenrechts, sowie Grundzüge des 
Handels- und Gesellschaftsrechts; 

4. Berufsrecht. 

(3) Bei der schriftlichen Prüfung sind die 
Hausafbelt und zwei Klausurarbeiten dem 
Prüfungsgebiet des Absatzes 1 Nr. 1, eine 
Klausurarbeit den Gebieten der Buchführung 
und des Bilanzwesens oder des Handels- und 
Gesellsdiaftsrechts zu entnehmen. 

(4) In der Prüfung sind an alle Bewerber 
ohne Rücksicht auf ihren beruflichen Werde- 
gang gleiche Anforderungen zu stellen. 

§ 16 

Steuerberaterprüfung der Wirtschaftsprüfer 
und vereidigten Buchprüfer 

Wirtschaftsprüf er -und vereidigte Buchprü- 
fer können die Steuerberaterprüfung als Er- 
gänzungsprüfung ablegen, wenn die Voraus- 
setzungen des § 9 vorliegen. Dabei entfällt 
die Klausurarbeit, die den Gebieten der Buch- 
führung und cks Bilanzwesens oder des Han- 
dels- und Gesellschaftsrechts zu entnehmen 
ist, sowie die mündliche Prüfung über die in 
§15 Abs. 1 Nr. 3 und 4 bezeichneten Ge- 
biete. 

§17 

Wiederholung der Prüfung 

Hat der Bewerber die Prüfung nicht be- 
standen, so kann er sie einmal, in der Regel 
frühestens nach einem Jahr, wiederholen. Für 
die Wiederholung bedarf es einer erneuten 
Zulassung. 

§ 18 

Prüfungsordnung, Ausschluß von der Prüfung 

(1) Die Einzelheiten der Prüfung regelt 
eine Prüfungsordnung, die der Bundesmini- 
ster der Finanzen durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates erläßt. 

(2) Der Prüfimgsausschuß kann einen Be- 
werber wegen eines groben Verstoßes gegen 


die Prüfungsordnung von der weiteren Teil- 
nahme an der Prüfung ausschließen. Die Prü- 
fung gilt dann als nicht bestanden. 

DRITTER ABSCHNITT 
Bestellung 

§ 19 

Berufsurkunde und Berufseid 

(1) Hat der Bewerber die Prüfung bestan- 
den oder ist er von der Prüfung befreit wor- 
den, so wird er durch Aushändigung einer 
Urkunde als Steuerberater oder als Steuer- 
bevollmächtigter bestellt. 

(2) Steuerberater haben vor Aushändigung 
der Urkunde den Be ruf seid vor der o'b ersten 
Landesbehörde zu leisten. Die Eidesformel 
lautet: 

„Ich schwöre bei Gott dem Allmächtigen 

und Allwissenden, daß ich die Pflichten 

eines Steuerberaters gewissenhaft erfüllen 

werde, so wahr mir Gott helfe." 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung 
geleistet werden. 

(3) Steuerbevollmächtigte werden vor Aus- 
händigung der Urkunde von der Oberfinanz- 
direktion durch Handschlag auf die gewissen- 
hafte Erfüllung der Pflichten eines Steuerbe- 
vollmächtigten verpflichtet. 

§20 

Berufsbezeichnung 

(1) Die Berufsbezeichnung lautet „Steuer- 
berater" oder „Steuerbevollmächtigter". Die 
Berufsangehörigen haben im beruflichen Ver- 
kehr die Berufsbezeichnung zu führen, 

(2) Zusätze, die auf einen akademischen 
Grad hinweisen, sind erlaubt. Die Führung 
weiterer Berufsbezeichnungen ist nur gestat- 
tet, wenn sie amtlich verliehen worden sind. 
Andere Zusätze und der Hinweis auf eine 
ehemalige Beamteneigenschaft sind im beruf- 
lichen Verkehr unzulässig. 

(3) Wird die Steuerberatung durch eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung ausge- 
übt, so muß die Gesellschaft die zusätzliche 
Bezeichnung „Steuerberatungsgesdllschaft" 
führen. Andere Zusätze sind nur gestattet, 
wenn sie amtlich verliehen worden sind. 

(4) Die Bezeichnung „Steuei^berater", 
„Steuerbevollmächtigter" oder „Steuerbe- 
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ratungsgesellsdiaft“ darf nur führen, wer 
nach diesem Gesetz dazu berechtigt ist. Es 
ist unzulässig, zum Hinweis auf eine steuer- 
beratende Tätigkeit andere Bezeichnungen zu 
verwenden. 

§21 

Erlöschen der Bestellung 

(1) Die Bestellung erlischt durch 

1. Tod, 

2. Verzicht, 

3. rechtskräftige Ausschließung aus dem Be- 
rufsstand. 

(2) Der Verzicht ist in öffentlich beglaubig- 
ter Form zu erklären. 

§22 

Zurücknahme der Bestellung 

(1) Die Bestellung ist zurüchzunehmen, 
wenn der Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigte 

1 . seine Tätigkeit nach der Bestellung nicht 
aufnimmt, ohne daß ein wichtiger Grund 
hierfür vorliegt, und seit der Bestellung 
drei Monate verstrichen sind; 

2. seine Tätigkeit aufgegeben hat; hat er die 
Tätigkeit als Angestellter nach § 31 Abs. 1 
ausgeübt und sie infolge einer Kündigung 
des Angestelltenverhältnisses aufgegeben, 
so kann die Bestellung erst zurückgenom- 
men werden, wenn seit Aufgabe der Tätig- 
keit sechs Monate verstrichen sind; die Frist 
kann auf Antrag verlängert werden; 

3. seine Tätigkeit nicht mehr unabhängig aus- 
übt; 

4. infolge strafgerichtlicher Verurteilung die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Äm- 
ter verloren hat; 

5. infolge eines körperlichen Gebrechens oder 
wegen Schwäche seiner geistigen Kräfte 
dauernd unfähig ist, seinen Beruf ord- 
nungsmäßig auszuüben. 

(2) Die Bestellung kann zurückgenommen 
werden, 

1 . wenn der Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigte infolge gerichtlicher Anordnung 
In der Verfügung über sein Vermögen be- 
schränkt ist; 

2. wenn die Zulassung zur Prüfung, die Be- 
freiung von der Prüfung oder die Bestel- 
lung durch unlautere Mittel wie Täuschung, 


Zwang oder Bestechung erschlichen worden 
ist. 

(3) Die Bestellung als Steuerberater wird 
durch die öberste Lande^behörde, die Bestel- 
lung als Steuerbevollmächtigter durch die 
Oberfinanzdirektion zurückgenommen. Die 
örtliche Zuständigkeit richtet sich nach der 
beruflichen Niederlassung des Steuerberaters 
oder Steuerbevollmächtigten. 

(4) Die Zurücknahme der Bestellung wird 
mit Eintritt der Rechtskraft wirksam. 

§ 23 

Wiederbestellung 

(1) Ehemalige Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigte können wiederbestellt wer- 
den, 

1. wenn die Bestellung nach § 21 Abs. 1 
Nr. 2 erloschen ist; 

2. wenn die Bestellung nach § 22 Abs, 1 
Nr. 1 bis 3, § 22 Abs. 2 Nr. 1 zurück- 
genommen ist. 

(2) Die Wiederbestellung ist zu versagen, 
wenn der Zulassungsausschuß feststellt, daß 
die Voraussetzungen für die Wiederbestel- 
lung nicht vorliegen; § 1 Abs. 3, §§ 9, 11, 
12 und 19 gelten sinngemäß. Eine Prüfung 
Ist nicht erforderlich. 


VIERTER ABSCHNITT 
Berufsregister 

§24 

Registerführende Behörde 

(1) Die oberste Landesbehörde führt ein 
Berufsregister für Steuerberater und Steuer- 
beratungsgesellschaften. Die Oberfinanzdirek- 
tion führt ein Berufsregister für Steuerbe- 
vollmächtigte. 

(2) Alle Eintragungen in das Berufsregister 
sind den Beteiligten und der Berufskammer 
mitzuteilen. 

(3) Das Berufsregister ist öffentlich. 

§ 25 

Eintragung 

In das Berufsregister sind einzutragen: 

1 . Steuerberater und Steuerbevollmächtigte, 
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a) wenn sie in dem Bezirk, für den das 
Register geführt wird (Registerbezirk), 
bestellt werden, 

b) wenn sie ihre berufliche Niederlassung 
in den Registerbezirk verlegen; 

2. Steuerberatungsgesellschaften, wenn der 
Ort ihrer Geschäftsleitung bei Aufnahme 
der Tätigkeit im Registerbezirk liegt, oder 
wenn er in den Registerbezirk verlegt 
wird; 

3. auswärtige Geschäftsstellen, wenn sie im 
Registerbezirk errichtet werden. 

§ 26 

Löschung 

Tm Berufsregister sind zu löschen: 

ä . Steuerberater und Steuer'bcvollmächtigte, 

a) wenn die Bestellung erloschen oder 
reditskräftig zurückgenommen ist, 

b) wenn die berufliche Niederlassung aus 
dem Registerbezirk verlegt wird; 

2. Steuerberatungsgesellschaften, 

a) wenn die Gesellschaft aufgelöst ist, 

b) wenn ihr Zweck nicht mehr auf Stcucr- 
beratung gerichtet ist, 

c) wenn nicht mehr alle Geschäftsführer 
Steuerberater sind, 

d) wenn der Gesellschaft nach § 4 Abs. 2 
die Ausübung der Stcuerberatung un- 
tersagt ist, 

e) wenn der Ort der Gcschäftsleitung aus 
dem Registerbezirk verlegt wird; 

3. auswärtige Gesdiäftsstellen, 

a) wenn die Geschäftsstelle aufgelöst ist, 

b) wenn nicht mehr ein Steuerberater oder 
ein Steuerbevollmächtigter der Leiter 
ist. 


§ 27 


Eintragung und Löschung auf Antrag 
und von Amts wegen 

(1) Die Eintragung ist zu beantragen: 

1. in den Fällen des § 25 Nr. 1 Buchst, b von 
dem einzutragenden Steuerberater oder 
SteuerbevoHmächtigten; 

2. Im Falle des § 25 Nr. 2 von den Geschäfts- 
führern der einzutragenden Steuerbera- 
tungsgesellschaft; 


3. im Falle des § 25 Nr. 3 von dem Steuer- 
berater, Steuerbevollmächtigten oder den 
Geschäftsführern der Steuerberatungsgesell- 
schaft, die die auswärtige Geschäftsstelle 
errichtet haben. 

(2) Die Löschung ist zu beantragen: 

Lim Falle des § 26 Nr. 1 Buchst, b von dem 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigten, 
der seine berufliche Niederlassung verlegt 
oder aufgibt; 

2. in den Fällen des § 26 Nr. 2 von den Ge- 
schäftsführern der Steuerberatungsgesell- 
schaft; 

3. in den Fällen des § 26 Nr. 3 von den in 
Absatz 1 Nr. 3 genannten Personen. 

(3) In allen übrigen Fällen ist die Eintra- 
gung oder die Löschung von Amts wegen 
vorzunehmen; in den Fällen des § 26 Nr. 1 
Buchst, b, Nr. 2 und 3 kann die Löschung von 
Amts wegen vorgenommen werden. 

§ 28 

Anzeigepflichten 

(1) Die Gesdaäftsführer von Steuerbera- 
tungsgesellschaften haben jede Änderung in 
der Person der Gesclaäftsführer zum Berufs- 
register anzuzeigen. 

(2) Alljährlich im Monat Januar haben die 
Geschäftsführer eine von ihnen unterschrie- 
bene Liste der Gesellschafter, aus welcher 
Name, Vorname, Stand und Wohnort der 
Gesellschafter sowie die Fiöhe ihrer Geschäfts- 
anteile zu ersehen sind, zum Berufsregister 
einzureichen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Gebühren für Zulassung und Prüfung 

§ 29 

(1) Für das Zulassungsverfahren hat 

1. der Bewerber für die Steuerberaterprüfung 
eine Zulassungsgebühr von hundert Deut- 
sche Mark an die oberste Landesbehörde, 

2. der Bewerber für die Steuerbevollmächtig- 
tenprüfung eine Zulassungsgebühr von 
fünfzig Deutsche Mark an die Oberfinanz- 
direktion 

zu zahlen. Die Zulassungsgebühr ist mit dem 
Antrag auf Zulassung zur Prüfung oder auf 
Befreiung von der Prüfung zu entrichten. 
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(2) Für das Prüfungsverfahren hat vor Be- 
ginn der schriftlichen Prüfung 

1. der Bewerber für die Steuerberaterprüfung 
eine Prüfungsgebühr von zweihundert 
Deutsche Mark an die oberste Lan^esbe- 
hörde, 

2. der Bewerber für die Steuerbevollmächtig- 
tenprüfung eine Prüfungsgebühr von hun- 
dert Deutsche Mark an die Oberfinanz- 
direktion 

zu zahlen. Tritt der Bewerber vor Beginn 
der mündlichen Prüfung zurück, so ist die 
Prüfungsgebühr zur Hälfte zu erstatten. 

(3) Eine Gebühr für die Bestellung wird 
nicht erhoben. 


Dritter Teil 

Rechte und Pflichten 

§ 30 

Allgemeine Berufspflichten 

(1) Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte haben ihren Beruf gewissenhaft, ver- 
soiwiegen und unter Verzicht auf standes- 
widrige Werbung auszuüben. 

(2) Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte haben sich jeder Tätigkeit zu enthalten, 
die mit ihrem Beruf oder mit dem Ansehen 
des Berufsstandes nicht vereinbar ist. Sie 
haben sich auch außerhalb der Berufstätigkeit 
des Vertrauens und der Achtung würdig zu 
erweisen, die ihr Beruf erfordert. 

(3) Mit dem Beruf eines Steuerberaters oder 
eines Steuerbevollmächtigten sind insbeson- 
dere vereinbar: 

1. die Tätigkeit als Wirtschaftsprüfer oder 
vereidigter Buchprüfer; 

2. eine freiberufliche Tätigkeit, die die Wahr- 
nehmung fremder Interessen einschließlich 
der Beratung zum Gegenstand hat; 

3. eine wirtschafeb erat ende, gutachtliche oder 
treuhänderische Tätigkeit sowie die Ertei- 
lung von Bescheinigungen über die Beach- 
tung steuerrechtlicher Vorschriften in Ver- 
mögensübersichten und Erfolgsrechnungen; 

die Tätigkeit eines Lehrers an wissenschaft- 
lichen Hochschulen oder Instituten; 

5. eine freie schriftstellerische Tätigkeit sowie 
eine freie Vortrags- und Lehrtätigkeit. 


(4) Als Tätigkeiten, die mit dem Beruf des 
Steuerberaters und des Steuerbevollmächtig- 
ten nicht vereinbar sind, gelten insbesondere 

1. die Tätigkeit in einem gewerblichen Berul; 

2. die Tätigkeit als Arbeitnehmer mit Aus- 
nahme der Fälle des Absatzes 3 Nr. 4 und 
des § 31 Abs. 1. 

§31 

Tätigkeit als Angestellter 

(1) Ein Steuerberater darf seinen Beruf als 
Angestellter eines anderen Steuerberaters oder 
einer Steuerberatungsgesellschaft ausüben. Ein 
Steuerbevollmächtigter darf seinen Beruf als 
Angestellter eines anderen Steuerbevollmäch- 
tigten, eines Steuerberaters oder einer Steuer- 
beratungsgesellschaft ausüben. Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigte dürfen auch als 
Leiter von Buchstellen oder als Angestellte 
von Wirtschaftsprüfern oder solchen Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften tätig werden, 
dk nach § 107 a Abs. 2 Ziff. 2 a der Reichs- 
abgabenordnung geschäftsmäßig Hilfe in 
Steuersachen leisten dürfen. 

(2) Solange ein Angestelltenverhältnis nach 
Absatz 1 besteht, ist dem Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigten die selbständige Be- 
rufsausübung verwehrt. 

(3) Die regelmäßige Arbeitsstätte eines An- 
gestellten nach Absatz 1 wird der beruflichen 
Niederlassung eines selbständigen Steuerbera- 
ters oder Steuerbevollmächtigten im Sinne 
dieses Gesetzes gleichgestellt. 

§ 32 

Eigenverantwortlichkeit 

(1) Eine eigenverantwortliche Tätigkeit übt 
aus, wer 

1 . als selbständiger Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigter, 

2. als zeichnungsberechtigter Vertreter eines 
Steuerberaters, eines Steuerbevollmächtig- 
ten oder einer Steuerberatungsgesellschaft, 

3. als Angestellter nach § 31 Abs. 1 mit dem 
Recht der selbständigen Zeichnung in An- 
gelegenheiten der Steuerberatung 

tätig ist. 

(2) Eine eigenverantwortliche Tätigkeit übt 
nicht aus, wer sich als zeichnungsberechtigter 
Vertreter oder als Angestellter an Weisungen 
zu halten hat, durch die ihm die Freiheit zu 
pflichtgemäßem Handeln genommen wird. 
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§ 33 

Ehemalige Angehörige der Finanzverwaltung 

Ehemalige Beamte und Angestellte der 
Finanzverwaltung dürfen während eines Zeit- 
raums von drei Jahren nach dem Ausscheiden 
aus dem öffentlichen Dienst nicht für Auf- 
traggeber tätig werden, mit deren Steueran- 
gelegenheltcn sie innerhalb der letzten drei 
Jahre vor dem Ausscheiden materiell befaßt 
waren. 

§ 34 

Verschwiegenheitspflicht der Gehilfen 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte 
haben ihre Gehilfen, die nicht selbst Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigte sind, zur 
Verschwiegenheit zu verpfllditen. 

§ 35 

Mitteilung der Ablehnung eines Auftrags 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte, 
die in ihrem Beruf in Anspruch genommen 
werden und den Auftrag nicht annehmen 
wolen, haben die Ablehnung unverzüglich zu 
erklären. Sie haben den Schaden zu ersetzen, 
der aus einer schuldhaften Verzögerung die- 
ser Erklärung entsteht. 

§ 36 

Vertretung vor Finanzbehörden und 
Gerichten 

(1) Steuerberater sind berechtigt, in Steuer- 
sadien als bevollmächtigte Vertreter gegen- 
über allen Finanz- und Steuerbehörden, 
Finanzgerichten und Verwaltungsgerichten 
tätig zu werden. 

(2) Steuerbevollmächtigtc sind berechtigt, 
als bevollmächtigte Vertreter gegenüber allen 
Finanz- und Steuerbehörden tätig zu werden. 

(3) Die Bevollmächtigung ist durch eine 
Vollmachtsurkunde nachzuweisen, aus der 
Art und Umfang der Vertretungsbefugnis er- 
sichtlich sein müssen. Sie ist zu den Akten zu 
geben. 

§37 

Haftung 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte 
sind auf Grund von Handlungen, die sie In 
Ausübung ihres Berufs vorgenommen haben, 
den Abgabeberechtigten gegenüber nur dann 
haftbar, wenn diese Handlungen eine Ver- 
letzung der Berufspflichten enthalten. Ob eine 


Verletzung der Berufspflichten vorliegt, wird 
auf Antrag der Oberfinanzdirektion Im eh- 
rengerichtlichen Verfahren entschieden. § 112 
der Reichsabgabenordnung bleibt unberührt. 

§ 38 

Auskunftsverweigerung 

Steuerberater und Stcuerbevollmächtigte 
sowie deren Gehilfen dürfen gegenüber 
Finanz- und Steuerbehörden die Auskunft 
über bestimmte Tatsachen verweigern, die 
ihnen bei Beratung oder Vertretung in 
Steuerangclegenheiten ihrer Auftraggeber zur 
Kenntnis gekommen sind, wenn es sich um 
Fragen handelt, deren Beantwortung ihre 
Auftraggeber der Gefahr einer Strafverfol- 
gung aussetzen würde. 

§ 39 

Einsicht in die Geschäftspapiere 

(1) Steuerberater und Steuerbevollmädi- 
tigte haben dem Finanzamt auf Verlangen 
in die Geschäftspapiere, die ihre Tätigkeit 
als Steuerberater ^der Steuerbcvollmächtigte 
betreffen, Einsicht zu gewähren. 

(2) Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte sind nicht verpflichtet, 'dem Finanzamt 
Einsicht In solche bestimmte Geschäftspapiere 
zu gewähren, deren Bekanntgabe an das Fi- 
nanzamt Ihre Auftraggeber der Gefahr einer 
Strafverfolgung aussetzen würde. Dies gilt 
nicht für Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigte, die wegen Steuerhinterziehung 
oder Teilnahme an einer solchen rechtskräf- 
tig verurteilt worden sind, und bezieht sich 
nicht auf Bücher und Schriftstücke eines 
Steuerpflichtigen, die sich bei einem Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigten be- 
finden. 

(3) § 199 Abs. 1 der Reichsabgabenord- 
nung gilt nicht für Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigte. 

§ 40 

Gebührenordnung 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte 
sind an eine Gebührenordnung gebunden, die 
der Bundesminister der Finanzen durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates erläßt. 

§ 41 

Berufshaftpflichtversicherung 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte 
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haben eine Berufshaftpflichtversicherung ab- 
zuschließen, soweit sie nicht im Angcstellten- 
verhältnis nach § 31 Abs. 1 oder als Ge- 
schäftsführer einer Steuerberatuiigsgesellschaft 
tätig sind. 

§ 42 

Steuerberatungsgescllscliaften 

Die §§ 30, 32 bis 41 gelten sinngemäß für 
Steuerberatungsgesellschaften. 

§ 43 

Erzwingung nach § 202 der Reidisabgaben- 
ordnung 

Die Finanzämter können Anordnungen 
erlassen und ihre Befolgung in sinngemäßer 
Anwendung von § 202 der Reichsabgaben- 
ordnung erzwingen, die gerichtet sind 

1. auf Unterlassen des unberechtigten Füh- 
rens von Bezeichnungen im Sinne des 
§20 Abs. 4; 

2. auf Beantragung von Eintragungen oder 
Lösdiungen in das Berufsregister; 

3. auf Gewährung der Einsicht in die Gc- 
schäftspaplere eines Steuerberaters, einer 
Steucrberatungsgescllschaft oder eines 
Steuerbevollmäditigten in den Grenzen 
des § 39. 

Vierter Teil 

Organisation des Berufsstandes 

§ 44 

Berufskammern 

(1) Die Steuerberater, die in einem Ober- 
finanzbezirk ihre berufliche Niederlassung 
haben, bilden eine Berufskammer der Steuer- 
berater. 

(2) Die Steuerbevollmächtigten, die In 
einem Oberfinanzbezirk ihre berufliche Nie- 
derlassung haben, bilden eine Berufskammer 
der Steuerbevollmächtigten. 

(3) Die Kammern haben ihren Sitz am Ort 
der Oberfinanzdirektion. Sie sind Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts. 

§ 45 

Gemeinsame Berufskammern 

(1) Die Berufskammern der Steuerberater 
und die Berufskammern der Steuerbevoll- 


mächtigten können sich für den Bereich meh- 
rerer Oberfinanzbezirke oder mehrerer Län- 
der zu einer gemeinsamen Berufskammer der 
Steuerberater oder zu einer gemeinsamen 
Berufskammer der Steuerbevollmächtigtcn 
zusammenschließen. Die einzelnen für den 
Oberfinanzbezirk gebildeten Kammern wer- 
den damit aufgelöst. 

(2) Ein Zusammenschluß für mehrere Län- 
der ist nur zulässig, wenn eine Vereinbarung 
der beteiligten Länder vorliegt. 

§ 46 

Aufgaben der Berufskammern 

(1) Die Berufskammern haben die Auf- 
gabe, die beruflichen Belange der Steuerbe- 
rater und Steuerbevollmächtigten zu wahren 
und zu fördern. 

(2) Die Kammern führen die Aufsicht über 
die berufliche Tätigkeit der Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigten. 

(3) Die Kammern sdilagen die Vertreter 
des Berufsstandes in den Zulassungs- und Prü- 
fungsausschüssen vor. 

(4) Die Verteilung der einzelnen Aufgaben 
auf Ausschüsse regelt die Satzung. Für die 
Einleitung ehrengerichtlicher Verfahren gegen 
Mitglieder der Kammer ist ein Ehrenausschuß 
zu bilden. 

§ 47 

Vorstand 

Die Vorstände der Berufskammern werden 
von den Mitgliedern gewählt. Zum Mitglied 
des Vorstandes kann nur gewählt werden, 
wer Mitglied der Kammer ist. 

§ 48 

Satzung 

Jede Berufskammer gibt sich ihre Satzung 
selbst. Die Satzung bedarf der Genehmigung 
der Aufsiclitsbehörde. 

§ 49 
Beiträge 

(1) Die Mitglieder sind nadi Maßgabe der 
Satzung verpflichtet, Beiträge zu leisten. 

(2) Rückständige Beiträge werden auf An- 
trag des Vorstandes nach den landesrecht- 
lichen Vorschriften im Verwaltungszwangs- 
verfahren beigetrieben. 



§ 50 

Pfliclit zum Erscheinen vor der Berufs- 
kammer 

Steuerberater und Steuerbevollmächtigte 
haben in Aufsiclits- und Beschwerdesachen 
vor ihrer Berufskammer zu erscheinen, wenn 
sie zur Anhörung geladen werden. Auf Ver- 
langen haben sie dem Vorstand oder dem 
nada der Satzung zuständigen Ausschuß der 
Berufskammer oder einem beauftragten Mit- 
glied des Vorstandes oder des x^usschusses 
xA^uskunft zu geben und ihre Handakten vor- 
zulcgen, es sei denn, daß sie dadurch ihre Ver- 
pflichtung zur Verschwiegenheit verletzen 
würden. 

§ 51 

Pflicht der Vorstandsmitglieder zur 
Verschwiegenheit 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes haben — 
auch nach dem Ausscheiden aus dem Vor- 
stand — über die Angelegenheiten, die ihnen 
bei ihrer Tätigkeit im Vorstand über Mit- 
glieder der Berufskammer, Bewerber und an- 
dere Personen bekannt werden, Verschwie- 
genheit gegen jedermann zu bewahren. Das 
gleiche gilt für Mitglieder, die zur Mitarbeit 
im Vorstand oder in den Ausschüssen heran- 
gezogen werden, und für Angestellte der 
Kammer. 

(2) Audi soweit im Verfahren vor Finanz- 
gerichten, Ehrengerichten oder Finanz- und 
Steuerbehörden eine Auskunftspflicht besteht, 
dürfen die im Absatz 1 bezelchneten Per- 
sonen die Auskunft über solche Angelegen- 
heiten verweigern, die ihnen bei ihrer Tätig- 
keit im Vorstand o-der in den Ausschüssen 
über Mitglieder der Kammer, Bewerber und 
andere Personen anvertraut worden sind. Sie 
dürfen die Auskunft nicht verweigern, wenn 
sie von der Verpflichtung zur Verschwiegen- 
heit nach Absatz 3 entbunden worden sind. 

(3) Über ^Anträge auf Erteilung der Ge- 
nehmigung zur Aussage hat der Vorstand 
der Kammer nach pflichtmäßigem Ermessen 
zu beschließen. Die Genehmigung soll nur 
versagt werden, wenn Rücksichten auf Ver- 
schwiegenheitspflichten eines Kammermit- 
glicdes oder auf die Stellung oder die Auf- 
gaben der Kammer es unabweisbar fordern. 

§ 52 

Arbeitsgemeinschaft 

(1) Mehrere Berufskammern können sich 
zu einer nichtrechtsfähigen Arbeitsgemein- 


schaft zusammenschließen, wenn die Satzun- 
gen der Kammern dies vorsehen. Der Arbeits- 
gemeinschaft können jedoch nicht Aufsichts- 
befugnisse oder andere Aufgaben übertragen 
werden, für die gesetzlich die Zuständigkeit 
der einzelnen Berufskammer begründet ist. 

(2) Die in § 51 bezeiclaneten Personen ver- 
stoßen nicht gegen ihre Pflicht zur Ver- 
scliwiegenheit, wenn sie der Arbeitsgemein- 
schaft Angelegenheiten mitteilcn, die zum 
Aufgabengebiet der Arbeitsgemeinschaft ge- 
hören. § 51 Abs. 1 gilt sinngemäß für die 
Personen, die für die Arbeitsgemeinschaft 
tätig werden. 

§ 53 

Bundeskammern 

(1) Die Berufskammern der Steuerberater 
bilden eine Bundeskammer der Steuerbe- 
rater. Die Berufskammern der Steuerbevoll- 
mächtigten bilden eine Bundeskammer der 
Steucrbevollmächtigten. 

(2) Die Bundeskammern haben ihren Sitz 
am Ort der Bundesregierung. Sie sind Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts. 

(3) Die Vorstände der Bundeskammern 
werden von den Berufskammern gewählt. 
Im übrigen geben sich die Bundeskammern 
ihre Satzung selbst. Sie bedarf der Genehmi- 
gung durch die Aufsichtsbehörde. 

§ 54 

Aufgaben der Bundeskammern 

Die Bundeskammern haben die Aufgabe, 
die Belange des Berufsstandes für das ge- 
samte Bundesgebiet zu wahren und zu för- 
dern, insbesondere den Berufsstand gegen- 
über den Bundesorganen zu vertreten. Sie 
können Einriditungen für die Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung der Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigten schaffen. 

§ 55 

Arbeitsgemeinschaft der Bundeskammern 

(1) Die Bundeskammer der Steuerberater 
und die Bundeskammer der Steuerbevoll- 
mächtigten werden zu einer nichtrechtsfähi- 
gen Arbeitsgemeinschaft mit gemeinsamer 
Geschäftsstelle zur Behandlung gemeinsamer 
Fragen der beiden Berufsgruppen zusammen- 
gesdilossen. 

(2) Die Arbeitsgemeinschaft gibt sich ihre 
Satzung selbst. Die Satzung bedarf der Ge- 
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nchmigung durch den Bundesmlnister der 
Finanzen. 

§ 56 

Staatsaufsicht 

(1) Die oberste Landesbehörde führt die 
Aufsicht über die Berufskammern, 

(2) Der Bundesminister der Finanzen führt 
die Aufsicht über die Bundeskammern. 

(3) Die Aufsichtsbehörde hat insbesondere 
darüber zu wachen, daß die Kammern ihre 
Aufgaben im Rahmen der geltenden Gesetze 
und der Satzung erfüllen. 


Fünfter Teil 

Ehrengerichtliches und berufs- 
gerichtliches Verfahren 

ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 


S 57 


Ehrengerichtliche Bestrafung, Aussdiließung 
aus dem Berufsstand 


(1) Steuerberater und Steucrbevollmäch- 
tigte, die ihre Berufspflichten verletzen, wer- 
den ehrengeriditlich bestraft. Das ehrenge- 
richtliche Verfahren findet vor dem Ehren- 
gericht statt. 

(2) Ein ehrengerichtliches Verfahren ist 
nicht mehr zulässig, wenn der Steuerberater 
oder Steuerbevollmächtigte die Handlung vor 
mehr als fünf Jahren begangen hat. 

(3) Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte, die ihre Berufspflichten so gröblich 
verletzen, daß sie unwürdig sind, den Beruf 
des Steuerberaters oder des Steuerbevollmäch- 
tigten weiterhin auszuüben, werden im be- 
rufsgerichtlichen Verfahren aus dem Berufs- 
stand ausgeschlossen. Das berufsgerichtliche 
Verfahren findet vor dem Berufsgericht 
statt. 

§ 58 

Einleitung des Verfahrens 

(1) Hält der Ehrenausschuß einen Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigten einer 
Handlung für hinreichend verdächtig, die eine 
ehrengerichtliche Bestrafung erfordert, so be- 
antragt er bei dem Vorstand der Berufskam- 
mer, das ehrengerichtliche Verfahren einzu- 
leiten. 


(2) Hält der Ehrenausschuß einen Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigten einer 
Handlung für hinreichend verdächtig, die die 
Ausschließung aus dem Berufsstand erfor- 
dert, so beantragt er bei dem Vorstand der 
Berufskammer, das berufsgerichtliche Ver- 
fahren einzuleiten. 

(3) Der Ehrenausschuß oder ein Mitglied 
des Ehrenausschusses hat den Beschuldigten 
vorher über die ihm zur Last gelegte Hand- 
lung unter Aufnahme einer Niederschrift zu 
hören; der Beschuldigte kann sich auch 
schriftlich äußern. 


§ 59 

Antragsrecht der Finanzbehörden 

(1) Hält eine Finanz- oder Steuerbehörde 
ein Einschreiten gegen einen Steuerberater 
oder Steuerbevollmächtigten für erforder- 
lich, so teilt sie ihre Wahrnehmungen dem 
Ehrenausschuß der zuständigen Berufskam- 
mer mit. 

(2) Hält die Oberfinanzdirektion eine 
ehrengerichtliche Bestrafung oder die Aus- 
schließung aus dem Berufsstand für erforder- 
lich, so ersucht sie den Vorstand der zustän- 
digen Berufskammer, ein ehrengerichtliches 
oder berufsgerichtliches Verfahren einzuleiten. 
Gibt der Vorstand dem Ersuchen nicht statt, 
so kann sie selbst das ehrengerichtliche oder 
berufsgerichtliche Verfahren einleiten. 

S 60 

Geringfügige Pflichtverletzung 

Liegt nach Auffassung des Vorstandes der 
Berufskammer nur eine geringfügige Ver- 
letzung der Berufs pflichten vor, so Ist von 
der Einleitung eines ehrengerichtlichen Ver- 
fahrens abzusehen. Der Vorstand der Berufs- 
kammer kann in diesen Fällen dem Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigten seine 
Mißbilligung aussprechen. Die Mißbillieung 
ist keine Strafe. 

§ 61 

Verhältnis des ehrengerichtlichen Verfahrens 
zur Mißbilligung und zum berufsgerichtlichen 
Verfahren 

(1) Der Einleitung eines ehrengerichtlichen 
Verfahrens gegen einen Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigten steht es nicht entge- 
gen, daß der Vorstand der' Berufskammer 
Ihm bereits wegen desselben Verhaltens seine 
Mißbilligung ausgesprochen hat. 
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(2) Ein ehrengeriditlidies Verfahren ist 
nidht zulässig, wenn bereits wegen desselben 
Verhaltens ein beruf sgerichtliclies Verfahren 
eingeleitet ist. 

(3) Ein berufsgerichtliches Verfahren ist 
nicht mehr zulässig, wenn gegen den Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigten wegen 
desselben Verhaltens ein ehrengerichtliches 
Verfahren durchgeführt ist. 

§ 62 

Amts- und Rechtshilfe 

(1) Die Ehrengerichte und Berufsgerichtc 
haben sich untereinander Amts- und Rechts- 
hilfe ZU leisten. 

(2) Auf Ersuchen haben auch die Gerichte 
und Verwaltungsbehörden den Ehrengerich- 
ten und den Berufsgerichten Amts- und 
Rechtshilfe zu leisten. Die gleiche Verpflich- 
tung haben die Ehrengerichte und die Be- 
rufsgerichte gegenüber den Gerichten und 
V erwal tungsbehörden. 

(3) Um die eidliche Vernehmung von Zeu- 
gen und Sachverständigen können nur die 
Amtsgerichte ersucht werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Ehrengerichtlidies Verfahren 

§ 63 

Ehrengerichtliche Strafen 

(1) Im ehrengerichtlichen Verfahren kön- 
nen folgende Strafen verhängt werden: 

1. Warnung, 

2. Verweis, 

3. Geldbuße bis zu dreitausend Deutsche 
Mark. 

(2) In einem und demselben Verfahren 
darf nur eine dieser Strafen verhängt wer- 
den. Geldbußen fließen der Berufskammer 
zu. 

§ 64 

Ehrengericht für Steuerberater 

(1) Das Ehrengericht für Steuerberater 
wird bei der Berufskammer der Steuerberater 
gebildet. 

(2) Es setzt sich aus dem Vorsitzenden und 
zwei Beisitzern zusammen. Der Vorsitzende 


muß die Befähigung zum Richteramt haben. 
Für jedes Mitglied des Ehrengerichts ist ein 
Stellvertreter vorzusehen. 

(3) Die Mitglieder des Ehrengerichts und 
ihre Stellvertreter werden von der Mitglie- 
derversammlung der Kammer für drei Jahre 
gewählt. 

§ 65 

Ehrengericht für Stcuerbevollmächtigtc 

(1) Das Ehrengericht für Steucrbcvollmäch- 
tigte wird bei der Berufskammer der Steuer- 
bevollmächtigten gebildet. 

(2) Es setzt sich aus dem Vorsitzenden und 
zwei Beisitzern zusammen. Der Vorsitzende 
muß die Befähigung zum Richteramt haben. 
Für jedes Mitglied des Ehrengerichts ist ein 
Stellvertreter vorzusehen. 

(3) Die Mitglieder des Ehrengerichts und 
ihre Stellvertreter werden von der Mitglie- 
derversammlung der Kammer für drei Jahre 
gewählt. 

§ 66 

Unvereinbarkeit mit einem Vorstandsamt 

Die Mitglieder des Ehrengerichts dürfen 
nicht gleichzeitig dem Vorstand der Berufs- 
kammer angehören. 

S 67 

Ehrengerichtsordnungen 

Die näheren Bestimmungen über das ehren- 
gerichtliche Verfahren gegen Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigte werden in Ehren- 
gerichtsordnungen getroffen, die die Bundes- 
regierung durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates erläßt. In diesen 
ist das Verfahren nach den Grundsätzen der 
Bundesdisziplinarordnung vom 28. Novem- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 761) zu regeln. 
Dabei ist insbesondere eine Hauptverhand- 
lung vorzusehen, auf Grund deren das Urteil 
ergeht. Das Verfahren ist gegenüber ehren- 
gerichtlichen Verfahren anderer Berufsstände 
abzugrenzen. 

§ 68 

Überleitung in das berufsgerichtliche 
Verfahren 

(1) Hält das Ehrengericht nach dem Ergeb- 
nis der Hauptvcrhandlung die Einleitung 
eines Verfahrens zum Zwecke der Ausschlie- 
ßung aus dem Berufsstand für erforderlich, 
so verweist es die Sache durch Beschluß an 
das Berufgericht. 



(2) In dem Beschluß ist anzuführen, in 
welchen Tatsachen eine Pfliditvcrlctzung des 
Beschuldigten erblickt wird und aus welchen 
Gründen die Aussdiließung aus dem Berufs- 
stand erforderlich erscheint. 

(3) Der Beschluß kann nicht angefochten 
werden. Er hat die Wirkung, daß das bc- 
rufsgcrichtlidic Verfahren anhängig wird. 

§ 69 

Rechtsmittel 

(1) Soweit Beschlüsse des Ehengerichts nach 
den Ehrcngcriditsordnungen angefochten 
werden können, ist das Rechtsmittel der Be- 
schwerde an das Finanzgeridit gegeben. 

(2) Gegen Urteile des Ehrengerichts ist das 
Rechtsmittel der Berufung an das Finanz- 
gericht gegeben. 

(3) Gegen Berufungsurteile des Finanz- 
gerichts findet die Reditsbeschwcrdc an den 
Bundesfinanzhof statt, wenn das Finanz- 
geridit sie im Urteil zugclasscn hat. Es darf 
die Reditsbeschwerde nur zulassen, wenn es 
über Fragen entschieden hat, die für die 
Finanzverwaltung oder den Berufsstand von 
grundsätzlicher Bedeutung sind. 

'(4) Der Beschuldigte, die Oberflnanzdlrek- 
tlon und die Berufskammer sind befugt, Be- 
rufung und Rechtsbeschwerdc einzulegen. 

§70 

Zuständigkeit 

Für die Entscheidung über die Rechts- 
mittel des § 69 Abs. 1 und 2 ist das Finanz- 
gericht zuständig, in dessen Bezirk das Ehren- 
gericht gebildet ist, und zwar die Kammer 
des Finanzgerichts, der die Aufgaben des Be- 
rufsgerichts übertragen sind. Hält das Finanz- 
geridit die Einleitung eines Verfahrens zum 
Zweck der Ausschließung aus dem Berufs- 
stand für erforderlich, so stellt cs das ehren- 
gerichtliche Verfahren ein und erklärt das 
berufsgerichtliche Verfahren für anhängig. 

§71 

Verfahren 

(1) Das Rechtsmittelverfahrca ist in den 
Ehrengcrlditsordnungcn nach den Grund- 
sätzen der Bundedisziplinarordnung zu regeln. 

(2) Die Rechtsbeschwerde ist innerhalb von 
zwei Wochen bei dem Bundesfinanzhof 
schriftlich einzulegen. Die Frist beginnt mit 


der Verkündung der Entscheidung. Ist das 
Urteil nicht in Anwesenheit des Beschuldig- 
ten verkündet worden, so beginnt sie mit der 
Zustellung der Entscheidung. 

(3) Die Reditsbeschwerde kann nur darauf 
gestützt werden, daß die Entscheidung auf 
Nichtanwendung oder unriditige Anwendung 
des bestehenden Redits beruhe, oder daß das 
Verfahren an wesentlichen Mängeln leide. 

(4) Das Urteil darf nicht zum Naditcil 
des Beschuldigten geändert werden, wenn die 
Reditsbeschwerde lediglich von dem Beschul- 
digten oder zu seinen Gunsten eingelegt ist. 

DRITTER ABSCHNITT 
Berufgerichtliches Verfahren 

§ 72 

Berufsgerichte 

(1) Das Berufsgericht für Steuerberater 
wird als eine Kammer des Finanzgerichts ge-- 
bildet. Dem Berufsgericht gehören drei 
Finanzrichter und zwei ehrenamtliche Mit- 
glieder an. Die ehrenamtlichen Mitglieder 
werden von der Berufskammer der Steuer- 
berater für drei Jahre gewählt. Für die ehren- 
amtlichen Mitglieder sind zugleich Stellver- 
treter zu wählen. 

(2) Entsprechendes gilt für das Berufs- 
gcridit für Steuerbevollmächtigte; die ehren- 
amtlichen Mitglieder und ihre Stellvertreter 
werden von der Berufskammer der Steuer- 
bevollmächtigten gewählt. 

(3) Die ehrenamtlichen Mitglieder des Be- 
rufsgeridits dürfen nicht gleichzeitig dem 
Vorstand der Berufskammer angehören. 

§73 

Verfahren 

(1) Für das Verfahren gelten die §§ 13, 
14, 17 bis 19 Abs. 2 Satz 3 Flalbsatz 1, §§ 20, 
28, 44 Abs. 1, 2 und 3 Satz 1, §§ 45 bis 51, 53 
bis 59, 61, 62, 65 bis 77 und 83 bis 93 der 
Bundesdisziplinarordnung sinngemäß, soweit 
sich nicht aus diesem Gesetz etwas anderes 
ergibt. 

(2) Es treten an die Stelle 

des förmlichen Diszi- das beriifsgcrichtlidie 
plinarverfahrens Verfahren, 

der Bundesdisziplinar- 
kammer das Berufsgericht, 





des Bundesdiszipllnar- 

hofes der Bundesfinanzhof, 

der Einlcitiingsbehördc die Einlcitungsstellc. 

An die Stelle des Bundesdisziplinaranwalts 
tritt in den Fällen der §§ 50, 53 Abs. 1, 4 und 6, 
§61 Abs. 2 und 5, § 65 Abs. 3, § 67 Abs. 3, 
§ 71 Abs. 1 und § 73 Abs. 2 und 3 der Bundes- 
disziplinarordnung ein Vertreter der Einlei- 
tu ngsstclle und im Falle des § 75 der Biindes- 
dlsziplinarordnung ein Vertreter der ober- 
sten Landesbehördc. 

(3) Binleitungsstelle ist die Berufskamnier, 
der der Besdiuldlgtc im Zeitpunkt der Ein- 
leitung angehört, im Falle des § 59 Abs. 2 
Satz 2 die Oberfinanzdirektion. Als Unter- 
sudiungsführcr ist ein Finanzrichter zu be- 
stellen; um seine Bestellung ist der Präsident 
des Finanzgerichts zu ersuchen. Als Vertreter 
der Einleltungsstclle bestellt die Berufs- 
kammer ein Mitglied der Kammer, die Ober- 
finanzdircktion einen Beamten. 


§ 74 


Einstellung des Verfahrens 


(1) Die Einleitungsstelle muß das Verfah- 
ren, solange es noch nicht bei dem Berufs- 
gericht anhängig ist, einstellen, wenn 

1. es nicht rechtswirksam eingeleitet oder 
sonst unzulässig ist; 

2. die Bestellung des Beschuldigten erloschen 
oder zurückgenommen ist. 

(2) Die Einleitungsstellc kann das Verfah- 
ren, solange es nodi nidit bei dem Berufs- 
gericht anhängig ist, einstcllen oder in das 
chrengerlchtlidhe Verfahren überleiten, wenn 
sie es nadi dem Ergebnis der Untersuchung 
für angebracht hält. 

(3) Die Einstellungsverfügung ist zu be- 
gründen und dem Beschuldigten zuzustellen. 


§ 75 


Unzulässigkeit der Abgabe an das 
Ehrengericht 

Das Berufsgericht hat in der Sache selbst 
zu entscheiden, auch wenn sich nach Eingang 
der Ansdiuldigungsschrift ergibt, daß die 
Ausschließung aus dem Berufsstand nicht zu 
erwarten ist, und daß deshalb für die Ver- 
handlung und Entsdieidung an sich das 
Ehrengericht zuständig wäre. 


§ 76 

Öffentlichkeit 

Die Hauptvcrhandlung ist öffentlich. Die 
§§172 bis 174 des Gcrichtsverfassungsgcsetzcs 
über den Ausschluß der Öffentlichkeit gelten 
sinngemäß. Die Öffentlichkeit kann ferner 
ausgcsdilosscn werden, wenn dies im Inter- 
esse des Steuergeheimnisses erforderlich ist. 

§ 77 

Entscheidung des Berufsgerichts 

(1) Das Urteil lautet auf Freisprechung, 
Ausschließung aus dem Berufsstand der 
Steuerberater oder Steucrbcvollmächtlgten 
oder Einstellung des Verfahrens. 

(2) Das Berufsgericht kann auf eine ehren- 
gerichtliche Strafe erkennen, wenn in dem 
Verfahren eine Verletzung der Berufspflich- 
icn des Steuerberaters oder Stcucrbevollmädi- 
tigten fcstgestcllt wird, ohne daß die Aus- 
schließung aus dem Berufsstand verwirkt ist. 

(3) Das Berufsgericht hat das Verfahren 
einzustellen, wenn die Voraussetzungen des 
§ 74 Abs. 1 vorllegcn; vor Beginn derFiaupt- 
verhandlimg kann cs das Verfahren durch 
Beschluß einstellcn. 


§ 78 

Beteiligung der Obcrfinanzdircktion 

(1) Ist die Berufskammer Einleitungsstellc, 
so ist eine Ausfertigung des Urteils mit 
Gründen auch der Obcrfinanzdircktion zu- 
zustcllcn. x\uch die Obcrfinanzdircktion ist 
befugt, Berufung gegen das Urteil elnzulegcn. 

(2) Entsprediendcs gilt für die Berufs- 
kammer, wenn die Oberfinanzdirektion Ein- 
leitungsstcllc ist. 


§ 79 


Berufs- und Vertretungsverbot 

(i) Ist gegen einen Steuerberater oder 
Stcucrbcvollmächtigten ein berufsecrichtlidies 
Verfahren eingcleitet, so kann das Beriifs- 
gericht gegen ihn durch Beschluß ein Berufs- 
oder Vertretungsverbot verhängen, wenn zu 
erwarten ist, daß gegen ihn auf Ausschlie- 
ßung aus dem Berufsstand erkannt werden 
wird. Der Beschuldigte und der Vertreter 
der Einleitungsstelle sind vorher zu hören. 

(2") Erkennt das Berufsgcrlclit auf Aus- 
schließung aus dem Berufsstand, so kann es 
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gleichzeitig die Verhängung des Berufs- oder 
Vertretungsverbots beschließen. Dies gilt 
auch dann, wenn der Beschuldigte zu der 
Hauptverhandlung nicht ersdiienen ist. 

(3) Der Beschluß muß einstimmig gefaßt 
werden. Er ist mit Gründen zu versehen und 
dem Beschuldigten zuzustellen. 

§ 80 

Wirkungen des Verbots 

(1) Der Beschluß wird mit der Verkün- 
dung wirksam. Die Beschwerde an den Bun- 
desfinanzhof hat keine aufschiebende Wir- 
kung. 

(2) Der Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigte, gegen den das Berufsverbot ver- 
hängt ist, darf seinen Beruf nicht mehr aus- 
üben. 

(3) Der Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigte, gegen den das Vertretungsverbot 
verhängt ist, darf nicht als bevollmächtigter 
Vertreter nach § 36 tätig werden. 

(4) Die rechtliche Wirksamkeit von Hand- 
lungen des Steuerberaters oder Steuerbevoll- 
mächtigten wird durch das Berufs- oder Ver- 
tretungsverbot nicht berührt. 

§ 81 

Wegfall des Verbots 

(1) Das Berufs- oder Vertretungsverbot 
kann jederzeit von dem Berufsgericht aufge- 
hoben werden. 

(2) Wird das berufsgerichtliche Verfahren 
eingestellt oder ergeht ein nicht auf Aus- 
schließung lautendes Urteil, so tritt das Be- 
rufs- oder Vertretungsverbot außer Kraft. 

§ 82 

Mitteilung des Verbots 

(1) Beglaubigte Abschriften des Beschlusses, 
durch den das Berufs- oder Vertretungsverbot 
verhängt wird, sind alsbald mitzuteilen 

1 . der obersten Landesbehörde, 

2. der Oberfinanzdirektion, 

3. dem Finanzgericht, in dessen Bezirk de 
Beschuldigte seine berufliche Niederlas- 
sung hat, 


4. dem Finanzamt und dem Hauptzollamt, 
in deren Bezirk der Beschuldic^-te seine 
berufliche Niederlassung hat, 

5. der Berufskammer. 

(2) Bei Wegfall des Verbots Ist Absatz 1 
entsprechend anzuwenden. 

§ 83 

Bestellung eines Vertreters 

(1) 'Für den Steuerberater, gegen den das 
Berufs- oder Vertretungsverbot verhängt 
ist, wird im Falle des Bedürfnisses von der 
obersten Landesbehörde ein anderer Steuer- 
berater als Vertreter bestellt. Vor der Be- 
stellung sind die Berufskammer und der 
Steuerberater zu hören. Der Steuerberater 
kann einen geeigneten Vertreter vorschlagen. 

(2) Der Steuerberater, dem die Vertretung 
übertragen wird, kann sie nur aus einem 
wichtigen Grund ablehnen. Über die Ab- 
lehnung entscheidet che oberste Landes- 
behörde. Vor der Entscheidung Ist die Kam- 
mer zu hören. 

(3) Der Vertreter führt sein Amt unter 
eigener Verantwortung, jedoch für Rechnung 
und auf Kosten des Vertretenen. An Weisun- 
gen des Vertretenen ist er nicht gebunden. 

(4) Der Vertretene hat dem Vertreter eine 
angemessene Vergütung zu zahlen. Auf An- 
trag des Vertretenen oder des Vertreters 
setzt die Kammer die Vergütung fest. Für 
die so festgesetzte Vergütung haftet die 
Kammer wie ein Bürge. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten sinngemäß 
auch für Steuerbevollmächtigte; statt der 
obersten Landesbehörde entscheidet die Ober- 
finanzdirektion. 

5 84 

Vollzug der Ausschließung 

(1) Die Ausschließung aus dem Berufsstand 
wird mit der Rechtskraft des Urteils wirk- 
sam. 

(2) Der Verurteilte wird auf Grund einer 
beglaubigten Abschrift der Urtcilsformci, die 
der Urkundsbeamte der Gesdiäftsstelle des 
Berufsgerichts erteilt und mit der Bescheini- 
gung der Rechtskraft versieht, im Berufs- 
register gelöscht. 
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VIERTER ABSCHNITT 

Kosten im ehrengerichtlichen und im berufs- 
geriditlidien Verfahren 

§ 85 

Gebührenfreiheit, Auslagen 

Für das ehrengerichtliche und das berufs- 
gerichtliche Verfahren werden keine Gebüh- 
ren, sondern nur die baren Auslagen nach 
den Vorschriften des Gerichtskostengesetzes 
erhoben. 

§ 86 

Kostenpflicht 

(1) Dem Beschuldigten, der im ehren- 
gerichtiichen oder im berufsgeriditlichen V er- 
fahren verurteilt wird, sind zugleich die 
in dem Verfahren entstandenen Kosten ganz 
oder teilweise aufzuerlegen. 

(2) Dem Beschuldigten, der im ehren- 
geridhtllchen oder im berufsgerichtlichen Ver- 
iahren ein Rechtsmittel zurückgenommen 
oder ohne Erfolg eingelegt hat, sind zugleich 
die durch dieses Verfahren entstandenen Ko- 
sten aufzuerlegen. Hatte das Rechtsmittel 
teilweise Erfolg, so kann dem Beschuldigten 
ein angemessener Teil dieser Kosten auf erlegt 
werden. 

(3) Die dem freigesprochenen Beschuldigten 

erwachsenen notwendigen Auslagen können 
im Verfahren vor dem Ehrengericht der Be- 
ruf skammer, im vor dem Bundes- 

finanzhof der Bundeskasse, Im übrigen der 
Staatskasse auferlegt werden. 

§ 87 

Haftung der Berufskammer 

(1) Kosten, die weder dem Beschuldigten 
noch einem Dritten auferlegt oder von dem 
Beschuldigten nicht eingezogen werden kön- 
nen, fallen der Berufskammer zur Last, wel- 
cher der Beschuldigte angehört. Im Falle des 
§ 59 Abs. 2 Satz 2 tritt die Staatskasse an die 
Stelle der Berufskammer. 

(2) Im Verfahren vor dem Ehrengeridit 
haftet die Berufskammer den Zeugen und 
Sachverständigen für die ihnen zustehende 
Entschädigung ln dem gleichen Umfang, In 
dem die Haftung der Staatskasse nach der 
Strafprozeßordnung begründet ist. Bei weite- 
rer Entfernung des Aufenthaltsorts der ge- 
ladenen Personen ist ihnen auf Antrag ein 
Vorschuß zu bewilligen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Beitreibung der Kosten und Geldbußen 

§ 88 

Beitreibung der Kosten des Verfahrens vor 
dem Ehrengericht und der Geldbußen 

Kosten, die im Verfahren vor dem Ehren- 
gericht entstanden sind, und Geldbußen wer- 
den auf Antrag des Vorstandes der Berufs- 
kammer nach den landesrechtlichen Vor- 
schriften im Verwaltungszwangsverfahren 
beigetrieben. 

§ 89 

Beltrelbimg der Kosten des Verfahrens vor 
den staatlichen Gerichten 

(1) Kosten, die im Verfahren vor dem 
Finanzgericht und dem Bundesfinanzhof ent- 
standen sind, werden durch die Finanzämter 
beigetrieben. 

(2) Im Verfahren vor dem Bundesfinanzhof 
entstandene Kosten sind an den Bund abzu- 
führen. 

§ 90 

Beitreibung nach Ausscheiden aus dem 
Berufsstand 

Die Beitreibung von Kosten und Geld- 
bußen wird nicht dadurch gehindert, daß der 
Beschuldigte nach Abschluß des Verfahrens 
aus dem Berufsstand der Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigten ausgeschieden Ist. 


Sechster Teil 

Reditsmittel außerhalb des ehren- 
geriditlidien und des 
berufsgerichtlidien Verfahrens 

§ 91 

Zulässigkeit der Rechtsmittel 

Bis zur Regelung der zulässigen Rechts- 
mittel durch eine Finanzgerichtsordnung Ist 
das Rechtsmittel der Berufung an das Finanz- 
gericht gegeben: 

1. gegen Entscheidungen des Zulassungs- 
ausschusses über Anträge auf Zulassung 
zur Prüfung oder auf Befreiung von der 
Prüfung (§ 11) und über Anträge auf 
WiederbesteUimg {§ 23) sowie gegen Ent- 
scheidungen, die eine Zurücknahme der 
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Zulassung zur Prüfung oder der Befrei- 
ung von der Prüfung enthalten (§ 12); 

2. gegen Entscheidungen des Prüfungsaus- 
schusses über Ausschluß eines Bewerbers 
von der weiteren Teilnahme an der Prü- 
fung (§18 Abs. 2); 

3. gegen Entscheidungen der obersten Lan- 
desbehörde und der Oberfinanzdirektion, 
die eine Zurücknahme der Bestellung 
enthalten (§ 22); 

4. gegen Entscheidungen der registerführen- 
den Behörde über Eintragungen in das 
Berufsregister (§§ 24 bis 27). 

§ 92 

Berechtigter 

Befugt, ein Rechtsmittel einzulegen, ist der, 

gegen den die Entscheidung ergangen ist. 


§ 93 

Berufungsverf ähren 

Für das Verfahren gelten die §§ 243 bis 
258, 264, 266 bis 298 der Reichsabgabenord- 
nung sinngemäß. 

(2) Über die Berufung entscheidet das 
Finanzgericht, in dessen Bezirk die Stelle ihren 
Sitz hat, deren Entscheidung angefochten 
wird, und zwar die Kammer des Finanz- 
gerichts, der die x\ufgaben des Berufsgerichts 
übertragen sind. 

(3) Die Reditsbeschwerde ist nur in den 
Fällen des § 91 Nr. 3 zulässig. 


Siebenter Teil 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

S 94 

Hilfeleistung für landwirtsdiaftliche Betriebe 

Die Voraussetzungen für die Hilfeleistung 
bei der Erfüllung von Buchführungspflichten, 
die auf Grund von Steuergesetzen für land- 
wlrtschaftlidie, forstwirtsdiaftliche, gärtne- 
rische und Weinbau-Betriebe bestehen, wer- 
den bei der gesetzlichen Neuordnung des 
landwirtschaftlichen Buchführungs- undBudi- 
prüfungswesens näher geregelt. 


§ 95 

Vor dem Inkrafttreten des Gesetzes zuge- 
lassene Steuerberater und Helfer in Steuer- 
sachen 

(1) Wer beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Geltungsbereidi des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) als Steuerberater Öffentlidi 
bestellt oder endgültig zugelassen ist, bleibt 
Steuerberater, ohne nochmals bestellt zu wer- 
den. Wer beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) als Helfer in Steuersachen 
endgültig zugelassen ist, ist Steuerbevoll- 
mächtigter, ohne als solcher bestellt zu 
werden. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Personen 
haben innerhalb von drei Monaten nadi dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes ihre Eintragung 
in das für den Bezirk ihrer beruflichen Nie- 
derlassung geführte Berufsregister zu bean- 
tragen. Sie haben dabei das Vorliegen der Vor- 
aussetzung des Absatzes 1 nachzuweisen. Vor 
der Eintragung haben Steuerberater den Be- 
rufseid nach § 19 Abs. 2 zu leisten. Steuer- 
bevollmächtigte haben sich nach § 19 Abs. 3 
verpflichten zu lassen. 

(3) Wird der Antrag nicht rechtzeitig ge- 
stellt Older der Nachweis nach Absatz 2 Satz 2 
nicht rechtzeitig geführt oder weigert sich 
der Antragsteller, den Berufseid zu leisten 
oder sich verpflichten zu lassen, so erlischt 
die Eigenschaft als Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigter. In Fällen unbilliger Härte 
kann die registerführende Behörde eine Ver- 
längerung der Antrags- und der Nachwei- 
sungsfrist gewähren. 

§ 96 

Vorläufig zugelassene Steuerberater und 
Helfer in Steuersachen 

(1) Steuerberater und Helfer in Steuer- 
sachen, die beim Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) vorläufig zugelassen sind, 
dürfen bis zur Ablegung der Steuerberater- 
prüfung oder Steuerbevollmächtigtenprüfung 
weiter tätig werden. 

(2) Die vorläufige Zulassung als Steuer- 
berater oder Helfer in Steuersachen erlischt, 

1. wenn die Zulassung zur Prüfung nicht 

innerhalb von drei Monaten nach dem 

Inkrafttreten dieses Gesetzes beantragt 

wird; 
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2. wenn die Zulassung zur Prüfung rechts- 
kräftig versagt oder zurückgenommen ist; 

3. wenn die Prüfung nidit bestanden ist. 

§ 97 

Bestehende Gesellschaften 

(1) Steuerberatungsgesellschaften, die beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes im Geltungs- 
bereich des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) zugelassen oder anerkannt sind und 
den Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 entsprechen, dürfen weiter tätig werden. 

(2) Steuerberatungsgesellschaften, die beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes im Geltungs- 
bereidi des Grundgesetzes oder in Berlin 
(West) zugelassen oder anerkannt sind und 
den Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 nicht 
entspredien, dürfen bis zum Ablauf des Ka- 
lenderjahres, das auf das Inkrafttreten dieses 
Gesetzes folgt, weiter tätig werden. Steuer- 
beratungsgesellschaften in Form von Aktien- 
gesellschaften dürfen auch nadi diesem Zeit- 
punkt weiter tätig werden, wenn und solange 

1. mindestens die Hälfte der Vorstandsmit- 
glieder Steuerberater sind, 

2. die Vorstandsmitglieder, die nicht Steuer- 
berater sind, keine Steuerberatung aus- 
üben, und 

3. bei Ernennung neuer Vorstandsmitglieder 
Steuerberater als Vorstandsmitglieder be- 
stellt werden. 

Beim Vorliegen eines wichtigen Grundes 
kann die oberste Landesbehörde Befrei- 
ung von der Voraussetzung unter Nr. 3 
bewilligen. 

(3) Die in den Absätzen 1 und 2 genann- 
ten Gesellschaften haben innerhalb von drei 
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes ihre Eintragung in das Berufsregistcr 
zu beantragen und dabei das Vorliegen der 
Voraussetzungen der Absätze 1 oder 2 Satz 1 
nachzuweisen. Wird der Antrag nicht recht- 
zeitig gestellt oder die Zulassung der Aner- 
kennung als Steuerberatungsgesellschaft nicht 
rechtzeitig nachgewiesen, so dürfen sie nicht 
weiter tätig werden. Weist eine unter Ab- 
satz 1 fallende Gesellschaft nicht rechtzeitg 
nach, daß sie den Voraussetzungen des § 4 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 entspricht, so ist sie wie 
eine unter Absatz 2 Satz 1 fallende Gesell- 
schaft zu behandeln. In Fällen unbilliger 
Härte kann die registerführende Behörde 


eine Verlängerung der Antrags- und der 
Nachweisungsfrist gewähren. 

(4) Gesellschaften, denen beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Erlaubnis zur Hilfe- 
leistung in Steuersachen nach § 107 a Abs. 1 
der Reichsabgabenordnung erteilt ist, dürfen 
bis zum Ablauf des Kalenderjahrens, das auf 
das Inkrafttreten dieses Gesetzes folgt, wei- 
ter tätig werden. Ihre Verpflichtung, den Be- 
ruf nur durch die in der Erlaubnis nament- 
lich bezeichneten Personen auszuüben, wird 
hierdurch nicht berührt. Absatz 3 Sätze 1, 
2 und 4 gelten sinngemäß. 

(5) Die §§ 30, 32 bis 41 gelten sinngemäß. 

§ 98 

Löschung bestehender Gesellsdiaften 

(1) Die in § 97 Abs. 2 und 4 genannten 
Gesellsdiaften sind im Berufsregistcr zu 
löschen, 

1. wenn sic aufgelöst werden; 

2. wenn der Gescllschaftszwcck nicht mehr 
auf Steuerberatung oder Hilfeleistung 
in Steuersachen gerichtet ist; 

3. wenn die sich aus den bisherigen Vor- 
schriften ergebenden Voraussetzungen für 
das Tätig werden wegfallen; 

4. spätestens jedodi nach Ablauf des Ka- 
lenderjahres, das auf das Inkrafttreten 
dieses Gesetzes folgt. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nr. 3 
und 4 unterbleibt die Löschung, wenn die 
Gesellschaft das Vorliegen der Voraussetzun- 
gen des § 4 Abs. 1 oder des § 97 Abs. 2 
Satz 2 nachgewiesen hat. 

(3) § 91 Nr. 4 gilt sinngemäß. 

§ 99 

Bestehende auswärtige Geschäftsstellen 

(1) Auswärtige Geschäftsstellen, die beim 
Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits bestehen, 
dürfen weiter unterhalten werden, wenn der 
Leiter Steuerberater oder Steuerbevollmädi- 
tigter ist. Die Zustimmung der Berufs- 
kammer zur Unterhaltung der Geschäfts- 
stelle gilt in diesem Falle als erteilt. 

(2) Innerhalb von drei Monaten ist die 
Eintragung der Geschäftsstelle in das für sie 
zuständige Berufsregister zu beantragen. Da- 
bei ist nachzuweisen, daß der Leiter Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigter ist. 


21 



§ 100 

Anhängige Prüfungen 

Bewerber, die beim Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nach bisherigem Recht zur Prüfung 
als Steuerberater oder Helfer in Steuersachen 
zugelassen sind, werden nach den bisherigen 
Vorschriften geprüft und nach Bestehen der 
Prüfung nach § 19 als Steuerberater oder 
Steuerbevollmäditigter bestellt. Die Bestel- 
lung ist zu versagen, wenn der Zulassungs- 
ausschuß feststellt, daß die Voraussetzungen 
des § 9 nicht vorliegen; § 12 gilt sinngemäß. 

§ 101 

Anhängige Disziplinarverfahren 

(1) Disziplinarverfahren, die beim Inkraft- 
treten dieses Gesetzes noch nicht abgeschlos- 
sen sind, werden nach dem bisherigen Recht 
weiter durchgeführt. 

(2) Hält die Stelle, bei der das Verfahren 
anhängig ist, die Ausschließung aus dem Be- 
rufsstand für erforderlich, so verweist sie 
die Sache an das zuständige Berufsgericht. 

S 102 

Erleichterte Steuerberaterprüfung 
für Steuerbevollmächtigte 

(1) Besonders bewährte Steuerbevollmäch- 
tigte, denen die Ablegung der Steuerberater- 
prüfung aus politischen, rassischen cxler reli- 
giösen Gründen in den Jahren 1933 bis 1945 
oder infolge der Kriegs- oder Nachkriegs- 
verhältnisse nicht möglich war, können Inner- 
halb eines Jahres nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes die Zulassung zur erleichterten 
Steuerberaterprüfung beantragen. 

(2) Außer den Voraussetzungen des Ab- 
satzes 1 und des § 9 ist weitere Vorausset- 
zung, daß der Bewerber beim Inkrafttreten 
dieses Gesetzes mindestens acht Jahre lang 
als Helfer in Steuersachen ununterbrochen 
hauptberuflich tätig war. 

(3) Die erleichterte Prüfung besteht in 
einer mündlichen Prüfung über Abgaben- 
recht, Betriebswirtschaft, sonstige Rechts- 
gebiete und Berufsrecht. 

(4) Im übrigen gelten für die erleichterte 
Prüfung die §§11 bis 18 sinngemäß. 


S 103 

Einberufung der ersten Mitglieder- 
versammlung der Berufskammer 

(1) Die erste Mitgliederversammlung der 
Berufskammer tritt spätestens am dreißigsten 
Tage nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
zusammen. Sie wird durch die Oberfinanz- 
direktion mittels öffentlicher Bekanntma- 
chung im Bundessteuerblatt Teil II einbe- 
rufen. Der Oberfinanzpräsident führt bis 
zur Wahl des Präsidenten der Kammer den 
Vorsitz in der Mitgliederversammlung. Stimm- 
berechtigt sind alle Personen, die beim In- 
krafttreten dieses Gesetzes als endgültig zu- 
gelassene Steuerberater oder Helfer In Steuer- 
sachen ihre berufliche Niederlassung im 
Oberfinanzbezirk gehabt haben. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung hat 
zu wählen: 

1. den Vorstand der Kammer, 

2. die Mitglieder des Ehrenausschusses sowie 
ihre Stellvertreter, 

3. die Mitglieder des Ehrengerichts und ihre 
Stellvertreter, 

4. die ehrenamtlichen Mitglieder der Berufs- 
gerichte und Ihre Stellvertreter. 

§ 104 

Einberufung der ersten Mitglieder- 
versammlung der Bundeskammer 

(1) Die erste Mitgliederversammlung der 
Bundeskammer tritt spätestens am fünfzig- 
sten Tage nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes zusammen. Sie wird durch den Präsi- 
denten der Berufskammer für den Ober- 
finanzbezirk Köln einberufen. Er führt bis 
zur Wahl eines anderen Vorsitzenden den 
Vorsitz in der Mitgliederversammlung. 

(2) Die erste Mitgliederversammlung hat 
den Vorstand der Bundeskammer zu wählen. 

(3) Solange die Mitgliederversammlung 
kein anderes Stimmenverhältnis beschließt, 
hat jede Berufskammer mindestens zwei 
Stimmen, Berufskammern der Steuerberater 
mit mehr als zweihundert Mitgliedern und 
Berufskammern der Steuerbevollmächtigten 
mit mehr als neunhundert Mitgliedern haben 
drei Stimmen. 
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§ 105 

Einrichtung der Ehrengerichte und der 
Berufsgerichte 

Die Ehrengerichte und die Berufsgerichte 
sind innerhalb von drei Monaten nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes einzurichten. 

§ 106 

Durchführungsbestimmungen 

Außer den in § 18 Abs. 1, §§ 40 und 67 
genannten Ermäditigungen wird die Bundes- 
regierung ferner ermächtigt, mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung Be- 
stimmungen zu erlassen, um die Gleichmäßig- 
keit in der Gesetzesanwendung zu sichern, 
und zwar 

1. über die Prüfungen und ihre Voraus- 
setzungen; 

2. über die Bestellung; 

3. über Einrichtung und Führung des Be- 
ruf sregisters sowie über Meldepfliditen; 

4. über Rechte und Pflichten der Berufs- 
angehörigen; 

5. über die Organisation; 

6. über das weitere Tätigwerden von Gesell- 
schaften nach § 97 Abs. 2 und 4. 

§ 107 

Änderungen der Reichsabgabenordnung 

(1) § 107 Abs. 3 Ziff. 2 der Reichsabgaben- 
ordnung erhält folgende Fassung: 

„ a) für Steuerberater, 

b) für Steuerbevollmächtigte, soweit sic 
nach § 36 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigten (Steuer- 
beratungsgesetz) vom 

(Bundesgesetzbl. IS. . . ) vertretungs- 
berechtigt sind." 

(2) § 107 a der Reichsabgabenordnung er- 
hält folgende Fassung: 

„§ 107 a 

(1) Zur gesdiäftsniäßigen Hilfeleistung 
in Steuersachen sind Steuerberater, Steuer- 
beratungsgesellschaften und Steuerbevoll- 
mächtigte nach den Vorschriften des 
Steuerberatungsgesetzes befugt. 

(2) Zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung 
in Steuersachen sind ferner befugt: 


1. Behörden und Körperschaften des 
öffentlichen Rechts im Rahmen ihrer 
Zuständigkeit; 

2. Rechtsanwälte, Notare, Verwaltungs- 
rechtsräte, Patentanwälte, Prozeßagen- 
ten, Wirtschaftsprüfer und vereidigte 
Buchprüfer; 

2 a. Wirtsdiaftsprüfungsgesellschaften und 
Budiprüfungsgesellschaften, sofern sämt- 
liche Mitglieder des Vorstandes, sämt- 
liche Geschäftsführer oder persönlich 
haftende Gesellschafter berechtigt sind, 
geschäftsmäßig Hilfe ln Steuersachen 
zu leisten; 

3. Personen, die von einer Zollbehörde 
auf Zolltreue verpflichtet sind, soweit 
sie in Zollsachen oder in anderen 
Sadien, die von Zollbehörden verwal- 
tet werden, Hilfe leisten; 

4. Verwahrer und Verwalter fremden 
oder zu treuen Händen oder zu Siche- 
rungszwecken übereigneten Vermögens, 
soweit sie hinsichtlich dieses Vermögens 
Hilfe in Steuersachen leisten; 

5. Unternehmer, die ein Handelsgewerbe 
betreiben, soweit sie in unmittelbarem 
Zusammenhang mit einem Geschäft, das 
zu ihrem Handelsgewerbe gehört, Ihren 
Kunden Hilfe in Steuersachen leisten; 

6. geiicssenschaftliche Prafungsverbände, 
Spitzenverbände und genossenschaft- 
liche Treuhandstellen, soweit sie im 
Rahmen Ihres Aufgabenbereichs ihren 
Mitgliedern Hilfe in Steuersachen 
leisten; 

7. auf berufsständischer oder ähnlicher 
Grundlage gebildete Vereinigungen oder 
Stellen, soweit sie im Rahmen Ihres 
Aufgabenbereichs ihren MitglledernHIlfe 
in Stcuersachen unter Verzicht auf 
Werbung hierfür leisten; 

8. Angestellte, soweit sie Steuersachen 
ihres Dienstherrn erledigen; 

9. Angestellte, soweit sie bei den in Ab- 
satz 1 und in Absatz 2 Ziffern 1 bis 7 
bezeichneten Personen oder Stellen mit 
der Bearbeitung von Steuersachen be- 
schäftigt sind und Ihre Tätigkeit In 
Steuersachen sich in den Grenzen hält, 
die für die steuerrechtliche Betätigung 
des Dienstherrn bestehen. 

(3) Andere Personen, Unternehmen und 

Stellen dürfen nicht geschäftsmäßig Hilfe 
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in Steuersachen leisten, insbesondere nicht 
geschäftsmäßig Rat In Steuersachen ertei- 
len. Dies gilt nicht für die Erstattung wis- 
senschaftlich begründeter Gutachten. 

(4) Die In Absatz 2 Ziffern 4, 7, 8 und 9 
bezeichneten Reditsformen dürfen nicht 
zur Umgehung des Verbots des Absatzes 3 
mißbraucht werden. Soweit ein solcher 
Mißbrauch vorliegt, kann das Finanzamt 
die Hilfeleistung in Steuersachen unter- 
sagen. 

(5) Die für die Finanzverwaltung zustän- 
dige oberste Landesbehörde kann den in 
Absatz 2 Ziffer 7 bezeichneten Vereini- 
gungen und Stellen im Einvernehmen mit 
den fachlich beteiligten obersten Landesbe- 
hörden die Hilfeleistung in Steuersachen 
untersagen, wenn ein widitiger Grund vor- 
liegt. Dies gilt nicht, wenn ein Steuerbe- 
rater oder Steuerbevollmächtigter die Hilfe- 
leistung In Steuersachen leitet. Für das Ver- 
bot der Hilfeleistung In Zoll- und Ver- 
brauchsteuersachen ist der Bundesminister 
der Finanzen zuständig. 

(6) Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buch- 
prüfer und die in Absatz 2 Ziffer 2 a ge- 
nannten Gesellschaften können unbe- 
schränkt als Vertreter oder als Beistand 
vor den Finanzbehörden des Oberfinanz- 
bezirks ihrer beruflichen Niederlassung 
auftreten; sie dürfen nicht zurückgewiesen 
werden." 

§ 108 

Ausdehnung auf das Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Absatz 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 109 

Inkrafttreten des Gesetzes und Aufhebung 
gesetzlicher Vorschriften 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Kalender- 
tag des zweiten Kalendermonats nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Zum gleichen Zeitpunkt werden aufge- 
hoben; 

l.die Verordnung zur Durchführung des 
§ 107 der Reichsabgabenordnung vom 


18. Februar 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 245), 
die Verordnung zur Durchführung des 
§ 107 a der Reichsabgabenordnung vom 
11. Januar 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 11); 

2. soweit sie das Berufsrecht der Steuerbera- 
ter betreffen, 

a) das bayerische Gesetz Nr. 105 über 
Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 9. März 1948 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungs- 
blatt S. 45), 

die Verordnung zur Durchführung des 
Gesetzes Nr. 105 über Wirtschaftsprü- 
fer, Bücherrevisoren und Steuerberater 
vom 15. Dezember 1948 (Bayerisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt 1949 
S. 4) sowie 

die Zweite Verordnung zur Durchfüh- 
rung des Gesetzes -Nr. 105 über Wirt- 
schaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater vom 15. Juni 1949 (Baye- 
risches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 272), 

b) das württembergisch-badische Gesetz 
Nr. 91 1 über Wirtsdiaftsprüfer, Bücher- 
revisoren und Steuerberater vom 17. De- 
zember 1947 (Regierungsblatt der Re- 
gierung Württemberg-Baden S. 9), 

die Verordnung Nr. 937, Erste Verord- 
nung zur Durchführung des Gesetzes 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherrevisoren 
und Steuerberater vom 8. November 
1948 (Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden 1949 S. 7) sowie 
die Verordnung Nr. 938, Zweite Ver- 
ordnung zur Durchführung des Gesetzes 
über Wirtschaftsprüfer, Bücherreviso- 
ren und Steuerberater vom 8. Novem- 
ber 1948 (Regierungsblatt der Regie- 
rung Württemberg-Baden 1949 S. 16), 

c) das hessische Gesetz über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuer- 
berater vom 13. Dezember 1947 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen 1948 S. 8), 

die Erste Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 

3. Mal 1950 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für das Land Hessen S. 73) 
sowie 

die Zweite Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, 
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Bücherrevisoren und Steuerberater vom 

3. Mai 1950 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für das Land Hessen S. 84), 

d) das bremische Gesetz über Wirtschafts- 
prüfer, Bücherrevisoren und Steuerbe- 
rater vom 26. Februar 1948 (Gesetz- 
blatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 29), 

die Erste Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 

4. Dezember 1948 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 238) so- 
wie 

die Zweite Durchführungsverordnung 
zum Gesetz über Wirtschaftsprüfer, 
Bücherrevisoren und Steuerberater vom 
4, Dezember 1948 (Gesetzblatt der 
Freien Hansestadt Bremen S. 246); 

3. die bayerisdien Richtlinien für die Zulas- 
sung von Helfern in Steuersachen vom 
2. September 1949 (Finanzministerialblatt 

S. 312); 

4. die würtembergisch-badische Verordnung 
Nr. 536, Verordnung zur Durchführung 
des § 107 a der Reichsabgabenordnung 
(AO) vom 16. März 1949 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden S.201); 

5. soweit sie das Berufsrecht der Steuersach- 
verständigen (Steuerberater und Helfer in 
Steuersachen) betreffen, 

a) die Anordnung über die Bildung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständigen im Gebiet von Baden 
(französische Zone) vom 15. Januar 


1946 (Amtsblatt der Militärregierung 
Baden S. 6), 

b) die Rechtsanordnung über die Bildung 
der Kammer der Wirtschafts- und 
Steuersachverständigen im Land Würt- 
temberg-Hohenzollern vom 8. März 
1946 (Amtsblatt des Staatssekretariats 
für die französische Besatzungszone 
Württemberg-Hohenzollern S. 19), 

c) der Präsidialerlaß des Oberpräsidenten 
von Rheinland-Hessen-Nassau betr. 
Errichtung einer Kammer der Wirt- 
schafts- und Steuersachverständigen für 
Rheinland-Hessen-Nassau vom 20. Sep- 
tember 1946 (Amtsblatt S. 193); 

6. die Verordnung des Präsidenten der Leit- 
stelle der Finanzverwaltung für die Bri- 
tische Zone über die Hauptkammer der 
Steuerberater und Helfer in Steuersachen 
vom 31. März 1948 (Steuer- und Zollblatt 
der Leitstelle der Finanzverwaltung für die 
Britische Zone S. 90), 

der Erlaß der Gemeinsamen Steuer- und 
Zollabteilung der Finanzminister der Län- 
der Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein und des Finanz- 
senators der Hansestadt Hamburg über die 
Zulassung als Helfer in Stcuersachen vom 

7. März 1949 (Steuer- und Zollblatt der 
Gemeinsamen Steuer- und Zollabteilung 
S. 97). 

(3) Die Landesgesetzgebung regelt die Ab- 
wicklung der Organisationen, denen durdhi 
dieses Gesetz die Rechtsgrundlage entzogen 
wird. Zu diesem Zweck kann angeordnet 
werden, daß das verbleibende Vermögen 
dieser Organisationen auf die neuen Berufs- 
kammern zu übertragen Ist. 
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Begründung 


I. Vorgesdilchte des Entwurfs 

Die beiden Berufsgruppen der Steuerberater 
und der Helfer in Steuersachen sind auf 
Grund der Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung über die Vertretung der Steuer- 
pflichtigen vor den Finanzbehörden und über 
die Hilfeleistung in Steuersachen entstanden. 
Die Reichsabgabenordnung von 1919 kannte 
zunächst nur Steuerberater, ohne diese Be- 
rufsbezeichnung ausdrücklich zu gebrauchen. 
Hierunter wurden die Personen verstanden, 
die nach § 107 Abs. 3 Ziff. 2 der Reichsab- 
gabenordnung von einem Oberfinanzpräsi- 
denten allgemein zur Vertretung von Steuer- 
pflichtigen zugelassen worden waren. Erst das 
Reichsgesetz über die Zulassung von Steuer* 
beratern vom 6. Mai 1933 (RGBl. I S. 257) 
verwendete ausdrücklich die Berufsbezeich- 
nung „Steuerberater“. Durchführungsbestim- 
mungen zum Berufsrecht der Steuerberater 
sind in der Verordnung zur Durdiführung 
des § 107 der Reichsabgabenordnung vom 
18. Februar 1937 (RGBl. I S. 245) ergangen. 
Die Berufsgruppe der Helfer in Steuersadien 
wurde gesdiaffen, als das Gesetz zur Ver- 
hütung von Mißbräuchen auf dem Gebiet der 
Rechtsberatung vom 13. Dezember 1935 
(RGBl, I S. 1478) den § 107a in die Reichs- 
abgabenordnung einfügte. Der § 107 a der 
Reichsabgabenordnung bestimmt, daß Per- 
sonen, die geschäftsmäßig Hilfe in Steuer- 
sachen leisten, insbesondere geschäftsmäßig 
Rat in Steuersachen erteilen, dazu der vor- 
herigen allgemeinen Erlaubnis des Finanzamts 
bedürfen. Sie sind, wenn ihnen diese Erlaub- 
nis erteilt wird, befugt, die Bezeichnung 
„Helfer in Steuersachen“ zu führen. Die 
Durchführungsbestimmungen hierzu enthält 
die Verordnung zur Durchführung des 
§ 107 a der Reichsabgabenordnung vom 
11. Januar 1936 (RGBl. I S. 11). Die Steuer- 
berater und Steuerberatungsgesellschaften 
wurden in der Reichskammer der Steuer- 
berater zusammengeschlossen (Verordnung 
über die Reichskammer der Steuerbe- 
rater vom 12. Juni 1943, Deutscher Reichs- 
anzeiger Nr. 150 vom 1. Juli 1943, Reidis- 
steuerblatt 1943 S. 513). Die Helfer in Steuer- 
sachen wurden der Reichskammer der Steuer- 
berater durch die Zweite Verordnung über 


die Reichskammer der Steuerberater vom 
8. Juli 1943 (Deutsdier Reichsanzeiger 
Nr. 158 vom 10. Juli 1943, Reichssteuerblatt 
1943 S. 553) beigeschlossen. 

Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 
ging die Rechtseinheit auf dem Gebiet des 
Berufsredits der Steuerberater und der Hel- 
fer in Steuersadien verloren. Die Länder der 
amerikanischen Zone erließen in den Jahren 
1947 und 1948 das zonengleiche Gesetz 
über Wirtsdiaftsprüfer, Bücherrevisoren und 
Steuerberater (vgl. hierzu § 109 Abs. 2 Nr. 2 
des Entwurfs), durch das unter Federführung 
der Wirtschaftsministerien der Länder das Be- 
rufsrecht der Steuerberater neu geordnet wurde. 
Das Berufsrecht der Helfer in Steuersachen 
regelte in der amerikanischen Zone das Land 
Württemberg-Baden in einer Rechtsverord- 
nung zur Durdiführung des § 107a der Reichs- 
abgabenordnung vom 16. März 1949 (Regie- 
rungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden S. 201) neu, während das Land Bayern 
Richtlinien für die Zulassung von Helfern in 
Steuersadien vom 2. September 1949 (Fiiianz- 
ministerialblatt S. 312) erließ. In der fran- 
zösischen Zone wurde das Berufsrecht der 
Steuerberater und der Helfer in Steuersachen 
durch die Anordnung über die Bildung der 
Kammer der Wirtschafts- und Steuersadiver- 
ständigen im Gebiet von Baden (französische 
Zone) vom 15. Januar 1946 (Amtsblatt der 
Militärregierung Baden S. 6), durch die 
Reditsanordnung über die Bildung der Kam- 
mer der Wirtschafts- und Steuersachverstän- 
digen im Lande Württemberg-Hohenzollern 
vom 8. März 1946 (Amtsblatt des Staatssekre- 
tariats für die französische Besatzungszone 
Württemberg-Hohenzollern S. 19) und durch 
den Präsidialerlaß des Oberpräsidenten von 
Rheinland-Hessen-Nassau, betr. Errichtung 
einer Kammer der Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständigen für Rheinland-Hessen-Nas- 
sau, vom 20. September 1946 (Amtsblatt für 
das Oberpräsidlum Rheinland-Hessen-Nassau 
und die Regierungen in Koblenz und Monta- 
baur S. 193) teilweise neu geregelt. Für die 
britische Besatzungszone erging der Erlaß der 
Leitstelle der Finanzverwaltung für die Bri- 
tische Zone über die Reichskammer der 
Steuerberater vom 24. September 1947 
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(Steuer- und Zollblatt S. 407) und die Ver- 
ordnung des Präsidenten der Leitstelle der 
Finanzverwaltung für die Britische Zone über 
die Hauptkammer der Steuerberater und 
Helfer in Stcuersachen vom 31. März 1948 
(Steuer- und Zollblatt S. 90) sowie der Erlaß 
der Gemeinsamen Steuer- und Zollabteilung 
der Finanzminister der Länder Niedersachsen, 
Nordrhein- Westfalen und Schleswig-Holstein 
und des Finanzsenators der Hansestadt Ham- 
burg über die Zulassung als Helfer in Steuer- 
sachen vom 7. März 1949 (Steuer- und Zoll- 
blatt S. 97). 

Die Berufsvertretungen der Steuerberater und 
Helfer in Steuersachen haben angesichts der 
Zersplitterung des früheren reichseinheit- 
lichen Berufsrechts seit Jahren immer stärker 
und entschiedener eine bundeseinheitliche 
Neuordnung des Berufsrechts gefordert mit 
dem Ziel, die Selbstverwaltung des Berufs- 
standes und eine Hebung des Berufsstandes 
herbeizuführen. Gleichzeitig strebten auch die 
Berufsstände der Wirtschaftsprüfer und der 
vereidigten Buchprüfer eine Neuordnung 
ihres Berufsrechts an. Da ein großer Teil der 
Steuerberater zugleich entweder Öffentlich be- 
stellte Wirtschaftsprüfer oder vereidigte 
Buchprüfer sind und andererseits Wirtschafts- 
prüfer und vereidigte Buchprüfer nach § 107 a 
Abs. 3 Ziff. 2 der ReiAsabgabenordnung 
ohne vorherige allgemeine Erlaubnis des 
Finanzamts geschäftsmäßig Hilfe in Steuer- 
sachen leisten dürfen, lag der Gedanke nahe, 
ein einheitliches Berufsrecht für die genann- 
ten vier Berufsstände zu schaffen. Es wurde 
daher namentlich aus Kreisen der Wirtschaft 
vorgeschlagen, einen einzigen Berufsstand für 
diese Aufgabengebiete zu schaffen oder doch 
wenigstens das Berufsrecht für alle vier Be- 
rufsstände in einer Berufsordnung zu regeln. 
Die langjährigen Bemühungen in dieser Rich- 
tung sind jedoch erfolglos geblieben, weil die 
Berufsstände im Hinblick auf die verschieden- 
artige Vorbildung ihrer Mitglieder und ihre 
Meinungsverschiedenheiten über die Wertig- 
keit der Aufgaben der einzelnen Berufsstände 
zu keiner Einigung gelangen konnten. Schwie- 
rigkeiten ergaben sich auch dadurch, daß 
schon jetzt nur ein Teil der Öffentlich bestell- 
ten Wirtschaftsprüfer wegen der beschränk- 
ten Zahl der Prüfungsobjekte die gesetzlich 
vorgeschriebenen Pflichtprüfungen von Ak- 
tiengesellschaften vornehmen kann und ein 
anderer Teil der Wirtschaftsprüfer nur mit 
betriebswirtschaftlichen Aufgaben befaßt Ist. 
Die Steuerberatung beschränkt sich als ein 
l'eil der allgemeinen Rechtsberatung ande- 


rerseits nicht auf die Beratung der Wirt- 
schaft, sondern dient allen Steuerpflichtigen. 
Trotz aller Versuche einer Zusammenfassung 
wurde allseitig erkannt, daß die Zeit hierfür 
noch nicht reif ist und zunächst getrennte Be- 
rufsgesetze, allerdings unter möglichst weit- 
gehender Anpassung aneinander, geschaffen 
werden müssen. Die steuerberatenden Berufe 
haben mit Recht darauf hingewiesen, daß für 
sie zunächst eine Berufsorganisation geschaf- 
fen werden müsse, weil ihr Berufsstand sonst 
gegenüber den Berufsständen, die bereits 
über eine Berufsorganisation verfügen, bei 
der Schaffung eines Einheitsberufs benachtei- 
ligt werde. Sobald eine Berufsorganisation 
geschaffen sei, könne sie die Interessen des 
Berufsstandes bei den Bestrebungen vertre- 
ten, in Zukunft zu einem Elnheltsbcruf zu 
gelangen. Inzwischen ist das Berufsrecht der 
Wirtschaftsprüfer Im Genossenschaftswesen 
bereits durch das Gesetz über Wirtschafts- 
prüfer im Genossenschaftswesen vom 17. Juli 
1952 (BGBl. I S. 385) neu geregelt worden. 
Es blieb deshalb nur übrig, für die beiden 
Berufe der Steuerberater und der Helfer in 
Steuersachen die Neuordnung ihres Berufs- 
rechts In einem Gesetz vorzunehmen und 
dabei die allgemeinen Vorschriften möglichst 
an das werdende neue Berufsrecht der ande- 
ren Berufsstände (Bundesrechtsanwaltsord- 
nung, Wirtschaftsprüferordnung und Buch- 
prüferordnung) anzugleichen. Die Belange der 
Wirtschaft sind dadurch gewahrt, daß schon 
jetzt für die Beratung und Prüfung der wirt- 
schaftlichen Unternehmen ausreichend Per- 
sönlichkeiten zur Verfügung stehen, die zu- 
gleich Steuerberater und Wirtschaftsprüfer 
oder vereidigte Buchprüfer sind. Die Wirt- 
schaft ist also nicht darauf angewiesen, meh- 
rere Beauftragte zur Beratung und Prüfung 
heranzuziehen. Dem Umstand, daß auch fer- 
nerhin ein Bedürfnis nach gleichzeitiger Aus- 
übung des Berufes als Steuerberater und als 
Wirtschaftsprüfer oder vereidigter Buchprü- 
fer bestehen wird, trägt der Entwurf dadurch 
Rechnung, daß Ergänzungsprüfungen für die 
Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer 
auf steuerlichem Gebiet in § 16 vorgesehen 
sind. Bereits jetzt ist mehr als die Hälfte aller 
Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprüfer 
zugleich als Steuerberater bestellt oder zuge- 
lassen. Das bedeutet, daß etwa ein Drittel 
aller Steuerberater zugleich den Beruf eines 
Wirtschaftsprüfers oder vereidigten Buchprü- 
fers ausübt. Auch beläßt der Entwurf es bei 
der schon erwähnten Regelung des § 107 a 
Abs. 3 Ziff, 2 der Reichsabgabenordnung, wo- 


27 



nach alle Wirtschaftsprüfer und vereidigten 
Buchprüfer ohne vorherige allgemeine Er- 
laubnis des Finanzamts geschäftsmäßig Hilfe 
in Steuersachen leisten können. Der Entwurf 
sieht außerdem eine Erweiterung ihrer Be- 
fugnisse vor, vgl. die Begründung zu § 107 
Abs. 2. 

IL Allgemeines 

Der Entwurf erfüllt den Wunsch des Berufs- 
standes nach bundeseinheitlicher Regelung des 
Berufsrechts der beiden Berufsgruppen der 
Steuerberater und der Helfer in Steuersachen 
für alle Länder des Bundesgebietes und Berlin 
(West). Die einheitliche Regelung ist auch 
vom Standpunkt der Finanzverwaltungen des 
Bundes und der Länder sowie der Steuer- 
pfliditigen aus gesehen notwendig. Die Zu- 
ständigkeit des Bundes, das Berufsrecht der 
Steuerberater und Helfer in Steuersachen zu 
regeln, ergibt sich aus dem Gesichtspunkt des 
Sachzusammenhangs mit der Rechtsberatung 
(Art. 74 Nr. 1 GG). Die Durchführung des 
Gesetzes liegt den Länderfinanzverwaltungen 
ob. 

Der Entwurf vereinigt in einer Berufsord- 
nung das Berufsrecht der Steuerberater und 
das Berufsrecht der bisherigen Helfer In 
Steuersachen, deren Berufsbezeichnung auf 
ihren Wunsch in die Bezeichnung „Steuer- 
bevollmächtigte'^ geändert wird (§ 20 Abs. 1, 
§ 95 Abs. 1), während die Berufsbezeichnung 
der Steuerberater beibehalten bleibt. Die 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigten 
unterscheiden sich auch in Zukunft vonein- 
ander hinsichtlich der Anforderungen an ihre 
Vorbildung und hinsichtlich des Umfangs 
ihrer Befugnisse. Sie bleiben deshalb zwei 
selbständige Berufsgruppen, von denen jede 
Ihre eigene Selbstverwaltung besitzt. Das ge- 
meinsame Aufgabengebiet der Steuerberatung 
und die ähnliche Stellung der Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigten gegenüber Steuer- 
behörden und Steuerpflichtigen rechtfertigen 
aber die Zusammenfassung der Vorschriften 
in einer Berufsordnung. Aus Gründen der 
Gesetzesökonomie wird im allgemeinen auf 
eine Wiederholung gemeinsamer Vorschriften 
für jede der beiden Berufsgruppen verzichtet. 
Hiervon wird nur dann abgewichen, wenn 
es notwendig erscheint, durch die Wieder- 
holung zu betonen, daß es sich um zwei selb- 
ständige Berufsgruppen mit getrennten Ein- 
richtungen handelt. Soweit in einzelnen 
Punkten eine unterschiedliche Regelung ge- 
troffen werden muß, geschieht dies innerhalb 


der einzelnen Teile und Abschnitte des Ge- 
setzes. Die Unterschiede betreffen nicht nur 
die Vorbildung (§§ 7, 8) und den Umfang 
der Befugnisse jeder Berufsgruppe (§§ 3, 36), 
sondern gehen teilweise auch auf Vorschläge 
der beiden Berufsgruppen darüber zurück, 
wie rein äußerlich die Verschiedenartigkeit 
der beiden Berufe zum Ausdruck gebracht 
werden soll. So wird z. B. der Prüfungsaus- 
schuß von sieben Mitgliedern für die Steuer- 
beraterprüfung bei der für die Finanzverwal- 
tung zuständigen obersten Landesbehörde, 
der Prüfungsausschuß von fünf Mitgliedern 
für die Steuerbevollmächtigtenprüfung bei der 
Oberfinanzdirektion gebildet (§ 13). Der 
Steuerberater wird vor seiner Bestellung ver- 
eidigt, während der Steuerbevollmächtigte 
verpflichtet wird (§ 19). Die Spitzenverbände 
der Steuerberater und der Helfer in Steuer- 
sachen haben dem Entwurf In den vorausge- 
gangenen Verhandlungen nur unter der Vor- 
aussetzung zugestimmt, daß das Verhältnis 
des Berufsrechts der Steuerberater zum Be- 
rufsrecht der Steuerbevollmächtigten so ab- 
gegrenzt wird, wie es Im Entwurf geschehen 
Ist. 

Der Entwurf läßt die grundsätzlichen Be- 
stimmungen der §§ 107 und 107 a der Reichs- 
abgabenordnung bestehen. Der Steuerbera- 
tung durch andere Berufe, die sogenannten 
angrenzenden Berufe, wie Rechtsanwälte, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigte Buchprüfer usw., 
kommt zwar eine weitgehende Bedeutung zu, 
zumal bei der Überfüllung der freien Berufe 
ihre Angehörigen sich immer mehr auch den 
Aufgaben der Steuerberatung zuwenden. Es 
erscheint jedoch gegenwärtig nicht angängig, 
das Steuerberatungswesen mit Wirkung auA 
für die angrenzenden Berufe grundsätzIiA 
neu zu ordnen, weil die dabei auftretenden 
SAwIerigkeiten — wie ein VersuA gezeigt 
hat — die Neuordnung des Berufsrechts für 
Steuerberater und SteuerbevollmäAtigte er- 
hebliA verzögern oder mögliAerwelse so- 
gar vereiteln würden. Für die angrenzenden 
Berufe verbleibt es daher bei der Regelung 
der §§ 107 und 107 a der Reichsabgaben- 
ordnung. Personen, die nIAt unter die Rege- 
lung fallen, die für angrenzende Berufe gilt, 
können die Steuerberatung gesAäftsmäßig 
nur als Steuerberater oder SteuerbevollmäA- 
tigte naA den VorsArlften des Entwurfs aus- 
üben. 

Der Entwurf sieht die Selbstverwaltung des 
Berufsstandes vor, wie sie auA anderen 
freien Berufen eingeräumt ist. Damit wird 
die Forderung des Berufsstandes und der 
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Wirtschaft auf Unabhängigkeit der Steuer- 
berater und Steuerbevollmächtigten von der 
Finanzverwaltung erfüllt. Die bisweilen ge- 
äußerte Meinung, die jetzigen Steuerbe- 
rater und Helfer in Steuersachen seien „der 
verlängerte Arm der Finanzverwaltung“ war 
schon bisher unbegründet und ist nach dem 
Entwurf völlig gegenstandslos. Die Berufs- 
aufsicht (§ 46 Abs. 2) über den einzelnen Be- 
rufsangehörigen wird künftig nur noch von 
den Berufskammern der Steuerberater oder 
den Berufskammern der Steuerbevollmäch- 
tigten ausgeübt. Diese Berufskammern wer- 
den für jeden Oberfinanzbezirk als Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts gebildet (§ 44). 
Ihre Vorstände (§ 47), Ehrenausschüsse (§ 46 
Abs. 4) und Ehrengerichte (§§ 64, 65) sind 
die für das einzelne Kammermitglied maß- 
geblichen Instanzen. Sie können lediglich den 
Ausschluß eines Mitglieds aus dem Berufs- 
stand aus rechtsstaatlichen Gründen nicht 
selbst beschließen. Insoweit müssen sie sich 
an die staatlichen Berufsgerichte (§ 72) wen- 
den, die aus Finanzrichtern und Berufsange- 
hörigen zusammengesetzt sind. Dem Selbst- 
verwaltungsgedanken entspricht cs auch, daß 
der Berufsstand auf die Zulassung zum Be- 
ruf maßgeblichen Einfluß hat. Es werden Zu- 
lassungsausschüsse bei den bestellenden Be- 
hörden gebildet, die aus einem Beamten und 
zwei Berufsangehörigen bestehen und über 
die Zulassung zur Prüfung oder über die Be- 
freiung von der Prüfung entscheiden (§ 11). 
Das Bestehen der Prüfung oder die Befreiung 
von ihr ist die Voraussetzung für die Bestel- 
lung, die bei Steuerberatern die für die 
Finanzverwaltung zuständige oberste Landes- 
behörde, bei Steuerbevollmächtigten die 
Oberfinanzdirektion als staatlichen Verwal- 
tungsakt vornimmt (§ 19). Vertreter des Be- 
rufsstandes gehören auch dem Prüfungsaus- 
sdiuß an, und zwar drei Steuerberater oder 
zwei Steuerbevollmächtigte gegenüber vier 
oder drei sonstigen Mitgliedern des Prüfungs- 
ausschusses (§ 13). Dem Berufsstand können 
so weitgehende Rechte nur eingeräumt wer- 
den, wenn hohe Anforderungen an die Be- 
stellung zum Steuerberater oder Steuerbe- 
vollmächtigten und an die Berufsausübung 
gestellt werden. Die hierauf gerichteten Be- 
stimmungen des Entwurfs bezwecken, die 
weitere Hebung des Berufsstandes herbeizu- 
führen. 

Der Entwurf enthält in seinem Ersten Teil 
die allgemeinen Vorschriften über die Stel- 
lung der Steuerberater und Steuerbevoll- 
mäditigten (§ 1), den Inhalt Ihrer Tätigkeit 


(§ 2), den räumlichen Bereich der Tätigkeit 
(§ 3) sowie über Steuerberatungsgesell- 

schaften und auswärtige Geschäftsstellen 
(§§ 4 und 5). Im Zweiten Teil sind die 
Voraussetzungen für die Berufsausübung zu- 
sammengefaßt. Die ersten drei Abschnitte des 
Zweiten Teils behandeln die persönlichen 
Voraussetzungen für den Beruf (§§ 6 bis 10), 
das Zulassungsverfahren und die Prüfung (§§ 1 1 
bis 1 8) sowie die Bestellung (§§ 19 bis 23), wäh- 
rend die Vorschriften über das Berufsregister 
(§§ 24 bis 28) und über die Gebühren für Zu- 
lassung, Prüfung und Bestellung (§ 29) in 
zwei weitere Abschnitte aufgenommen wor- 
den sind. Die Rechte und Pflichten der Be- 
rufsangehörigen werden im einzelnen Im Drit- 
ten Teil des Entwurfs (§§ 30 bis 43) geregelt. 
Als Organisationen des Berufsstandes sind im 
Vierten Teil (§§ 44 bis 56) außer den schon er- 
wähnten Berufskammern für jeden Ober- 
finanzbezirk eine Bundeskammer der Steuer- 
berater und eine Bundeskammer der Steuer- 
bevollmäditigten (§ 53) und eine Arbeitsge- 
meinschaft der Bundeskammern (§ 55) vor- 
gesehen. Bei Verletzung der Berufspflichten 
findet ein ehrengerichtliches oder ein berufs- 
geriditliches Verfahren statt. Die Vor- 
schriften hierüber enthält der Fünfte Teil des 
Entwurfs (§§ 57 bis 90). Die Ehrengerichte für 
Steuerberater und die Ehrengerichte für 
Steuerbevollmächtigte (§§ 64 und 65) werden 
bei den einzelnen Berufskammern gebildet. 
Da ihre Strafen nur disziplinarischen Cha- 
rakter haben können, muß der Ausschluß 
aus dem Berufsstand staatlichen Gerichten 
übertragen werden. § 72 sieht hierfür Berufs- 
gerichte für Steuerberater und Berufsgerichte 
für Steuerbevollmächtigte vor, die als beson- 
dere Kammern der Finanzgerichte unter Hin- 
zuziehung von ehrenamtlidien Mitgliedern 
aus den Reihen des Berufsstandes gebildet 
werden. Soweit außerhalb des ehrengericht- 
lichen und des berufsgerichtlichen Verfahrens 
ein Rechtsschutz geboten erscheint, regelt der 
Sechste Teil des Entwurfs die zulässigen 
Rechtsmittel (§§91 bis 93). Die Übergangs- und 
Schlußvorschriften des Siebenten Teils (§§ 94 
bis 109) enthalten außer den Vorschriften zur 
Überleitung in den neuen Rechtszustand 
einen Vorbehalt zu Gunsten der gesetzlichen 
Neuordnung des landwirtschaftlichen Buch- 
führungs- und Buchprüfungswesens (§ 94) 
und die zeitlich begrenzte Möglichkeit einer 
erleichterten Steuerberaterprüfung für beson- 
ders bewährte Steuerbevollmächtigte (§ 102), 
die aus besonderen Gründen bisher die 
Steuerberaterprüfung nicht ablegen konnten. 
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§107 Abs. 2 des Entwurfs sieht gleichzeitig 
mit der Anpassung der Vorschriften des 
§ 107a der Reichsabgabenordnung an den 
Entwurf die Aufnahme der Wirtschaftsprü- 
fungsgesellschaften und Buchprüfungsgesell- 
schaften in den Katalog des § 107 a und eine 
Erweiterung der Befugnisse für Wirtschafts- 
prüfer, vereidigte Buchprüfer und die ge- 
nannten Gesellschaften vor. 


IIL Im einzelnen 

1. Zu § 1 Abs. 1 

Die Steuerberatung Ist ein Teil der allge- 
meinen Rechtsberatung. Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigte sollen Diener des 
Rechts sein. Hierzu ist erforderlich, daß sie 
den Beruf unabhängig und eigenverantwort- 
lich ausüben. Der Auftraggeber darf einen 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigten zu 
keinem Verhalten veranlassen können, das 
mit den Gesetzen oder den Berufspflichten 
nicht zu vereinbaren Ist. Andererseits muß 
der Auftraggeber auch die Gewißheit haben, 
daß sein Beauftragter den Auftrag in völliger 
Unabhängigkeit von der Finanzverwaltung 
ausführt. Der Beauftragte trägt selbst die 
Verantwortung für sein Tun und kann sich 
nicht zu seiner Entlastung auf den Auftrag- 
geber berufen (vgl. hierzu § 32). 

Das Wesen des freien Berufs wird betont, 
weil es den Standespflichten im einzelnen das 
Gepräge gibt. Bereits in § 18 Abs. 1 Nr. 1 
des Einkommensteuergesetzes Ist festgelegt, 
daß Steuerberater, Buchsachverständige und 
ähnliche Berufe zu den freien Berufen zählen. 
Ein freier Beruf erfordert, daß er ohne wirt- 
schaftlichen Wettbewerb und hauptberuflich 
ausgeübt wird. Die Kompliziertheit des 
Steuerrechts macht es im Interesse des rat- 
suchenden Publikums notwendig, daß der 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte 
seine Arbeitskraft ganz oder überwiegend der 
Steuerberatung widmet. Da in § 30 Abs. 3 
und 4 bestimmt wird, daß gewisse Tätig- 
keiten mit der Steuerberatung vereinbar oder 
unvereinbar sind, wird das Erfordernis der 
Hauptberuflichkeit nicht ausdrücklich im Ent- 
wurf festgelegt. 

Aus dem Vorstehenden ergibt sich, daß eine 
Tätigkeit im Angestelltenverhältnis im allge- 
meinen nicht möglich ist. Dies wird in § 30 
Abs. 4 Nr. 2 noch ausdrücklich bestimmt. 
Wegen der zulässigen Ausnahmen vgl. die 
Begründung zu § 31. 


2. Zu § 1 Abs. 2 

Die Vorschrift stellt lediglich klar, daß die 
Ausübung der Steuerberatung nicht zu den 
Gewerben zu rechnen ist. Daraus folgt, daß 
keine Anzeigepflicht nach § 14 der Gewerbe- 
ordnung (Verpflichtung zur Anmeldung eines 
stehenden Gewerbebetriebs) besteht. Es ist 
jedoch damit nicht gesagt, ob im Einzelfall 
eine Gewerbesteuerpflicht bei Erfüllung der 
besonderen Tatbestandsmerkmale ausgelöst 
wird. 

3. Zu § 1 Abs. 3 

Vor dem Zusammenbruch im Mai 1945 wur- 
den die Steuerberater durch die Oberfinanz- 
präsidenten, die Helfer in Steuersachen durch 
die Finanzämter zugelassen. Später bedurften 
Steuerberater in den Ländern der amerikani- 
schen Zone zur Ausübung Ihres Berufs der 
öffentlichen Bestellung, die durch den Wirt- 
sdiaftsminister im Einvernehmen mit dem 
Finanzminister des Landes oder eine von 
ihnen bestimmte nachgeordnete Behörde vor- 
zunehmen war. Der Entwurf sieht für beide 
Berufsgruppen die Bestellung — jedoch nicht 
in öffentlicher Form — vor, weil die Berech- 
tigung, den Beruf auszuüben, durch eine Be- 
stellung besser zum Ausdruck gebracht wird. 
Eine Zulassung deutet eher auf die Zulassung 
zur Tätigkeit bei einer bestimmten Behörde 
hin. Die Oberfinanzdirektion soll die Bestel- 
lung der Steuerbevollmächtigten deshalb vor- 
nehmen, weil Tätigkeitsbereich nach § 3 der 
Oberfinanzbezirk ist und die Steuerbevoll- 
mächtigten unmittelbar nach dem Bestehen 
der Fachprüfung bestellt werden, die ebenfalls 
bei der Oberfinanzdirektion stattfindet (§13 
Abs. 1 und 3, § 19). Die Steuerberater wer- 
den dagegen durch die für die Finanzverwal- 
tung zuständige oberste Landesbehörde be- 
stellt, weil bei Ihr die Fachprüfung der 
Steuerberater stattfindet (§13 Abs. 1 und 2). 
Dem Wunsch der Steuerberater, die Bestel- 
lung durch das Bundesfinanzministerium vor- 
zunehmen, weil Ihr Tätigkeitsbereich das 
Bundesgebiet ist und sie auch vor dem Bun- 
desfinanzhof auftreten können, kann nicht 
entsprochen werden, weil die Durchführung 
des Steuerberatungsgesetzes den Ländern ob- 
liegt. 

Der beruflichen Niederlassung des Bewerbers 
ist in § 31 Abs. 3 die regelmäßige Arbeits- 
stätte eines Bewerbers gleichgestellt, der im 
Angestelltenverhältnis nach § 31 Abs. 1 tätig 
werden will. 
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4. Zu § 2 

Gegenüber dem jetzt geltenden Zustand ist 
neu, daß nicht nur Steuerberater, sondern 
auch Steuerbevollm’ächtigte berechtigt sind, 
ihre Auftraggeber zu vertreten. Bisher konn- 
ten die Helfer in Steuersachen nach § 107 a 
Abs. 7 verbunden mit § 107 Abs. 2 der Reichs- 
abgabenordnung von den Finanzbehörden als 
Vertreter zurückgewiesen werden. Das 
Nähere hierzu ergibt sich aus der Begrün- 
dung zu § 36, der den Umfang des Vertre- 
tungsrechts regelt. Durch die Worte „im Rah- 
men ihres Auftrages‘‘ wird herausgestellt, daß 
sich die Prüfungspflichten des Beauftragten 
und seine Verantwortlichkeit bei Ausführung 
des Auftrages gegenüber der Finanzverwal- 
tung und dem Auftraggeber aus dem Inhalt 
des Auftrages ergeben. 

Schon in § 1 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des § 107 a der Reichsabgabenordnung 
war festgelegt, daß der Begriff „Hilfeleistung 
in Steuersachen“ die Hilfeleistung in Steuer- 
strafsachen und die Erfüllung von Buchfüh- 
rungspflichten umfaßt, die auf Grund von 
Steuergesetzen bestehen. Mit der Hilfe- 
leistung bei der Erfüllung von Buchführungs- 
pflichten sind die zur Klarstellung besonders 
aufgeführte Aufstellung von Steuerbilanzen 
und deren steuerrechtliche Beurteilung un- 
trennbar verbunden. 

5, Zu § 3 

Steuerberater konnten schon bisher im gesam- 
ten Bundesgebiet tätig werden. Helfern in 
Steuersachen wurde nach § 3 der Verordnung 
zur Durchführung des § 107 a der Reichsab- 
gabenordnung die Erlaubnis zur geschäfts- 
mäßigen Hilfeleistung in Steuersachen grund- 
sätzlich nur für einen bestimmten Ort erteilt. 
Einige Länder haben nach dem Jahre 1945 
die Erlaubnis auf den Oberfinanzbezirk aus- 
gedehnt. Auch der Entwurf sieht den Ober- 
Lnanzbezirk als Tätigkeitsbereidi der 
Steuerbevollmächtigten vor. Diese Ausdeh- 
nung des Tätigkeitsbereichs ist von beiden 
Berufsgruppen vorgeschlagen worden. Die 
Ausdehnung auf einen größeren Bezirk als 
bisher ist auch deshalb notwendig, weil dem 
Steuerbevollmächtigten durch § 30 Grenzen 
für eine anderweitige berufliche Betätigung 
gezogen sind. Die Beschränkung des Tätig- 
keitsbereichs der Steuerbevollmächtigten ge- 
genüber den Steuerberatern ist mit den Vor- 
schriften des Grundgesetzes (Art. 11, Art. 12 
Abs. 1 Satz 1) vereinbar, da kein Steuerbe- 
vollmächtigter gehindert wird, an irgend- 


einem Ort des Bundesgebietes Aufenthalt und 
Wohnung zu nehmen. Die Regelung erscheint 
audi nicht als eine unzulässige Beschränkung 
der Freiheit der Wahl des Arbeitsplatzes, son- 
dern nur als eine verfassungsrechtlich zuläs- 
sige gesetzliche Regelung der Berufsausübung 
nach Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG. Auch ein 
Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz kann 
in der vorgesehenen Regelung nicht erblickt 
werden, da die unterschiedliche Behandlung 
der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten 
sachlich begründet ist. 

Der Entwurf sieht vor, daß der Tätigkeitsbe- 
reich eines Steuerbevollmächtigten ausnahms- 
weise auch auf Orte angrenzender Ober- 
finanzbezirke ausgedehnt werden kann. 
Flierzu kann die örtliche Lage der beruflichen 
Niederlassung oder die Tatsache nötigen, daß 
ein Teil der Angehörigen eines bestimmten 
Berufskreises, den der Steuerbevollmächtigte 
betreut, sich in Orten angrenzender Ober- 
finanzbezirke befindet. Damit die Ober- 
finanzdirektionen bei der Erteilung der aus- 
nahmsweisen Erlaubnis gleichmäßig verfah- 
ren, und im Flinblick darauf, daß die Grenze 
des Oberfinanzbezirks oft zugleich die Lan- 
desgrenze darstellt, ist vorgesehen, daß sämt- 
liche beteiligten Oberfinanzdirektionen der 
Ausdehnung des Tätigkeitsbereichs zustim- 
men müssen. Außerdem müssen die Berufs- 
kammern der beteiligten Oberfinanzbezirke 
vorher gehört werden, um unbegründeten 
Anträgen von Berufsangehörigen vorzubeu- 
gen. 

Der Steuerbevollmächtigte übt seine Tätig- 
keit innerhalb der gesetzlichen Grenzen auch 
dann aus, wenn er an Steuerpflichtige 
schreibt, die außerhalb seines BezTkes woh- 
nen, oder wenn er diese Steuerpflichtigen in- 
nerhalb seines Bezirks berät. 

6. Zu § 4 Abs. 1 

Dem Wesen des freien Berufs entspricht es, 
ihn als Einzelperson auszuüben. Auch beste- 
hen keine Bedenken gegen die Form der So- 
zietät, der Berufsausübung durch eine Gesell- 
sdiaft des bürgerlichen Rechts, bei der die Be- 
rufsangehörigen unter ihrem Namen und 
unter der in § 20 Abs. 1 und 2 vorgeschrie- 
benen Berufsbezeichnung tätig werden. We- 
sensfremd Ist dem freien Beruf dagegen die 
Berufsausübung in Form einer Gesellschaft 
mit eigener Rechtspersönlichkeit. Die frühe- 
ren reichsrechtlichen Vorschriften (§ 2 der 
Verordnung zur Durchführung des § 107 der 
Reichsabgabenordnung) haben Steuerbera- 
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tungsgesellschaften unter der Bedingung zu- 
gelassen, daß von den Inhabern, Vorstands- 
mitgliedern oder Geschäftsführern mindestens 
einer den Voraussetzungen genügt, die für die 
Zulassung von Steuerberatern gelten. Die 
Zonengesetze der amerikanischen Zone haben 
handelsrechtliche Steuerberatungsgesellschaften 
unter der Voraussetzung zugelassen, daß alle 
persönlich haftenden Gesellschafter, bei juri- 
stischen Personen mindestens die Hälfte der 
Mitglieder des Vorstandes oder der Geschäfts- 
führer Steuerberater sind. Im Hinblick auf 
die steuerberatende Tätigkeit der Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften sieht der Ent- 
wurf auch weiterhin für Steuerberater die 
Möglichkeit vor, den Beruf durch eine Steuer- 
beratungsgesellschaft auszuüben, damit der 
Berufsstand nicht bei der Beratung größerer 
Unternehmen benachteiligt wird. Der Berufs- 
stand hat die weitere Zulassung von Gesell- 
schaften auch aus dem Grunde gewünscht, 
weil hierdurch die Möglichkeit einer besseren 
Altersversorgung geschaffen ist. Der Entwurf 
beschränkt allerdings die Steuerberatungsge- 
sellschaften auf die jetzt übliche Form der 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung und 
stellt darüber hinaus die Forderung, daß der 
Zweck der Gesellschaft auf Steuerberatung ge- 
richtet Ist. Hierdurch soll vermieden werden, 
daß eine mit der Steuerberatung nicht verein- 
bare Tätigkeit durch die Gesellschaft ausge- 
übt wird. Weiter fordert der Entwurf, daß 
sämtliche Geschäftsführer Steuerberater sind, 
weil sie der Berufsaufsicht unterliegen und 
gegebenenfalls ehrengerichtlich oder berufs- 
gerichtlich belangt werden können. Im 
Interesse der Unabhängigkeit der Steuerbe- 
rater wird weiter gefordert, daß den Ge- 
schäftsführern die Geschäftsanteile in einem 
die Hälfte des Stammkapitals übersteigenden 
Betrag gehören. Durch diese Voraussetzun- 
gen wird erreicht, daß auch bei einer Steuer- 
beratungsgesellschaft die Steuerberatung 
durch Steuerberater ausgeübt wird, die unab- 
hängig und eigenverantwortlich handeln und 
als Mitglieder der Berufskammer der Berufs- 
aufsicht unterliegen. Es wird lediglich die 
Möglichkeit einer anderen Rechtsform als der 
Form der Sozietät geschaffen. Schließlich wird 
verlangt, daß die Steuerberatungsgesellschaft 
im Berufsregister eingetragen sein muß. Da 
bei der Eintragung in das Berufsregister ge- 
prüft wird, ob die Voraussetzungen einer 
Stcucrberatungsgcscllschaft vorliegen, wird 
eine besondere Zulassung der Stcuerbera- 
tungsgesellschaften entbehrlich. Die Grün- 
dung von Steuerberatungsgesellschaften in 


anderer Rechtsform als nach § 4 ist nicht zu- 
lässig. Einen Antrag auf Eintragung in das 
Handelsregister z. B. als offene Handelsgesell- 
schaft müßte der Registerrichter ablehnen. 
Den jetzt bestehenden Gesellschaften bietet 
§ 98 Abs. 2 die Möglichkeit, innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums die Voraussetzungen 
zu schaffen, die für das Welterbestehen als 
Steuerberatungsgesellschaft im Sinne des § 4 
erforderlich sind. Daneben Ist für bereits be- 
stehende Aktiengesellschaften eine Sonderre- 
gelung in § 97 Abs. 2 Satz 2 vorgesehen. Im 
übrigen vgl. wegen der jetzt bestehenden Ge- 
sellsdiaften die Begründung zu § 97 Abs. 2 
bis 4. 

Für Steuerbevollmächtigte ist die Berufsaus- 
übung in Form einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung nicht vorgesehen, weil 
ihr Tätigkeitsbereich enger als der der Steuer- 
berater ist. Auch hat der Berufsstand keine 
dahin zielenden Wünsche vorgebracht. Schon 
nach dem früheren Recht (5 9 der Verord- 
nung zur Durchführung des § 107 a der 
Reldisabgabenordnung) soll den juristischen 
Personen, Insbesondere Gesellschaften mit be- 
schrankter Haftung, die Erlaubnis zur Hilfe- 
leistung in Steuersachen nur erteilt werden, 
wenn besondere Umstände für diese Rechts- 
form sprechen. Nach dem Zusammenbruch 
haben die Länder teilweise ausdrücklich an- 
geordnet, daß juristischen Personen und of- 
fenen Handelsgesellschaften die Erlaubnis zur 
Hilfeleistung in Steuersachen nicht erteilt 
werden darf. Soweit gegenwärtig vereinzelt 
Gesellschaften bestehen, denen die Erlaubnis 
zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung in Steuer- 
sachen erteilt Ist, dürfen sie nur noch für 
eine beschränkte Zeit Hilfe in Steuersachen 
leisten (vgl. § 97 Abs. 4). Steuerbevollmäch- 
tigte sollen in Zukunft den Beruf als Einzel- 
person ausüben, wobei mehreren Steuerbe- 
vollmächtigten die Eingehung einer Sozietät 
möglich ist, wie oben ausgeführt Ist. 

7. Zu § 4 Abs. 2 

Hierdurch sollen Härten vermieden werden, 
wenn ein Geschäftsführer, der Geschäftsan- 
teile besitzt, wegfällt. 

8. Zu § 5 

Auswärtige Geschäftsstellen sind grundsätz- 
lich nicht zulässig, damit ungesunde Wettbe- 
werbsverhältnisse und der Schein einer ge- 
werblichen Betätigung vermieden werden. 
Nur wenn die Einrichtung solcher Geschäfts- 
stellen notwendig erscheint und sich mit den 
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örtlichen Verhältnissen vereinbaren läßt, soll 
die Berufskammer eine Ausnahmeerlaubnis 
geben können. Leiter der auswärtigen Ge- 
schäftsstelle eines Steuerberaters oder einer 
Steuerberatungsgesellschaft muß jedoch ein 
Steuerberater sein, damit die Gewähr für eine 
ordnungsmäßige Geschäftsführung gegenüber 
Steuerpflichtigen und Steuerbehörden be- 
steht. Entsprechendes gilt für die auswärtige 
Geschäftsstelle eines Steuerbevollmächtigten. 
Die auswärtige Geschäftsstelle eines Steuerbe- 
vollmächtigten kann nur in dem räumlichen 
Bereich seiner Tätigkeit nach § 3 Abs. 2 er- 
richtet werden. Diese Vorschrift kann nicht 
dadurch umgangen werden, daß als Leiter der 
Geschäftsstelle ein Steuerbevollmächtigter be- 
stellt wird, der in einem fremden Oberfinanz- 
bezirk bestellt ist. 

Ist ein Steuerberater gleichzeitig Wirtschafts- 
prüfer und hat er als Steuerberater keine Er- 
laubnis, eine auswärtige Geschäftsstelle zu un- 
terhalten, so ist es gleichwohl möglich, daß er 
in seiner Eigenschaft als Wirtschaftsprüfer 
eine auswärtige Geschäftsstelle unterhält und 
dort Hilfe in Steuersachen auf Grund seiner 
Befugnis nach § 107 a Abs. 2 der Reichsab- 
gabenordnung (§ 107 Abs. 2 des Entwurfs) 
leistet. 

9. Zu § 6 

Die bestellende Behörde hat nur zu prüfen, 
ob der Bewerber die Fachprüfung bestanden 
hat oder von ihr durch den Zulassungsaus- 
schuß befreit worden ist. Das Vorliegen der 
weiteren Voraussetzungen für die Berufsaus- 
übung in §§ 7 ff. hat schon der Zulassungs- 
ausschuß bei der bestellenden Behörde vor 
seiner Entscheidung über die Zulassung zur 
Fachprüfung oder über die Befreiung von der 
Prüfung geprüft und bejaht. Wegen des Be- 
kanntwerdens neuer Tatsachen vgl. § 12. 

10. Zu § 7 Abs. 1 

Als Vorbildung der Steuerberater forderte 
der Erlaß des Reichsministers der Finanzen 
vom 18, Februar 1941 (Reichssteuerblatt S. 1 43) 
ein abgeschlossenes Hochschulstudium oder 
eine gleichwertige Vorbildung sowie eine 
praktische Tätigkeit auf dem Gebiet des 
Steuerrechts in Form eines Vorbereitungs- 
dienstes. Der Steuerberateranwärter hatte den 
Vorbereitungsdienst eineinhalb Jahr bei einem 
Steuerberater und eineinhalb Jahr bei einem 
Finanzamt zu leisten. Dem Vorbereitungs- 
dienst folgte ein dreimonatiger Abschlußlehr- 
gang an einer Reichsfinanzschule. An dem 


Erfordernis des Hochschulstudiums haben die 
einzelnen Länderregelungen, von Württem- 
berg-Hohenzollern abgesehen, nach dem Zu- 
sammenbruch festgehalten. Die praktische 
Vorbildung wurde in den einzelnen Ländern 
verschiedenartig geregelt und beträgt drei bis 
fünf Jahre. 

Der Entwurf hält in Übereinstimmung mit 
der Stellungnahme des Berufsstandes an dem 
Erfordernis der abgeschlossenen Hochschul- 
bildung für Steuerberater fest. Statt eines 
wirtschaftswissenschaftlichen oder rechtswis- 
senschaftlichen Hochschulstudiums genügt in 
den Fällen des Abs. 3 Nr. 2 auch ein land- 
wirtschaftliches Hochschulstudium. Während 
in dem erwähnten Erlaß der Reichsminister 
der Finanzen sich selbst die Entscheidung 
darüber, wns als gleichwertige Vorbildung an- 
gesehen werden kann, von Fall zu Fall Vor- 
behalten hat, ergibt sich jetzt aus Abs. 2 und 
Abs. 3 Nr. 1, daß eine erfolgreiche langjährige 
Tätigkeit in den dort genannten Berufen die 
ausreichende Vorbildung für die Prüfung als 
Steuerberater gewährleistet und in diesen 
Fällen von dem Erfordernis der Hochschul- 
bildung abgesehen wird. Für Wirtschafts- 
prüfer und vereidigte Buchprüfer gilt § 16. 
Hinsichtlich der Anforderungen an die prak- 
tische Vorbildung auf dem Gebiet des Steuer- 
wesens folgt der Entwurf der Regelung in der 
amerikanischen Zone. Darin wird ebenfalls 
nur eine Mindestzeit von drei Jahren prak- 
tischer Tätigkeit verlangt. Diese Regelung 
wird älteren Bewerbern eher gerecht, die viel- 
leicht bereits in einem anderen Beruf prak- 
tisdie Erfahrungen gesammelt haben. Die Be- 
werber werden infolge der Festsetzung des 
Mindestalters auf 27 Jahre in § 9 Abs. 1 Nr. 1 
meistens eine längere praktische Tätigkeit als 
drei Jahre aufweisen. Sie muß hauptberuflich 
ausgeübt worden sein, weil sonst die Gefahr 
bestehen würde, daß eine nur unbedeutende 
Tätigkeit auf dem Gebiet des Steuerwesens 
geltend gemacht wird. 

11. Zu § 7 Abs. 2 

Ehemalige Beamte und Angestellte der 
Finanzverwaltung, die eine zehnjährige Tätig- 
keit auf dem Gebiet des Steuerwesens in qua- 
lifizierter Stellung nachweisen können, haben 
sich bei dieser Tätigkeit die erforderliche Vor- 
bildung für den Steuerberaterberuf in weit- 
gehendem Umfang aneignen können, so daß 
sie ohne abgeschlossenes Hochschulstudium 
zur Prüfung zugelassen werden können. Da 
es sich um eine Erleichterung gegenüber der 
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Regelvorsdirift des Abs. 1 handelt, konnten 
weitergehende Wünsche nicht berücksichtigt 
werden. 

12. Zu § 7 Abs. 3 Nr. 1 

Die Vorschrift soll besonders bewährten 
Steuerbevollmächtigten den Übergang in den 
Steuerberaterberuf unter gewissen Voraus- 
setzungen auch dann ermöglichen, wenn der 
Bewerber keine abgeschlossene Hochschulbil- 
dung besitzt. Da der Steuerberaterberuf 
grundsätzlich ein akademischer Beruf mit er- 
höhten Anforderungen an das Fachwissen 
bleiben soll, sollen in ihm jedodi nur beson- 
ders bewährte Steuerbevollmächtigte Eingang 
finden. Hierüber hat nach § 11 der Zulas- 
sungsausschuß zu entscheiden. Hierdurch 
haben insbesondere die dem Zulassungsaus- 
schuß angehörenden Steuerberater die Mög- 
lichkeit, ungeeignete Personen von dem Be- 
ruf als Steuerberater fern zu halten. Der Zu- 
lassungsausschuß hat jedoch vor seiner Ent- 
scheidung das Finanzamt der beruflichen 
Niederlassung des Steuerbevollmächtigten 
darüber zu hören, ob sich dieser in seinem 
Beruf besonders bewährt hat. Die Anhörung 
des Finanzamts erscheint notwendig, weil es 
über die beruflichen Qualitäten des Steuer- 
bpvollmächtigten am besten Auskunft geben 
kann. Hierdurch wird auch im Falle der Ab- 
lehnung eine Unterlage für ein etwaiges 
Rechtsmittelverfahren nach § 91 Nr. 1 ge- 
wonnen. 

13. Zu § 7 Abs. 3 Nr. 2 

Die Steuerberatung für landwirtschaftliche, 
forstwirtschaftliche, gärtnerische und Wein- 
bau-Betriebe erfordert ein besonderes Fach- 
wissen. Wenn dieses durch ein landwirtschaft- 
liches Hochschulstudium gewonnen ist, er- 
scheint es unbillig, außerdem noch ein abge- 
schlossenes wirtschaftswissenchaftliches oder 
rechtswissenschaftliches Hochschulstudium als 
Vorbildung für die Prüfung als Steuerberater 
zu fordern. Es muß davon ausgegangen wer- 
den, daß der Bewerber sich auf andere Weise 
wirtschaftswissenschaftliche und rechtswissen- 
schaftliche Kenntnisse angeeignet hat, die ihn 
neben der praktischen Tätigkeit auf dem Ge- 
biet des Steuerwesens zur Ablegung der Prü- 
fung als Steuerberater befähigen. Nach § 15 
Abs. 4 sind in der Prüfung an alle Bewerber 
ohne Rücksicht auf ihren beruflichen Werde- 
gang gleiche Anforderungen zu stellen. 

14. Zu § 8 Abs. 1 

Der Entwurf fordert in Nr. 1 bis 3 eine be- 
stimmte theoretische und praktische Vorbil- 


dung des Bewerbers. Nach § 7 der Durchfüh- 
rungsverordnung zu § 107 a der Reichsab- 
gabenordnung genügte es, daß der Bewerber 
durch genaue Angaben über seinen Ausbil- 
dungsgang und seine bisherige berufliche 
Tätigkeit darlegte, daß er die erforderliche 
Sachkunde und Eignung besaß, und daß er 
diese, soweit möglich, durch Lehr- und Prü- 
fungszeugnisse, Zeugnisse seiner bisherigen 
Arbeitgeber u. dgl. belegte. Das Land Würt- 
temberg-Baden verlangte nach dem Zusam- 
menbruch in seiner Neuordnung des Berufs- 
rechts der Helfer in Steuersachen den Nach- 
weis einer fünfjährigen praktischen Tätigkeit 
im Wirtschaftsleben, davon mindestens drei 
Jahre im Budiführungswesen. Im Interesse 
der Hebung des Berufsstandes ist es geboten, 
einen in allen Ländern geltenden Maßstab da- 
für aufzustellen, ob der Bewerber persönPeh 
und sachlidi für den Beruf des Steuerbevoll- 
mächtigten geeignet ist. Der Bewerber wird 
durch eine Spezifizierung der erforderlichen 
Vorbildung auch -besser vor einer unbegrün- 
deten Ablehnung der Zulassung geschützt. 
Nach dem Entwurf wird das Zeugnis der 
mittleren Reife als Nachweis einer aus- 
reichenden Vorbildung erachtet. Es hätte eine 
Überspannung des Berechtigungswesens be- 
deutet, wenn dem Verlangen des Berufs- 
standes stattgegeben worden wäre, das Ab- 
schlußzeugnis einer neunklassigen höheren 
Schule als Nachweis der Vorbildung zu for- 
dern. Im Interesse der Hebung des Berufs- 
standes erscheint es notwendig, daß der Be- 
werber, ehe er den Beruf als Steuerbevoll- 
mächtigter ausüben darf, bereits vier Jahre 
lang auf dem Gebiet des Steuerwesens haupt- 
beruflich praktisdi tätig gewesen ist. 

15. Zu § 8 Abs. 2 

Es sollen keine Bewerber wegen mangelnder 
Schulbildung abgelehnt werden, wenn sie sich 
entsprechende Kenntnisse auf andere Weise 
erworben haben und nadiweisen können. 
Wer z. B. ohne diese Schulbildung später die 
Bilanzbuchhalterprüfung abgelegt oder eine 
gehobene Stellung im Berufsleben erlangt hat, 
beweist, daß er sich auf andere Weise der 
Schulbildung entsprechende Kenntnisse er- 
worben hat, die die Zulassung zur Prüfung 
rechtfertigen. 

16. Zu § 8 Abs. 3 

Hier handelt es sich lediglich um Bewerber, 
deren Vorbildung für die Prüfung als Steuer- 
bevollmächtigter die in Abs. 1 geforderte 
Vorbildung noch übertrifft. 
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17. Zu § 9 Abs. 1 Nr. 1 

Nadi den früheren re ichs einheitlichen Bestim- 
mungen mußten die Bewerber für den 
Steuerberaterberuf mindestens 30 Jahre alt 
sein. Der Entwurf fordert nur die Vollen- 
dung des 27. Lebensjahres, nachdem das Min- 
destalter In den Ländern der amerikanischen 
Zone bereits auf 28 Jahre herabgesetzt wor- 
den ist. In dieser Frage stehen die Interessen 
der bereits zugelassenen Steuerberater den 
Interessen des Nachwuchses gegenüber. Die 
Notwendigkeit eines Mindestalters ist für den 
Steuerberaterberuf immer bejaht worden, 
weil seine Eigenart charakterliche Zuverlässig- 
keit erfordert. Die Steuerberater müssen die 
Grenzen einzuhalten wissen, die der reinen 
Interessenvertretung des Steuerpflichtigen 
durch die Pflichten gegenüber den Gesetzen 
gezogen sind. Eine Herabsetzung des Min- 
destalters auf 27 Jahre erscheint nicht nur Im 
Interesse des NaÄwuchses, sondern auch im 
Hinblick auf gleichwertige Berufe geboten, 
die nicht an ein Mindestalter gebunden sind. 
Allerdings Ist demgegenüber darauf hinzu- 
weisen, daß § 5 Nr. 3 des Gesetzes über Wirt- 
schaftsprüfer im Genossenschaftswesen vom 

17. Juli 1952 (BGBl. I S. 385) das Mindest- 
alter der Bewerber für diesen Beruf sogar auf 
dreißig Jahre festgesetzt hat. 

Die Notwendigkeit eines Mindestalters gilt 
auch für Steuerbevollmächtigte. Nach § 5 der 
Verordnung zur Durchführung des § 107 a 
wurde die Erlaubnis zur geschäftsmäßigen 
Hilfeleistung in Steuersachen Personen, die 
das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hatten, nicht erteilt. Die nach dem Zusam- 
menbruch ergangenen Länderregelungen 
haben an dieser Altersgrenze festgehalten. 
Der Entwurf erfüllt die Forderung des Be- 
rufsstandes nach einer Erhöhung der Alters- 
grenze für Steuerbevollmächtigte auf 27 
Jahre. Maßgebend hierfür war, daß an den 
Berufsstand der Steuerbevollmächtigten Im 
Interesse seiner Hebung und unter Berück- 
sichtigung seiner erweiterten Befugnisse (Aus- 
dehnung des Tätigkeitsbereiches nach § 3 
Abs. 2, Vertretungsrecht nach § 36 Abs. 2) 
größere Anforderungen als an den Berufs- 
stand der Helfer in Steuersachen zu stellen 
sind. 

18. Zu § 9 Abs. 1 Nr. 3 

Geordnete wirtschaftliche Verhältnisse eines 
Bewerbers sind die Vorbedingung für die Be- 
rufe der Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigten. Bei zerrütteten Vermögensverhältnis- 


sen besteht die Gefahr, daß der Berufsange- 
hörige das Vertrauen der Auftraggeber miß- 
braucht oder sich von seinem Auftraggeber 
zu steuerschädigendem Verhalten bestimmen 
läßt. 

19. Zu § 9 Abs. 2 

Die negative Feststellung, in welchen Fällen 
die persönliche Eignung für den Beruf nicht 
gegeben ist, liegt im Interesse der Bewerber. 
In diesen Fällen ist die Zulassung zur Prü- 
fung zwingend zu versagen. 

20. Zu § 9 Abs. 3 

In Abs. 2 sind nur die Fälle aufgezählt, in 
denen die Zulassung zur Prüfung wegen Feh- 
lens der persönlichen Eignung zwingend zu 
versagen ist. Die persönliche Eignung kann 
aber auch noch In anderen Fällen fehlen. 
Nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung zur 
Durchführung des § 107 der Reichsabgaben- 
ordnung durfte die Zulassung als Steuerbe- 
rater nur erteilt werden, wenn der Bewerb -r 
die für den Beruf erforderliche Zuverlässigkeit 
und persönliche Eignung besaß. Das gleiche 
galt nach § 2 der Verordnung zur Durchfüh- 
rung des § 107 a der Reichsabgabenordnung 
für die Erteilung der Erlaubnis zur Hilfe- 
leistung In Steuersachen. Der Entwurf verwen- 
det diese Globalbegriffe nicht, damit ein bes- 
serer Rechtsschutz gegenüber unbegründeten 
Ablehnungen ermöglicht wird. Es sind des- 
halb in Abs. 3 Nr. 1 eine Reihe von Tatbe- 
standsmerkmalen auf gezählt, bei deren Vor- 
handensein der Zulassungsausschuß die Zulas- 
sung zur Prüfung wegen Fehlens der erfor- 
derlichen Zuverlässigkeit und persönlichen 
Eignung versagen kann. 

Der Besitz der deutschen Staatsangehörigkeit 
ist nicht unbedingte Voraussetzung für die 
Zulassung. Doch erlaubt die Vorschrift in 
Abs. 3 Nr. 2 die Ablehnung von Ausländern, 
deren Heimatstaat deutsche Staatsangehörige 
von der Steuerberatung ausschließt. 

21. Zu § 10 Abs. 1 und 2 

Die Befreiung von der Steuerberaterprüfung 
Ist nur für solche Personen vorgesehen, die 
entweder selbst als Hochschullehrer auf dem 
Gebiet des Steuerrechts gelehrt haben — wo- 
bei eine Mindestzeit nidit verlangt wird — 
oder als ehemalige Angehörige des höheren 
Dienstes der Finanzverwaltung auf eine zehn- 
jährige qualifizierte Tätigkeit zurückblicken 
können. Der Entwurf stellt auf Angehörige 
des höheren Dienstes und nicht auf Ange- 
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hörige der Finanzverwaltung mit abgeschlos- 
sener Hochschulbildung ab, weil bei Über- 
nahme in den höheren Dienst ohne Hoch- 
schulbildung besondere Fähigkeiten des Be- 
amten Vorgelegen haben. Grundsätzlich muß 
jedoch daran festgehalten werden, daß die 
Zulassung zu einem Beruf, der eine abge- 
schlossene Hochschulbildung voraussetzt, 
ohne die übliche Prüfung nur solchen Per- 
sonen gegenüber in Erwägung gezogen wer- 
den kann, die die genannte Voraussetzung er- 
füllen. Das gilt umsomehr, als nach Abs. 2 
die steuerberatende Tätigkeit ohne Prüfung 
auch als Steuerbevollmächtigter ausgeübt 
werden kann. Die Befreiung von der Steuer- 
bevollmächtigtenprüfung ist für ehemalige 
Angehörige der Finanzverwaltung ohne abge- 
schlossene Hochschulbildung vorgesehen, die 
eine zehnjährige qualifizierte Tätigkeit auf- 
weisen. Die qualifizierte Tätigkeit muß im 
ersten Fall mindestens der eines Sachbearbei- 
ters, im zweiten Fall mindestens der eines Be- 
zirk sbearbeiters entsprechen. Es wäre unbillig, 
wenn in diesen Fällen langjähriger Bewäh- 
rung die erforderliche Sachkunde noch durch 
das Bestehen einer Prüfung nachgewiesen 
werden müßte. Der Nachweis ergibt sich viel- 
mehr aus der bisherigen Tätigkeit der Be- 
werber. 

Ein Befreiungsantrag kann nicht schon In der 
Zeit mit Aussicht auf Erfolg gestellt werden, 
in der die In den Abs. 1 und 2 genannten 
Personen noch Dienst tun. Es erscheint nicht 
angängig, die ausnahmsweise Befreiung von 
der Prüfung schon zu einem Zeitpunkt zuzu- 
gestehen, in der sie noch ihrem Dienstherrn 
verpflichtet sind. 

22, Zu § 10 Abs. 3 

Die Verweisung auf § 9 ist erforderlich, um 
Bewerber auszuschließen, die nicht zur Prü- 
fung und damit nicht zum Beruf hätten zu- 
gelassen werden können. 

23. Zu § 11 Abs. 1 

Das Zulassungsverfahren und das Prüfungs- 
verfahren (§§ 13 ff.) sind zwei voneinander 
getrennte Verfahren, obwohl sie beide bei der 
bestellenden Behörde vor sich gehen. Ein be- 
sonderes Zulassungsverfahren ist auf Antrag 
des Berufsstandes vorgesehen, damit er durch 
seine Vertreter im Zulassungsausschuß prüfen 
kann, ob die Voraussetzungen der §§ 7 bis 10 
für die Aufnahme des Bewerbers in den Be- 
ruf sstand vorliegen. Dem Wunsche des Be- 
rufsstandes, allein über die Zulassung zu ent- 


scheiden, konnte aus rechtsstaatlichen Grün- 
den nicht entsprochen werden. 

Der bei jeder bestellenden Behörde zu bil- 
dende Zulassungsausschuß nimmt die Ver- 
waltungsakte der Zulassung zur Prüfung und 
der Befreiung von der Prüfung vor. Er stellt 
einen Teil dieser Behörde und keine Einrich- 
tung des Berufsstandes dar. 

24. Zu § 11 Abs. 2 und 3 

Nach § 46 Abs. 3 schlagen die Berufskam- 
mern der Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigten die Vertreter des Berufsstandes in 
den Zulassungsausschüssen vor. 

25. Zu § 11 Abs. 4 

Es erscheint zweckmäßig, die Mitglieder des 
Zulassungsausschusses auf längere Zeit zu be- 
rufen, damit sich eine feste Handhabung der 
Zulassungspraxis herausbilden kann. Eine Ab- 
berufung muß jedoch möglich sein, falls ein 
Wohnsitzwechsel oder ein wichtiger Grund 
dies erfordert. 

26. Zu § 11 Abs. 5 

Die Begründung der Ablehnungen ist deshalb 
vorgesArieben, damit diese im ReAtsmittel- 
verfahren naA § 91 Nr. 1 naAgeprüft wer- 
den können. 

27. Zu § 12 Abs. 1 

ZwisAen der Zulassung zur Prüfung naA § 11 
und der Bestellung naA § 19 Hegt ein län- 
gerer Zeitraum, in dem die sAriftliAe Prü- 
fung (§ 14 Abs. 2 und 4) abzulegen und der 
Bewerber alsdann zur mündliAen Prüfung zu 
laden ist. Es kann sein, daß in diesem Zeit- 
raum TatsaAen bekannt werden, bei deren 
Kenntnis der ZulassungsaussAuß die Zulas- 
sung zur Prüfung hätte versagen müssen. 
Diese TatsaAen können erst naAträgliA ein- 
getreten sein; sie können aber auA sAon vor 
der EntsAeidung des AussAusses Vorgelegen 
haben, ohne dem AussAuß reAtzeitig be- 
kannt geworden zu sein. Für derartige Fälle 
wird die MögllAkelt vorgesehen, die frühere 
EntsAeidung des AussAusses abzuändern, 
damit die Aufnahme ungeeigneter Personen 
In den Berufsstand verhindert werden kann. 
Wenn dem Bewerber das Bestehen der Prü- 
fung bekanntgegeben ist, wird er an- 
sAließend durA Aushändigung der Berufs- 
urkunde bestellt (§ 19). Mit der Bekanntgabe 
des Prüfungsergebnisses ist die Prüfung ab- 
gelegt und die VorsArift des § 12 Abs. 1 ist 
niAt mehr anwendbar. Es kann aber naA 
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§ 22 Abs. 2 Nr. 2 die Bestellung zurückge- 
nommen werden, wenn die Zulassung zur 
Prüfung durch unlautere Mittel wie Täu- 
schung, Zwang oder Bestechung erschlichen 
worden ist. 

28. Zu § 12 Abs. 2 

Die Benachrichtigung des Bewerbers von der 
Einleitung des Zurücknahmeverfahrens soll 
ihm ermöglichen, seine Interessen wahrzu- 
nehmen, bevor die frühere Entscheidung des 
Zulassungsausschusses geändert wird und der 
Bewerber dann auf das Rechtsmittelverfah- 
ren nach § 91 Nr. 1 angewiesen ist. 

29. Zu § 13 Abs. 1 

Der Prüfungsausschuß wird bei der Behörde 
gebildet, die im Anschluß an das Bestehen der 
Prüfung die Bestellung vornimmt (vgl. 
hierzu § 19 Abs. 1 und die Begründung zu 
§ 1 Abs. 3). 

30. Zu § 13 Abs. 2 

Dem Prüfungsausschuß gehören sieben 
stimmberechtigte Mitglieder an. In der Prü- 
fungsordnung (§ 18) soll vorgesehen werden, 
daß nur fünf Mitglieder den Bewerber in der 
mündlichen Prüfung prüfen, um die Prüfung 
nicht zu ausgedehnt zu gestalten. Dem Be- 
amten der Bundesfinanzverwaltung fällt die 
Aufgabe zu, auf eine Angleichung der Prü- 
fungsanforderungen in den einzelnen Län- 
dern hinzuwirken. Die Steuerberaterver- 
bände haben ursprünglich gewünscht, die 
Prüfung durch einen Prüfungsausschuß bei 
dem Bundesminister der Finanzen abnehmen 
zu lassen, weil die Steuerberater im ganzen 
Bundesgebiet tätig werden dürfen und des- 
halb im ganzen Bundesgebiet auch gleiche An- 
forderungen an die Bewerber gestellt werden 
sollen. Den Wünschen der Wirtschaft ent- 
spricht es, daß auch sie durch ein Mitglied 
im Prüfungsausschuß vertreten sein soll. Die 
verhältnismäßig starke Vertretung des Be- 
rufsstandes im Prüfungsaussdiuß ist notwen- 
dig, damit der Berufsstand bei Abstimmungen 
ausreichenden Einfluß hat. 

31. Zu § 13 Abs. 4 

Hier gilt das in der Begründung zu § 11 
Abs. 4 Gesagte entsprechend. Die Vertreter 
des Berufsstandes in den Prüfungsausschüs- 
sen werden nach § 46 Abs. 3 von den Berufs- 
kammern der Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigten vorgeschlagen. 


32. Zu § 14 Abs, 2 

Auf Wunsdi des Berufsstandes soll in der 
Steuerberaterprüfung eine Hausarbeit gefer- 
tigt werden, damit der Bewerber seine Be- 
fähigung zur wissenschaftlichen Durchdrin- 
gung des Aufgabengebietes nachweisen kann. 

33. Zu § 15 Abs. 1 

Die Prüfungsgebiete der Steuerberaterprü- 
fung entsprechen im wesentlldien den Anfor- 
derungen, die in der amerikanischen Zone 
gelten. Im Hinblick darauf, daß der Steuer- 
beratung auf dem Gebiet der Zölle und Ver- 
brauchsteuern jetzt erhöhte Bedeutung zu- 
kommt, macht sich jedoch eine Ausdehnung 
der Prüfung auf dem Gebiete des Abgaben- 
rechts erforderlich. 

34. Zu § 15 Abs. 2 

Wegen der geringeren Anforderungen an die 
Vorbildun-" der ^teuerbevollmächtigten und 
ihrer gelinge Befugnisse sind auch weni- 
ger Prüfungsg'jbiete für sie vorgesehen. 

35. Zu § 15 Abs. 4 

Die Vorschrift soll verhüten, daß ein Be- 
werber auf einem Prüfungsgebiet eine be- 
sondere Nachsicht erfährt, wenn seine be- 
rufliche Vorbildung nicht auf alle Berufsauf- 
gaben ausgerichtet war (z. B. in den Fällen 
des § 7 Abs. 2 und 3 und des § 8 Abs. 2). 

36. Zu § 16 

Bisher mußten Wirtschaftsprüfer und ver- 
eidigte Buchprüfer die Steuerberaterprüfung 
in vollem Umfang ablegen, wenn sie als 
Steuerberater bestellt werden wollten. Eben- 
so mußten Steuerberater die Prüfung als 
Wirtschaftsprüfer oder vereidigter Buchprü- 
fer In vollem Umfang ablegen, wenn sie 
einen der beiden Berufe ausüben wollten. 
Künftig soll im Verhältnis der Berufe zu- 
einander eine Ergänzungsprüfung genügen, 
um eine Wiederholung der Prüfung auf Ge- 
bieten zu vermeiden, für die der Befähigungs- 
nachweis bereits erbracht Ist. Die Absicht, 
eine gemeinschaftliche Prüfung für die ge- 
nannten Berufe einzuführen, Ist wieder auf- 
gegeben worden, nachdem von einer derarti- 
gen Regelung in Berlin praktisch kein Ge- 
brauch gemacht worden ist; vgl. hierzu auch 
die Ausführungen in der Begründung unter I 
(Vorgeschichte des Entwurfs) über die Be- 
strebungen, einen Einheitsberuf zu schaffen. 
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37. Zu § 17 

Eine erneute Zulassung ist deshalb notwen- 
dig, weil geprüft werden muß, ob seit der 
Zulassung zur ersten Prüfung Gründe ein- 
getreten sind, die Zulassung nach § 9 zu ver- 
sagen. 

38. Zu § 18 Abs. 2 

Gegen die Entscheidung kann der Bewerber 
nadi § 91 Nr. 2 Berufung an das Finanz- 
gericht einlegen. Da im Falle des Ausschlusses 
die Prüfung als nicht bestanden gilt, ist für 
eine etwaige Wiederholung der Prüfung die 
Vorschrift des § 17 anzuwenden, nach der die 
Prüfung erst nach erneuter Zulassung und 
frühestens nach einem Jahr wiederholt wer- 
den kann. 

39. Zu § 19 Abs. 1 

Vgl. hierzu die Begründung zu § 1 Abs. 3. 
Die Bestellung soll im Anschluß an das Be- 
stehen der Prüfung gesdiehen, um dem Bc- 
w^erber eine nochmalige Reise an den Ort der 
bestellenden Behörde zu ersparen. 

40. Zu § 19 Abs. 2 und 3 

Die Regelung, daß Steuerberater vereidigt, 
Steuerbevollmäditigte dagegen verpflichtet 
werden, entspricht einer Vereinbarung der 
beiden Berufsgruppen über ihre Abstufung. 

41. Zu § 20 Abs. 1 

Die Helfer in Steuersachen haben durch ihre 
Eerufsverbände eine Änderung ihrer bisheri- 
gen Berufsbezeichnung gefordert, weil die Be- 
zeichnung „Helfer“ auf anderen Gebieten in 
der Vergangenheit eine dem Berufsstand ab- 
trägliche Bedeutung erlangt habe. Die Be- 
rufsverbände haben sich darüber, wie dem 
Verhältnis der Helfer in Steuersachen zu den 
Steuerberatern In den beiderseitigen Berufs- 
bezeichnungen Rechnung zu tragen sei, nidit 
einigen können. Die von den Helfern in 
Steuersachen vorgeschlagene Berufsbezeich- 
nung „Steuerbevollmächtigter“ wurde trotz 
der dagegen bestehenden Bedenken und trotz 
ihrer Ablehnung durch die Steuerberaterver- 
bände gewählt, weil sich eine geeignetere Be- 
rufsbezeichnung nicht hat finden lassen. Die 
Bezeichnung „Steuerbeauftragter“ wäre zwar 
inhaltlich richtiger, wurde jedoch aus sprach- 
lichen Gründen nicht gewählt. Die Bezeich- 
nung „Steuerbeistand“ wurde im Hinblick 
auf die Bedeutung der Berufsbezeichnung 
„Rechtsbeistand“ im Verhältnis zur Berufs- 
bezeichnung „Rechtsanwalt“ als zu gering- 


wertig von den Helfern in Steuersachen abge- 
lehnt. Für Steuerberater hält der Entwurf an 
der alten Berufsbezeichnung fest, obwohl ein 
Teil der Steuerberater die Änderung in 
„Steueranwalt“ oder „Steuerrechtsrat“ vor- 
gesdilagen hat. Eine derartige Änderung er- 
scheint jedoch nicht angebracht, weil die Be- 
rufsbezeichnung „Steuerberater“ einen festen 
Begriff darstellt und sich allgemein eingebür- 
gert hat, und weil voraussichtlich die Rechts- 
anwaltschaft einer solchen Änderung wider- 
sprechen würde. 

42. Zu § 20 Abs. 2 

Neben der Berufsbezeichnung „Steuerberater“ 
oder „Steuerbevollmächtigter“ können ins- 
besondere die Berufsbezeichnungen „Rechtsan- 
walt“, „Wirtschaftsprüfer“, „vereidigter Buch- 
prüfer“ geführt werden. Nach § 30 Abs. 2 
ist mit der Tätigkeit als Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter nicht jede andere be- 
rufliche Tätigkeit vereinbar. Soweit eine sol- 
che vereinbar ist, dürfen nur amtlich verlie- 
hene Berufsbezeichnungen geführt v erden, 
um eine unzulässige Werbung auszuschließen. 
Auch andere Zusätze zur Berufsbezeichnung 
und der Hinweis auf eine ehemalige Beam- 
teneigenschaft im beruflidieu Verkehr sind 
verboten. Der Berufsstand erblickt in der- 
artigen Hinweisen einen unerlaubten Wett- 
bewerb gegenüber den anderen Berufsange- 
hörigen. 

43. Zu ^ 20 Abs. 3 

Hier gilt sinngemäß das zu Abs. 2 Ausge- 
führte. In Betracht kommen die Bezeichnun- 
gen „Wirtschaftsprüfungsgesellschaft“ und 
„Buchprüfungsgesellschaft“ neben der Be- 
zeichnung „Steuerberatungsgesellschaft“. 

44. Zu § 20 Abs. 4 

Der Entwurf verbietet lediglich die Führung 
der Berufsbezeichnung durch Nichtberechtigte 
und stellt keine eigenen Strafvorschriften auf. 
Das Finanzamt kann die unberechtigte Füh- 
rung der Berufsbezeichnungen oder die Ver- 
wendung anderer Bezeichnungen zum Hin- 
weis auf eine steuerberatende Tätigkeit nach 
§ 43 Nr. 1 mit den Zwangsmitteln des § 202 
der Reichsabgabenordnung unterbinden. Han- 
delt es sich um Verstöße von Berufsangehöri- 
gen, so hat das Ehrengericht der Berufskam- 
mer wegen Verletzung der Berufspflichten 
(§ 57 Abs. 1) einzuschreiten. Handelt es sich 
um Verstöße von Personen, die dem Berufs- 
stand nicht angehören, so wird häufig gleich- 
zeitig eine unerlaubte Hilfeleistung in Steuer- 
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Sachen und eine strafbare Zuwiderhandlung 
nach § 413 Abs. 1 Ziff. 3 der Reichsabgaben- 
ordnung vorliegen. Unzulässig ist es aber 
auch, daß in den Fällen der erlaubten Hilfe- 
leistung nach § 107 a Abs. 2 der Reichsab- 
gabenordnung (vgl. § 107 Abs. 2 des Ent- 
wurfs) auf die Befugnis zur Hilfeleistung in 
Steuersachen hingewiesen wird. In diesem 
Zusammenhang ist ferner hervorzuheben, 
daß nach § 54 des Entwurfs einer Bundes- 
reclitsanwaltsordnung Rechtsanwälte die Be- 
zeichnung „Fachanwalt für Steuerrecht“ nicht 
mehr führen dürfen. 

45. Zu § 21 Abs. 1 Nr. 3 

Die rechtskräftige Ausschließung aus dem Be- 
rufsstand ist ln §§ 57 ff. und §§ 72 ff. geregelt. 

46. Zu § 22 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

Personen, die die Tätigkeit eines Steuerbe- 
raters oder Steuerbevollmächtigten nicht aus- 
üben, sollen auch nicht als Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter bestellt bleiben; ins- 
besondere soll verhindert werden, daß die 
Bestellung als Steuerberater oder Steuerbe- 
vollmächtigter nur zu dem Zwecke tangestrebt 
wird, um mit Hilfe der Bestellungsurkunde 
eine Anstellung in einem Unternehmen zu 
erreichen. Für Angestellte nach § 31 Abs. 1, 
die die Tätigkeit nur vorübergehend Infolge 
einer Kündigung des Angestelltenverhältnis- 
ses aufgeben, soll die Bestellung erst nach 
einer Schonfrist zurückgenommen werden. 

47. Zu § 22 Abs. 2 

Geordnete wirtschaftliche Verhältnisse des 
Bewerbers gehören nach § 9 Abs. 1 Nr, 3 
zu den Voraussetzungen, um Eingang in den 
Berufsstand zu finden. Wenn nadi der Be- 
stellung infolge einer gerichtlichen Anord- 
nung der Berufsangehörige In der Verfügung 
über sein Vermögen beschränkt wird, kann 
die Bestellung nach Nr. 1 zurückgenommen 
werden. Eine Muß- Vorschrift ist nicht er- 
forderlidi, weil die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse z. B. durch einen Vergleich wieder ge- 
ordnet werden können. 

ln den Fällen der Nr. 2 ist die Zurücknahme 
der Bestellung ebenfalls nicht zwingend vor- 
gesdirleben, weil zwischen der Täuschungs- 
handlung usw. und Ihrem Bekanntwerden 
bereits geraume Zeit verstrichen sein und der 
Berufsangehörige sich seitdem einwandfrei 
geführt haben kann. 

48. Zu § 22 Abs. 3 

Die Zurücknahme der Bestellung wird durch 
die Behörden ausgesprochen, die bestellende 


Behörden sind. Doch richtet sich die örtliche 
Zuständigkeit nach der beruflichen Nieder- 
lassung, so daß nacli ihrer Verlegung unter 
Umständen eine andere bestellende Behörde 
die Zurücknahme der Bestellung ausspricht 
als die Behörde, die den Steuerberater oder 
Steucrbcvollmächtigten bestellt hat. 

49. Zu § 23 

War die Bestellung wegen Verzichtsauf die Be- 
stellung erloschen oder wegen Niditaufnahme 
oder Aufgabe der Tätigkeit oder wegen Auf- 
gabe der Unabhängigkeit zurückgenommen, 
so ist eine Wiederbestellung unter Befreiung 
von der Prüfung zulässig. Eine WiederbesteP 
lung ist auch zulässig, wenn die Bestellung 
wegen einer Verfügungsbeschränkung über 
das Vermögen des Berufsangehörigen zurück- 
genommen worden war. Erforderlich ist je- 
doch in allen Fällen ein erneutes Verfahren 
beim Zulassungsaussdiuß, in dem zu prüfen 
ist, ob die Voraussetzungen der §§ 9 und 23 
vorliegen. Im Hinblick auf die einmal abge- 
legte Prüfung braucht der Bewerber um die 
Wiederbestellung sich keiner erneuten Prü- 
fung zu unterziehen. 

50. Zu § 24 Abs. 1 

Es ist zweckmäßig, das Berufsregister durch 
die bestellende Behörde führen zu lassen, um 
einen Mehraufwand an Verwaltungstätigkeit 
und einen Zeitverlust zwischen der Bestel- 
lung und ihrer Registrierung zu vermeiden. 

51. Zu § 25 

Der Hauptzweck des Berufsregisters besteht 
in der Verlautbarung der Bestellung. Aus Ihm 
ist dann ersichtlich, welche Steuerberater und 
Steuerbevollmäditlgten im Registerbezirk 
vorhanden sind. Doch ist es audi notwendig, 
etwaige Steuerberatungsgesellscliaften und 
auswärtige Geschäftsstellen in das Berufs- 
registcr eintragen zu lassen. Nach § 4 Abs. 1 
Nr. 4 ist die Eintragung in das Berufsregister 
eine Voraussetzung dafür, daß die Steuer- 
beratungsgesellschaft tätig werden darf. Hier- 
durch wird eine Prüfungsmöglichkeit dafür 
gesdiaffen, ob sie den gesetzlichen Erforder- 
nissen entspricht. Wird die berufliche Nieder- 
lassung eines Berufsangehörigen oder der Ort 
der Geschäftsleitung einer Steuerberatungs- 
gcsellschaft in einen Bezirk verlegt, für den 
das bisherige Berufsregister nicht zuständig 
ist, so muß die Verlegung In das nunmehr 
zuständige Berufsregister eingetragen werden, 
damit aus ihm alle zur Berufsausübung be- 
rechtigten Personen und Gesellschaften sowie 
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auswärtige Geschäftsstellen des Registerbe- 
zirks ersichtlich sind. 

52. Zu § 26 Nr. 2 

Sobald die Steuerberatungsgesellschaft Im Be- 
rufsregister gelöscht ist, ist auch für Außen- 
stehende ersichtlich, daß die Gesellsdiaft die 
Tätigkeit eines Steuerberaters — von der 
Verlegung des Ortes der Geschäftsleitung In 
einen anderen Registerbezirk abgesehen — 
nicht mehr ausüben darf, weil die Ausübung 
der Tätigkeit die Eintragung im Berufs- 
register nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 voraussetzt. 
Wenn die Gesdiäftsführer der Gesellschaft die 
Löschung nicht selbst nach § 27 Abs. 2 Nr. 2 
beantragen, kann die Löschung nach § 27 
Abs. 3 von Amts wegen vorgenommen wer- 
den. 

53. Zu § 27 Abs. 1 und 2 

Die Finanzämter können die Beteiligten nach 
§ 43 Nr. 2 zwingen, die Eintragung oder 
die Löschung zu beantragen. Außerdem kann 
die Berufskammer wegen Verletzung der Be- 
rufspflichten einschreiten, wenn die vorge- 
schriebenen Anträge nicht gestellt werden. 

54. Zu § 28 

Die Geschäftsführer haben nach § 27 Abs. 2 
Nr. 2 die Löschung der Steuerberatungsgesell- 
schaft im Berufsregister zu beantragen, wenn 
nicht mehr alle Geschäftsführer Steuer'berater 
sind. Darüber hinaus sind aber weitere An- 
zeigepflichten erforderlich, damit das Berufs- 
register Auskunft audi über Steuerberater 
geben kann, die erst später als Geschäftsfüh- 
rer bestellt werden. Auch muß die Register- 
behörde Unterlagen über die Eigentümer der 
Geschäftsanteile im Hinblidc auf die Vor- 
schrift des § 4 Abs. 2 erhalten, wonach sie 
gegebenenfalls einschreiten kann, wenn die 
Mehrheit der Geschäftsanteile in berufs- 
fremde Hand gelangt Ist. 

55. Zu § 29 

Eine besondere Gebühr für die Bestellung er- 
scheint nicht erforderlich, da die Bewerber 
bereits eine Zulassungsgebühr zu zahlen ha- 
h^n. Die Höhe der Gebühren für Zulassung 
und Prüfung ist vom Berufsstand vorge- 
schlagen worden. Sie ist der Tätigkeit des Zu- 
lassungs- und des Prüfungsausschusses ange- 
messen und für die Bewerber tragbar, weil 
sie bereits einige Jahre im Erwerbsleben 
stehen. 

56. Zu § 30 Abs. 1 

In § 1 ist die Steuerberatung als ein freier 
Beruf umschrieben, der unabhängig und 


eigenverantwortlich auszuüben ist. DiePflidit, 
den Beruf gewissenhaft auszuüben, schließt 
die Verpflichtung ein, dabei die allgemeinen 
Vorsdiriften der §§ 1 ff. zu beachten. Zur 
gewissenhaften Ausübung des Berufs gehört 
nicht nur die sorgfältige Wahrnehmung der 
Interessen des Auftraggebers, sondern es sind 
auch die steuerlichen und berufsgesetzlichen 
Vorschriften zu beachten, wenn ein Auftrag 
angenommen und durchgeführt wird. Die 
Pflichten, die der Beruf des Steuerberaters 
oder Steuerbevollmäditigten dem Auftrag- 
geber, dem Berufsstand und der Allgemein- 
heit gegenüber mit sich bringt, lassen sich 
nicht erschöpfend aufzählen, sondern es kön- 
nen nur allgemeine Grundsätze aufgestellt 
werden. Neben der Pflicht zur Gewissenhaf- 
tigkeit werden die Pflicht zur Verschwiegen- 
heit und die Pflicht, auf Werbung zu ver- 
zichten, soweit sie standeswidrig ist, als wich- 
tigste Grundsätze hervorgehoben, die für das 
Verhältnis zu den Auftraggebern und den 
Berufskollegen gelten. Aufgabe der Berufs- 
kammer wird es sein, die Standesanforderun- 
gen an das Verhalten der Berufsangehörigen 
durch entsprechende Hinweise an die Kam- 
mermitglieder Im einzelnen festzulegen. 

57. Zu § 30 Abs, 2 

Die in dieser Vorschrift enthaltenen Richt- 
linien sind für das berufliche und außerberuf- 
liche Verhalten des Berufsangehörigen maß- 
gebend. Auch insoweit werden, wie Im Falle 
des Abs. 1, die Berufskammern die Anfor- 
derungen an das Verhalten der Berufsange- 
hörigen im einzelnen festlegen müssen. Ob- 
wohl der Entwurf im Hinblick auf Abs. 3 
das Erfordernis der Hauptberuflichkeit in § 1 
Abs. 1 nicht ausdrücklidi ausgesprochen hat, 
ist doch davon auszugehen, daß, abgesehen 
von den Fällen des Abs. 3 — gedacht ist 
hier Insbesondere an die Tätigkeit als Rechts- 
anwalt oder Wirtschaftsprüfer — die Tätig- 
keit wie bei anderen freien Berufen haupt- 
beruflich auszuüben ist. Denn nach den Vor- 
schriften in den Abs. 3 und 4 wird ein ähn- 
liches Ergebnis erzielt wie nach § 13 des Ge- 
setzes für Wirtschaftsprüfer Im Genossen- 
schaftswesen vom 17. Juli 1952 (BGBl. I 
S. 385) hinsichtlich der Hauptberuflichkeit 
der Wirtschaftsprüfer im Genossenschafts- 
wesen. 

58. Zu § 30 Abs. 3 

Hier sind Tätigkeiten aufgeführt, die schon 
jetzt Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigte neben der Steuerberatung ausüben. Der 
Entwurf sieht davon ab, diese Tätigkeiten 
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als nebenberufliche Tätigkeiten anzusprechen. 
Sie können in Zukunft also den überwiegen- 
den Teil der Gesamttätigkeit des Steuer- 
beraters oder Steuerbevollmächtigten aus- 
machen. Es kann deshalb möglich sein, daß 
zu verschiedenen Zeiten die Tätigkeit z. B. 
als Rechtsanwalt oder Wirtschaftsprüfer und 
ein anderes Mal die Tätigkeit als Steuer- 
berater überwiegt. 

Die unter Nr. 3 aufgeführte Tätigkeit hin- 
sichtlich von Vermögensübersichten und Er- 
folgsrechnungen ist ein untrennbarer Bestand* 
teil der Hilfeleistung in Steuersachen, zu der 
nach § 2 Abs. 1 auch die Erfüllung von Buch- 
führungspflichten gehört, die auf Grund von 
Steuergesetzen bestehen. Der Steuerberater 
oder Steuerbevollmächtigte, der eine Steuer- 
erklärung anfertigt, ist im Rahmen seines 
Auftrags verpflichtet, die steuerliche Richtig- 
keit von Vermögensübersichten und Erfolgs- 
rechnungen zu prüfen. Er kann auch in die 
Lage kommen, die Richtigkeit der von ihm 
selbst aufgestellten Steuerbilanzen zu beschei- 
nigen. 

Die unter Nr. 4 genannte Tätigkeit eines 
Lehrers an wissenschaftlichen Hochschulen 
oder Instituten soll Lehraufträge an Steuer- 
berater und Steuerbevollmächtigte ermög- 
lichen. 

59. Zu § 30 Abs. 4 

Die hier aufgeführten Tätigkeiten sind mit 
dem Wesen des freien Berufs nicht vereinbar. 
Vgl. auch die Begründung zu § 1 Abs. 1. 

60. Zu § 31 Abs. 1 

Das Erfordernis der Unabhängigkeit in § 1 
Abs. 1 und das in § 30 Abs. 4 Nr. 2 enthal- 
tene Verbot der Tätigkeit als Arbeitnehmer 
gelten, wie bereits dort bestimmt, nicht für 
die hier aufgezählten Fälle. Auch anderen 
freien Berufen ist es nachgelassen, Angehörige 
des eigenen Berufes als Angestellte zu be- 
schäftigen. Die Tätigkeit als Angestellter eines 
Berufsgenossen dient oft der weiteren Aus- 
bildung. Wirtschaftliche Verhältnisse verbie- 
ten mitunter die Selbständigmachung. Da der 
Beruf jedoch nach § 1 Abs. 1 Satz 1 eigen- 
verantwortlich auszuüben ist, muß der An- 
gestellte das Recht der selbständigen Zeich- 
nung in Angelegenheiten der Steuerberatung 
haben (vgl. § 32 Abs. 1 Nr. 3). 

Buchstellen können nach § 107 a Abs. 2 Ziff. 7 
der Reichsabgabenordnung (§ 107 Abs. 2 des 
Entwurfs) im Rahmen ihres Aufgabenbereichs 
ihren Mitgliedern Hilfe in Steuersachen lei- 


sten. Es liegt daher im Interesse dieser Mit- 
glieder sowie in dem des Berufsstandes und 
der Finanzverwaltungen, daß Leiter der Buch- 
stelle ein Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigter ist. 

Der Entwurf gestattet eine eigenverantwort- 
liche Angestelltentätigkeit auch bei Wirt- 
schaftsprüfern und solchen Wlrtschaftsprü- 
iungsgesellschaften, die Hilfe in Steuersachen 
leisten können (vgl. hierzu § 107 Abs. 2). 
Es handelt sich hierbei um eine Anpassung an 
die wirtschaftlichen Gegebenheiten. Andern- 
falls würden Berufsangehörige zur Aufgabe 
ihrer jetzigen Angestelltentätigkeit gezwun- 
gen werden. Auch würde die Tätigkeit der 
Wlrtsdiaftsprüfungsgesellschaften erschwert 
werden, die jetzt vielfach Steuerberater zur 
Erledigung der steuerlichen Aufgaben be- 
schäftigen. Dieses Zugeständnis an die Inter- 
essen der Wirtschaft erscheint vertretbar, weil 
mehr als die Hälfte der Wirtschaftsprüfer 
gleichzeitig Steuerberater sind und der ange- 
stellte Steuerberater in diesen Fällen als An- 
gestellter eines Steuerberaters zu betrachten 
ist. Das gilt sinngemäß, wenn eine Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaft gleichzeitig Steuer- 
beratungsgesellschaft ist. Dagegen kann ein 
Steuerberater nicht Angestellter eines Rechts- 
anwalts oder eines vereidigten Buchprüfers 
sein, wenn diese nicht gleichzeitig als Steuer- 
berater bestellt sind und deshalb von einem 
Angestelltenverhältnis bei einem Steuer- 
berater gesprochen werden kann. Entspre- 
chendes gilt für die Anstellung von Steuer- 
bevollmächtigten. 

61. Zu § 31 Abs. 2 

Es soll verhütet werden, daß angestellte 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigte ln 
unerlaubten Wettbewerb zu ihrem Dienst- 
herrn treten. 

62. Zu § 31 Abs. 3 

Die Vorschriften in § 1 Abs. 3, § 25 Nr. 1 
Buchst, b, § 26 Nr. 1 Buchst, b, § 27 Abs. 2 
Nr. 1 und § 44 Abs. 1 und 2 stellen auf die be- 
rufliche Niederlassung ab. Durch die Gleich- 
stellung der regelmäßigen Arbeitsstätte mit 
der beruflichen Niederlassung eines selbstän- 
digen Steuerberaters oder Steuerbevollmäch- 
tigten wird die Anwendbarkeit dieser Vor- 
schriften auch für Berufsangehörige im An- 
gestelltenverhältnis ermöglicht. 

63. Zu § 32 

Diese Vorschrift stellt eine Angleichung an 
die künftige Regelung des Berufsrechts der 
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Wirtschaftsprüfer und vereidigten Buchprü- 
fer dar. Eine entsprechende Regelung findet 
sich schon jetzt in § 12 des Gesetzes über 
Wirtschaftsprüfer im Genossenschaftswesen 
vom 17. Juli 1952 (BGBl. I S. 385). 

64. Zu § 33 

Die Vorschrift soll verhüten, daß Angehörige 
der Finanzverwaltung vor ihrem Ausscheiden 
Beziehungen zu Steuerpflichtigen Im Hinblick 
auf eine spätere Tätigkeit als Steuerberater 
oder Steuerbevollmächtigter aufnehmen oder 
ihre dienstlichen Kenntnisse von einzelnen 
Fällen später zu Gunsten der Steuerpflich- 
tigen verwerten. Auch soll auf diese Weise 
eine Bevorzugung ehemaliger Angehöriger 
der Finanzverwaltung Im beruflichen Wett- 
bewerb erschwert werden. Ein allgemeines 
oder örtlich beschränktes Berufsverbot für 
ehemalige Angehörige der Finanzverwaltung, 
wie es verschiedentlich gewünscht wird, ist 
wegen der entgegenstehenden Bestimmungen 
des GG nicht zulässig. Nach Art. 12 Abs. 1 
GG haben alle Deutschen das Recht, Beruf 
und Arbeitsplatz frei zu wählen. 

65. Zu § 35 

Es handelt sich um eine Regelung, wie sie 
auch Im Berufsrecht der Rechtsanwälte gilt. 

66. Zu § 36 Abs. 1 und 2 

Das Recht der Vertretung von Steuerpflich- 
tigen regelt § 107 der RelAsabgabenordnung. 
Die Reichsabgabenordnung gilt nach § 3 
Abs. 1 der Reichsabgabenordnung in der Fas- 
sung vom 11. Juli 1953 aber nur für Abgaben, 
die nach Art. 105 Abs. 1 und 2 GG der Ge- 
setzgebung des Bundes unterliegen und durch 
Bundesfinanzbehörden oder durch Landes- 
finanzbehörden verwaltet werden. In den 
näheren Vorschriften über die Rechte und 
Pflichten der Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigten (§ 2 Abs. 2) würde eine Lücke 
sein, wenn das Berufsgesetz das wichtige 
Recht der Vertretung nicht allgemein regeln 
würde. Auch besteht die Notwendigkeit, das 
Vertretungsrecht den Belangen des Berufs- 
standes anzupassen. 

Nach § 107 Abs. 3 Ziff. 2 und Abs. 5 der 
Reichsabgabenordnung dürfen Personen, die 
von einem Oberfinanzpräsidenten zugelassen 
worden sind — d. h. die Steuerberater — , 
nicht als Bevollmächtigter oder Beistand zu- 
rückgewiesen werden. Die bisherigen Helfer 
in Steuersachen haben dagegen nach § 107 a 
Abs. 7 der Reichsabgabenordnung nicht die 
Befugnis, als Bevollmächtigter oder Beistand 


aufzutreten. Sie können vielmehr nach dieser 
Vorschrift verbunden mit der Vorschrift in 
§ 107 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung zu- 
rückgewiesen werden. Es liegt im Ermessen 
der betreffenden Finanzbehörde, die Zurück- 
weisung auszusprechen. Die Ermessensent- 
scheidung ist nach Billigkeit und Zweckmäßig- 
keit zu treffen, andernfalls kann sie mit Er- 
folg angefochten werden. Diese bisherige 
Regelung ist für die Steuerbevollmächtigten 
unbefriedigend, nachdem der Entwurf für die 
Zulassung zu diesem Beruf größere Anfor- 
derungen stellt, als sie für die Zulassung als 
Helfer in Steuersachen gestellt wurden. 

Aus den Vorschriften des Entwurfs in den 
Abs. 1 und 2 in Verbindung mit der Anpas- 
sung des Wortlautes des § 107 Abs. 3 Ziff. 2 
der Reichsabgabenordnung durch § 107 

Abs. 1 des Entwurfs und in Verbindung mit 
dem Wegfall des § 107 a Abs. 7 der Reichs- 
abgabenordnung nadi § 107 Abs. 2 des Ent- 
wurfs ergibt sich folgende Regelung: 

1 . Steuerberater sind berechtigt, in Steuer- 
sachen nicht nur vor den Bundesfinanzbe- 
hörden und den Landesfinanzbehörden so- 
wie allen Finanzgerichten, sondern auch 
vor den Steuerbehörden der Gemeinden 
und vor den Verwaltungsgerichten tätig zu 
werden. 

2. Steuerbevollmächtigte haben die gleldie Be- 
rechtigung wie Steuerberater mit Aus- 
nahme der Vertretungsbefugnis vor den 
Finanzgerichten und Verwaltungsgerichten, 

Wenn ein Steuerbevollmächtigter vor einem 
Finanzgericht auftritt, kann er wie bisher 
nach § 107 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung 
zurückgewiesen werden, weil nach § 107 
Abs. 3 Ziff. 2 der Reichsabgabenordnung In 
der Fassung des § 107 Abs. 2 des Entwurfs 
der Umfang der Vertretungsberechtigung sich 
nach § 36 des Entwurfs bestimmt. 

67. Zu § 36 Abs. 3 

Die Finanzverwaltungen der Länder legen 
Wert darauf, daß Art und Umfang der Ver- 
tretungsbefugnis durch eine Vollmachts- 
urkunde ersichtlich gemacht werden, well sich 
die Verantwortlichkeit des Steuerberaters 
oder Steuerbevollmächtigten nach dem Auf- 
trag seines Auftraggebers richtet. Vgl. hierzu 
auch die Begründung zu § 2. 

68. Zu § 37 

Diese Vorschrift regelt die Haftung der Be- 
rufsangehörigen in gleicher Weise wie die 
Haftung der Rechtsanwälte nach § 109 Abs. 2 
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der Reichsabgabenordnung. Der Satz, daß 
§ 112 der Reichsabgabenordnung unberührt 
bleibt, dient lediglich der Klarstellung. 

69. Zu § 38 

Diese Vorschrift regelt das Recht der Aus- 
kunftsverweigerung für die Berufsangehöri- 
gen und ihre Gehilfen in gleicher Weise, wie 
§ 177 Abs. 2 der Reichsabgabenordnung es 
für die Rcditsanwälte und ihre Gehilfen 
regelt, soweit sie in Steuerangelegenheiten 
tätig geworden sind. Selbstverständlich gilt 
die Vorschrift nicht für die eigenen Steuer- 
angelegenheiten der Steuerberater und Steuer- 
bevollmächtigten. 

70, Zu § 39 

Aus Gründen der Steueraufsicht verpflichtet 
§ 199 Abs. 1 Satz 1 der Reidisabgabenord- 
nung alle Personen, die geschäftsmäßig oder 
gegen Entgelt anderen Rat und Hilfe in 
Steucrangelegenhelten erteilen, dem Finanz- 
amt auf Verlangen in die Gesdiäftspapiere, 
die diese Tätigkeit betreffen, Einsicht zu ge- 
währen. Nach § 199 Abs. 2 der Reichsab- 
gabenordnung gilt diese Verpflichtung nicht 
für Rechtsanwälte und Notare, sofern sie 
nicht wegen Steuerhinterziehung oder Teil- 
nahme an einer soldien verurteilt sind. Wird 
eine der genannten Personen wegen Steuer- 
hinterziehung oder Teilnahme an einer sol- 
chen verurteilt, so kann ihr nach § 199 Abs. 1 
Satz 2 der Reichsabgabenordnung der Ober- 
finanzpräsident die weitere Tätigkeit in 
Steuersachen untersagen. 

Oer Entwurf sieht für Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigte eine besondere Rege- 
lung vor, weil § 199 Abs. 1 Satz 2 der Reidis- 
abgabenordnung auf sie nicht anwendbar 
ist; nach § 57 Abs. 3 des Entwurfs werden sie 
vielmehr, v/enn sie ihre Berufspflichten so 
gröblich verletzen, daß sie unwürdig sind, 
den Beruf weiterhin auszuüben, Im berufs- 
gerichtlichen Verfahren aus dem Berufsstand 
ausgeschlossen. Die Vorschrift sieht in Abs. 1 
vor, daß sie grundsätzlich Einsicht in die Ge- 
schäftspapiere zu gewähren haben. Die Län- 
dcrfinanzverwaltungen haben geltend ge- 
maAt, daß insoweit eine Gleldistellung mit 
FveAtsanwälten und Notaren niAt tragbar 
sei. Eine GleiAstellung mit diesen, also das 
Recht der Verweigerung der EinslAtnahmc, 
enthält Abs. 2 nur hinsIAtlich solAer be- 
stimmter GesAäftspapiere, deren Bekannt- 
gabe an das Finanzamt die Auftraggeber der 
Gefahr einer Strafverfolgung aussetzen 
würde. Auf diese Weise werden SteuerpfllA- 


tige, die eine Strafverfolgung zu gewärtigen 
haben, niAt davon abgehalten, den Rat eines 
Steuerberaters oder Steuerbevollmächtigten 
cinzuholen. In derartigen Fällen kann die 
EinsIAt In die Geschäftspapiere, jedoch nur 
in bestimmte eigene Geschäftspapiere des Be- 
rufsangehörigen, aber nlAt In Bücher und 
SAriftstücke eines StcuerpfliAtigen, verwei- 
gert werden, well sonst die Gefahr bestände, 
daß Steuerpflichtige etwaige belastende Bü- 
cher und SAriftstücke einem Steuerberater 
oder Steuerbevollmächtigten zur Aufbewah- 
rung übergeben und sie auf diese Weise der 
SteueraufsiAt entziehen. 

71. Zu § 40 

Eine Gebührenordnung, an die alle Berufs- 
angehörigen gebunden sind, Ist im Interesse 
des Berufsstandes und der Allgemeinheit er- 
forderlich; bisher fehlt es an einer solAen. 

72. Zu § 41 

Der Berufsstand hat ein Interesse an einer 
BerufshaftpfliAtversIcherung, um in der 
öffentliAkeit als unbedingt zuverlässig ange- 
sehen zu werden. Die Auftraggeber sollen vor 
etv/algen VermÖgenssAäden gesAützt sein, 
die Ihnen bei der Berufsausübung durch Be- 
rufsangehörige erwaAsen können. Für Be- 
rufsangehörige im Angestelltenverhältnis ent- 
fällt die VersiAerungspfliAt, weil der Ver- 
sicherungssAutz SaAe des Dienstherrn Ist. 

73. Zu § 42 

Die GesAäftsführer einer Steuerberatungsge- 
scllsAaft, die nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 sämt- 
liA Steuerberater sein müssen, haben für ihre 
Person die ReAte und PfllAten eines Steuer- 
beraters nach §§ 30 ff. Die §§ 30, 32 bis 41 
haben jedoch sinngemäß auch für die Steuer- 
beratungsgesellsAaft zu gelten, weil sie als 
juristisAe Person die Tätigkeit eines Steuer- 
beraters ausübt. VerantwortliA für sie sind 
die Geschäftsführer, die als Steuerberater Mit- 
glieder der Berufskammer (§ 44) sind. Die 
SteuerberatungsgesellsAaft selbst ist kein 
Kammermitglied und kann deshalb nIAt im 
ehren- oder berufsgerlAtliAen Verfahren 
(§ 57) belangt werden. 

74. Zu § 43 

§ 202 der RelAsabgabenordnung bezieht siA 
nur auf Anordnungen der Finanzämter im 
Besteuerungsverfahren. Die Finanzämter müs- 
sen jedoA auA gegen Personen elnsAreiten 
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können, die zwar dem Berufsstande nicht an- 
gehören, die aber die Berufsbezeidhinungen 
oder andere Bezeichnungen führen, die auf 
eine steuerberatende Tätigkeit hinweisen 
(§ 20 Abs. 4). 

Gegen Berufsangehörige können die Finanz- 
ämter Anordnungen erlassen, wenn Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigte nicht die 
vorgeschriebenen Anträge auf Eintragung 
oder Löschung im Berufsregister stellen (vgl. 
§ 27 Abs. 1 und 2); denn es liegt im Inter- 
esse der Allgemeinheit, daß das Berufsregister 
über die tatsächlichen Verhältnisse richtig 
Auskunft gibt. Es wurde angeregt, die An- 
ordnungsbefugnis für die bestellenden Behör- 
den und nicht für die Finanzämter vorzu- 
sehen. Die tatsächlichen Verhältnisse und ihre 
Änderungen werden aber zuerst von den 
örtlichen Behörden der Finanzverwaltung 
und nicht von den bestellenden Behörden 
wahrgenommen. Auch Ist die Zuständigkeit 
der Finanzämter sdion im Hinblick auf 
etwaige Rechtsmittel gegen die Anordnungen 
angezeigt. Schließlich sollen die für die 
Finanzverwaltung zuständige oberste Landes- 
behörde und die Oberfinanzdirektion als be- 
stellende Behörden nicht durch die damit ver- 
bundene Verwaltungsarbeit belastet werden. 
Da für die Gewährung der Einsidat in die 
Geschäftspapiere der Berufsangehörigen nicht 
§ 199 Abs. 1 der Reichsabgabenordnung, 
sondern § 39 des Entwurfes gilt, kann eine 
hierauf gerichtete Anordnung des Finanzamts 
nicht auf § 202 der Reichsabgabenordnung 
gestützt werden, sondern muß als besonderer 
Fall in § 43 Nr. 3 geregelt werden. 

75. Zu § 44 Abs. 1 und 2 

Den ursprünglichen Plan, für jedes Land nur 
eine Berufskammer der Steuerberater und 
Steuerbevollmächtigten mit getrennten Ab- 
teilungen für die beiden Berufsgruppen zu 
bilden, haben die Steuerberaterverbände ent- 
schieden abgelehnt und getrennte Berufskam- 
mern verlangt. Dem Wunsch beider Berufs- 
gruppen entspricht es, in jedem Oberfinanz- 
bezirk eines Landes eine Berufskammer zu 
bilden. Nach einer Zählung der Berufsange- 
hörigen durch den Berufsstand waren nach 
dem Stande vom 1. November 1951 in den 
Oberfinanzbezirken und im Bezirk des Lan- 
desfinanzamts Berlin zusammen 3658 Steuer- 
berater und 15 461 Helfer in Steuersachen zu- 
gelasscn. Auf den einzelnen Bezirk entfällt 
hiervon jeweils die Zahl von 50 bis 579 
Steuerberatern und 215 bis 1804 Helfern in 
Steuersachen. Der Gefahr, daß Berufskam- 


mern mit zu kleiner Mitgliederzahl ihre Auf- 
gaben schon aus finanziellen Gründen nicht 
erfüllen können, trägt der Entwurf dadurch 
Rechnung, daß sich mehrere Berufskammern 
zu einer gemeinsamen Berufskammer nach 
§ 45 oder zu einer Arbeitsgemeinschaft nach 
§ 52 zusammensdiließen können. 

Die Mitgliedsdiaft kraft Gesetzes begegnet 
keinen reditsstaatllchen Bedenken, weil die 
Berufskammer öffentlich-rechtliche Aufga- 
ben zu erfüllen hat. 

76. Zu § 44 Abs. 3 

Es ist zweckmäßig, daß die Berufskammern 
ihren Sitz am Ort der Oberfinanzdirektion 
haben. Die Organisationsform der Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts ist erforderlich, 
vzeil die Kammern öffentlich-rechtliche Auf- 
gaben zu erfüllen haben. 

77. Zu § 45 

Wenn einzelnen Berufskammern die Erfül- 
lung ihrer Aufgaben wegen zu geringer Mit- 
gliederzahl oder aus anderen Gründen er- 
schwert sein sollte, wird ihnen die Möglidi- 
keit gege'ben, sich zu einer gemeinsamen Be- 
rufskammer zusammenzuschließen. Diese 
nimmt dann die Aufgaben der durch den Zu- 
sammenschluß aufgelösten einzelnen Kam- 
mern wahr. Es können sidi jedoch nur Kam- 
mern der Steuerberater oder Kammern der 
Steuerbevollmächtigten zusammenschließen; 
vgl. hierzu die Begründung zu § 52 (Arbeits- 
gemeinschaft). Ein Zusammenschluß über 
Ländergrenzen hinaus ist unter der Voraus- 
setzung möglich, daß eine Vereinbarung der 
beteiligten Länder, deren Belange durch einen 
Zusammenschluß der Kammern berührt wer- 
den, vorliegt. In der Vereinbarung sind vor 
allem die verschiedenen Zuständigkeitsfragen 
(Staatsaufsicht, Rechtsmittel, berufsgericht- 
liches Verfahren) zu regeln. 

78. Zu § 46 Abs. 1 

Die Berufskammern haben Aufgaben ledig- 
lich hinsichtlich der beruflichen Belange ihrer 
Mitglieder zugewiesen erhalten. Andere Auf- 
gaben sieht der Entwurf nidit vor, weil sonst 
rechtsstaatliche Bedenken gegen die Zwangs- 
mitgliedschaft des § 44 erhoben werden 
könnten. Die Kammer kann ihr Aufgaben- 
gebiet auch nicht in ihrer Satzung (§ 48) aus- 
dehnen, denn die Satzung verpflichtet auch 
diejenigen Mitglieder, die ihr nicht zuge- 
stimmt haben, oder die erst später Mitglie- 
der der Kammer werden. 
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79. Zu § 46 Abs. 2 

Die Berufskammern führen die Aufsicht über 
die Berufsangehörigen in ihrem Bezirk. Bis- 
her war die Berufsaufsicht eine Aufgabe der 
Finanzverwaltung. Dieser Umstand hat dazu 
geführt, daß die Unabhängigkeit des Berufs- 
standes bezweifelt wurde. Wenn jetzt in 
Durchführung des Selbstverwaltungsgedan- 
kens die Berufsaufsicht durch die Kammer 
vorgesehen ist, so ist nach Auffassung des Be- 
rufsstandes eine bessere Überwachung der 
Berufsangehörigen und ein entsprechendes 
Einschreiten (§§ 57 ff.) gegen Verletzungen 
der BerufspfliÄten zu erwarten. Hiervon 
verspricht sich der Berufsstand eine Selbst- 
reinigung, die sein Ansehen heben soll. 
Finanz- oder Steuerbehörden teilen nach 
§ 59 Abs. 1 des Entwurfs ihre Wahrneh- 
mungen über Verletzungen der Berufspflich- 
ten durch Kammermitglieder dem Ehrenaus- 
schuß der Kammer mit. Den Oberfinanz- 
direktionen gibt § 59 Abs. 2 die Möglichkeit, 
erforderlichenfalls von sich aus ein ehrenge- 
richtliches oder berufsgerichtliches Verfahren 
cinzuleiten. 

80. Zu § 46 Abs. 3 

Die Steuerberater werden der für die Finanz- 
verwaltung zuständigen obersten Landesbe- 
hörde (§11 Abs. 2 und § 13 Abs. 2), die 
Steuerbevollmächtigten der Oberflnanzdlrek • 
tion (§11 Abs. 3 und § 13 Abs. 3) vorge- 
schlagen. 

81. Zu § 46 Abs. 4 

Die Tätigkeit des Ehrenausschusses wird 
durch § 58 und § 59 Abs. 1 bestimmt. 

82. Zu § 48 

Der Entwurf verzldatet darauf, die Einrich- 
tungen der Berufskammer im einzelnen zu 
regeln, sondern überläßt dies in weitem Um- 
fang den Satzungen der einzelnen Kammern. 
Zwingend vorgeschrieben sind der Sitz (§ 44 
Abs. 3 Satz 1), der Ehrenausschuß (§ 46 
Abs. 4 Satz 2), der Vorstand (§ 47) und be- 
stimmte Pflichten des Vorstandes und der 
Mitglieder (§§ 49 bis 51). Daß Mitgliederver- 
sammlungen vorzusehen sind, ergibt sich aus 
den §§ 47 und 103. Aus den §§ 47 und 104 
ergibt sich weiter, daß der Vorstand aus 
mehreren Mitgliedern besteht und daß der 
Vorsitzende des Vorstandes die Bezeichnung 
„Präsident“ führt. Bei jeder Kammer ist ein 
Ehrengericht zu bilden (§§ 64, 65). 


Wenn der Entwurf die Regelung der Einzel- 
heiten den Satzungen der einzelnen Kam- 
mern überläßt, so entspricht das dem Gedan- 
ken der Selbstverwaltung und das Gesetz 
wird hierdurch weitgehend von Einzelvor- 
schriften entlastet. Wegen Einberufung der 
ersten Mitgliederversammlung vgl. § 103. 

83. Zu § 49 

Die Pflicht des einzelnen Berufsangehörigen, 
Beiträge zu leisten, findet ihre Grundlage in 
der Mitgliedschaft bei der Berufskammer als 
einer Körperschaft des öffentlichen RecJits. 
Wie bei anderen öffentlichen Abgaben ist 
es nicht erforderlich, daß vor der Beitreibung 
ein besonderer gerichtlicher Titel erwirkt 
wird. Wegen Überlastung der Finanzämter 
mit Ihren eigentlichen Aufgaben ist auf 
Wunsch der Vertreter der Länderfinanzmini- 
sterien die Beitreibung rückständiger Beiträge 
nicht den Finanzämtern übertragen worden. 

84. Zu §§ 50, 51 

Entsprechende Vorschriften sind auch In dem 
Entwurf einer Bundesrechtsanwaltsordnung 
vorgesehen. 

85. Zu § 52 Abs. 1 

Im Unterschied zur gemeinsamen Berufskam- 
mer (§ 45) können sich zu einer Arbeitsge- 
meinsdiaft auch eine Berufskammer der 
Steuerberater und eine Berufskammer der 
Steuerbevollmächtigten zusammenschließen, 
wenn die Satzungen der Kammern dies vor- 
sehen. Während eine gemeinsame Berufskam- 
mer die Aufgaben der aufgelösten Kammern 
übernimmt, bleiben die einer nichtrechtsfähi- 
gen Arbeitsgemeinschaft angehörenden Kam- 
mern bestehen und können auch nicht die 
ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben auf 
die Arbeitsgemeinschaft übertragen. Die Ar- 
beitsgemeinschaft ist geeignet, clie vom Be- 
rufsstand gewünschte gesetzliche Trennung 
der Selbstverwaltung beider Berufsgruppen 
zu überbrücken und Angelegenheiten, die 
beide Berufsgruppen betreffen, gemeinsam zu 
regeln. Der Zusammenschluß zu einer 
Arbeitsgemeinschaft gestattet weiter, daß die 
ihr angehörenden Kammern bei Wahrung 
der Selbständigkeit sich einer gemeinsamen 
Geschäftsstelle bedienen und dadurch die Ko- 
sten der Selbstverwaltung senken. 

86. Zu § 53 Abs. 1 

Den getrennten Berufskammern für Steuer- 
berater und Steuerbevollmächtigte entspre- 
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dien getrennte Bundeskammern. Sie sind das 
Bindeglied zwischen den einzelnen Berufs- 
kammern. Mitglieder der Bundeskammer sind 
deshalb die Berufskammern und nicht die 
Berufsangehörigen. 

87. Zu § 53 Abs, 2 und 3 

Der Entwurf legt sidi im Interesse der 
Selbstverwaltung und zur Entlastung von 
Einzelvorsdiriften bei der Regelung der Ein- 
richtung der Bundeskammern noch größere 
Zurückhaltung auf als bei der Regelung für 
die Berufskammern (vgl. Begründung zu 
§ 48). Dies ist umso unbedenklicher, als der 
A4itgliederkreis nur Körperschaften des 
öffentlichen Rechts umfaßt, die nach § 56 
der Staatsaufsicht unterstehen. Aus Zweck- 
mäßigkeitsgründen und um die Aufnahme 
der Tätigkeit der Bundeskammern nidit zu 
verzögern, überläßt der Entwurf aber die 
Bestimmung des Sitzes der Bundeskammern 
nicht der Satzung, sondern sieht hierfür den 
Sitz der Bundesregierung vor. Aufsichtsbe- 
hörde über die Bundeskammern ist nadi § 56 
Abs. 2 der Bundesminister der Finanzen. 
Wegen Einberufung der ersten Mitgliederver- 
sammlung vgl. § 104. 

88. Zu § 54 

Die Bundeskammern haben insbesondere in 
Fragen, die die Gesamtheit der Berufskam- 
mern angehen, die Auffassung der Mehrheit 
festzustellen und sie zur Geltung zu bringen. 
Sie haben weiter die Gesamtheit der Berufs- 
kammern vor allem gegenüber den Bundes- 
organen zu vertreten. Sie können gutaditlidi 
an den Aufgaben der Gesetzgebung auf dem 
Gebiet der Steuern mitarbeiten und Vor- 
schläge, die die Verwaltung dieser Steuern 
betreffen, einreichen. Sie sind für die Erstat- 
tung von Gutacliten zuständig, die eine an 
der Gesetzgebung beteiligte Behörde oder 
Körperschaft des Bundes oder ein Bundesge- 
richt in Angelegenheiten des Berufsstandes 
anfordert. 

89. Zu § 55 

Die Arbeitsgemeinschaft der beiden Bundes- 
kammern ist zwingend vorgeschrieben; ein 
etwaiger Zusammensdiluß wird nicht wie bei 
den Berufskammern (§ 52 Abs. 1) der Satzung 
überlassen, da ein überwiegendes öffentliches 
Interesse daran besteht, daß sich die Bundes- 
spitzen der beiden Berufsgruppen zur Be- 
handlung gemeinsamer Fragen zusammen- 
finden. 


90. Zu § 56 

Die Staatsaufsicht entspricht nicht der Dienst- 
aufsicht über eine nachgeordnete Behörde; es 
liegt kein Unterordnungsverhältnis vor. Die 
Staatsaufsicht beschränkt sich vielmehr im 
wesentlichen auf die Überwachung, daß die 
Kammern ihre Aufgaben im Rahmen der 
geltenden Gesetze und der Satzung erfüllen. 
§ 48 und § 53 Abs. 3 bestimmen, daß die 
Satzungen von den Aufsichtsbehörden geneh- 
migt sein müssen. 

91. Zu § 57 

Bern fspf lichten hat ein Steuerberater oder 
Steuerbevollmäditigter vom Zeitpunkt seiner 
Bestellung ab. Wegen der Verletzung der 
Berufspfliditen vgl. die Begründung zu § 30 
Abs. 1 und zu § 30 Abs. 2. Nachdem dem 
Berufsstand die Selbstverwaltung durch Be- 
rufskammern in § 44 eingeräumt ist, stehen 
die Berufsangehörigen als Mitglieder der Be- 
rufskammer in einem besonderen Gewaltver- 
hältnis zu ihr. Die allgemeine Disziplinarge- 
walt der Kammer beruht auf diesem Gewalt- 
verhältnis. Das ehrengerichtliche Verfahren 
findet deshalb vor einem Ehrengericht statt, 
das nach §§ 64, 65 bei der Kammer zu bil- 
den ist. Aus rechtsstaatlichen Gründen kann 
das Ehrengericht aber keinen vom Staat be- 
stellten Berufsangehörigen selbst aus dem Be- 
rufsstand ausschließen oder eine bestellende 
Behörde zur Zurücknahme der Bestellung 
zwingen. Nach Abs. 3 ist deshalb für die Aus- 
schließung aus dem Berufsstand ein Verfahren 
vor einem staatlichen Gericht, das berufsge- 
richtliche Verfahren, vorgesehen. Die Berufs- 
gerichte werden nach § 72 als besondere Kam- 
mern der Finanzgerichte gebildet. 

Aus den obengenannten Gründen sieht der 
Entwurf neben einigen gemeinsamen Vor- 
schriften In den §§ 58 bis 62 besondere Vor- 
schriften für das ehrengerichtliche Verfahren 
In den §§ 63 ff., für das berufsgerichtliche 
Verfahren in den §§ 72 ff. vor. 

Verschiedentlich wurde gefordert, die Be- 
zeichnung „Ehrengericht" den Steuerberatern 
vorzubehalten und für das Ehrengericht bei 
der Berufskammer der Steuerbevollmächtig- 
ten eine andere Bezeichnung zu wählen. Dies 
hätte jedoch eine Diskriminierung der Steuer- 
bevollmächtigten bedeutet. 

92. Zu § 58 Abs. 1 und 2 

Innerhalb der Berufskammern ist der in § 46 
Abs. 4 vorgeschriebene Ehrenausschuß die 
Stelle, die Anzeigen wegen Verletzung der 
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Berufspflichten zu untersuchen hat. Auch 
Finanz- und Steuerbehörden haben nach § 59 
Abs. 1 Wahrnehmungen einer Verletzung 
der ßerufspf lichten dem Ehrenausschuß mit- 
zuteilen. Der Ehrenausschuß kann aber nicht 
selbst ein ehrengerichtliches oder berufsge- 
rlchtlldies Verfahren einleiten, wenn er das 
Vorliegen hinreichender Verdachtsgründe be- 
pht. Er hat sich vielmehr an den Vorstand 
der Kammer zu v/enden, der als gesetzlicher 
Vertreter der Berufskammer das Verfahren 
einleitet. Die näheren Bestimmungen über 
das ehrengerichtliche Verfahren sind in § 67 
den Ehrengerichtsordnungen überlassen wor- 
den, während für das berufsgerichtliche Ver- 
fahren die Berufskammer in § 73 Abs. 3 aus- 
drücklich als Einleitungsstelle bestimmt wird. 

93. Zu § 59 

Auch Finanz- und Steuerbehörden haben sich 
zunächst an den Ehrenausschuß der Berufs- 
kammer zu wenden, wenn sie ein Einschrei- 
ten gegen ein Kammermitglied für erforder- 
lich halten. Die Oberfinanzdirektion kann 
nach Abs. 2, wenn sie eine Bestrafung für 
erforderlich hält, den Vorstand unmittelbar 
ersuchen, ein ehrengerichtliches oder berufs- 
gerichtliches Verfahren einzuleiten. Ein 
Finanzamt kann also, wenn auf seine Mit- 
teilung an den Ehrenausschuß ein Einschrei- 
ten gegen das Kammermitglied unterbleibt, 
über den Fall an die Oberfinanzdirektion be- 
richten. Die Oberfinanzdirektioii kann an 
den Vorstand der Kammer aber nur dann 
herantreten, wenn nach ihrem pflichtmäßigen 
Ermessen ein ehrengerichtliches oder berufs- 
eerichtliches Verfahren erforderlich ist. Lehnt 
der Vorstand das Ersuchen ab und spricht 
er z. B. dem Berufsangehörigen nur seine 
Mißbilligung nach § 60 aus, so kann die 
(3berfinanzdirektion selbst das Verfahren 
einleiten; sie ist dann Einleitungsstelle nach 
§ 73 Abs. 3. 

94. Zu § 60 

Es handelt sich um eine Ausnahmevorschrift 
gegenüber § 57 Abs. 1. Die Mißbilligung hat 
nur den Charakter einer Rüge im Rahmen 
der allgemeinen Aufsicht der Berufskammer 
über ihre Mitglieder. 

95. Zu § 61 

Abs. 1 trägt dem Umstand Rechnung, daß 
die Mißbilligung nach § 60 keine Strafe dar- 
stellt. 


Abs. 2 berücksichtigt den Vorrang des be- 
rufsgerichtÜchen Verfahrens mit seiner wei- 
tergehenden Strafgewalt. 

Abs. 3 erkennt die Rechtskraft der Entsdaei- 
clung an, die im ehrengerichtlidien Verfah- 
ren ergangen Ist. 

Das Verhältnis des ehrengerichtlichen und be- 
rufsgerichtlichen Verfahrens zum Strafgericht-- 
liehen Verfahren regelt sich nach § 67 und 
§ 73 Abs. 1 des Entwurfs verbunden mit § 13 
der Bundesdisziplinarordnung vom 28. No- 
vember 1952 (BGBl. I S. 761) in der Weise, 
daß grundsätzlich die Beendigung des straf- 
rechtlichen Verfahrens abgewartet werden 
muß. Wird der Beschuldigte frelgespro- 
chen, so kann wegen der Tatsachen, die Ge- 
genstand der strafgerichtlichen Untersuchung 
waren, ein ehrengerichtliches oder berufsge- 
richtliches Verfahren nur dann eingeleitet 
oder fortgesetzt werden, wenn diese Tat- 
sachen, ohne den Tatbestand eines Strafge- 
setzes zu erfüllen, eine Verletzung der Be- 
rufspflichteii enthalten. 

96. Zu § 62 Abs. 3 

Die Regelung betrifft nur den Fall, daß ein 
Zeuge oder Sachverständiger im Wege der 
Amtshilfe cidlidi vernommen werden soll. 

97. Zu § 63 

Die zulässigen Strafen sind in der Reihenfolge 
ihrer Sdiwere aufgezählt. Die Bezeichnung 
„Geldbuße“ statt „Geldstrafe" ist gewählt, 
weil es sich um eine Disziplinarstrafe handelt. 
Aus dem gleichen Grund dürfen nicht meh- 
rere Strafen nebeneinander verhängt wer- 
den (vgl. § 4 der Bundesdisziplinarordnung). 
Die Ehrengeridite üben die Disziplinargewalt 
der Berufskammer aus. Der Kammer stehen 
deshalb die Geldbußen zu, die Mitglieder der 
Kammer zu entrichten haben. 

98. Zu §§ 64, 65 

Durch die getrennte Regelung des Ehren- 
gerichts, für Steuerberater und des Ehrenge- 
richts für Steuerbevollmächtlgte soll auch 
äußerlich betont werden, daß die Ehrenge- 
richtsbarkeit beider Berufsgruppen getrennt 
ist. Das Ehrengericht ist ein besonderes selb- 
ständiges Organ der Berufskammer. Wenn es 
auch kein Gericht im Sinne des Art .92 GG ist, 
so erscheint es doch im Hinblick auf die zu 
beachtenden Verfahrensvorschriften notwen- 
dig, daß mindestens der Vorsitzende die Be- 
fähigung zum Riditeramt hat. Der Entwurf 
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sieht nicht vor, daß nur ein Mitglied der 
Kammer zum Vorsitzenden des Ehrengerichts 
gewählt werden kann. Die Mitgliederver- 
sammlung kann deshalb auch das Mitglied 
einer anderen Kammer oder einen Nichtbe- 
rufsangehörigen wählen. 

99. Zu § 66 

Der Vorstand der Berufskammer hat nach 
§58 Abs. 1 das ehrengerichtlidie Verfahren 
eingeleitet oder im Falle des § 59 Abs. 2 die 
Einleitung abgelehnt. Deshalb können Mit- 
glieder des Vorstandes nicht gleichzeitig Mit- 
glieder des Ehrengerichts sein. 

100. Zu § 67 

Die näheren Bestimmungen über das ehren- 
gerichtliche Verfahren sollen den Entwurf 
nicht belasten. Sie sollen deshalb als Ehren- 
gcriditsordnungen für jede Berufsgruppe 
durch Rechtsverordnung getroffen werden. 
Da das ehrengerichtliche Verfahren ein Dis- 
ziplinarverfahren der Berufskammer gegen- 
über dem Kammermitglied darstellt, soll die 
Rechtsverordnung das Verfahren nach den 
Grundsätzen der Bundesdisziplinarordnung 
regeln. Der Hinweis auf eine Fiauptverhand- 
lung soll zur Regelung des § 69 Abs. 3 (Be- 
rufungsmöglichkeit gegen Urteile des Ehren- 
gerichts) überleiten. Wegen der großen Zahl 
der Steuerberater, die gleichzeitig den Beruf 
eines Rechtsanwalts, Wirtschaftsprüfers oder 
vereidigten Buchprüfers ausüben und als sol- 
che audh den ehrengerichtlichen Vorschriften 
für diese Berufsstände unterliegen, muß das 
Verhältnis der verscliiedenen ehrengericht- 
lichen Verfahren zueinander abgegrenzt wer- 
den, falls eine Handlung eine Verletzung der 
Bcrufspfllchten bei beiden Berufen darstellt. 

101. Zu § 68 

Die Vorschrift ist für den Fall erforderlich, 
daß nach dem Ergebnis der Hauptverhand- 
lung eine ehrengerichtliche Bestrafung nicht 
ausreicht. Den Ausschluß aus dem Berufs- 
stand kann aber nur das Berufsgericht aus- 
sprechen. Die Regelung ermöglidbt, daß das 
berufsgerichtliche Verfahren nicht besonders 
durch die Einleitungsstelle eingeleitet zu wer- 
den braucht. 

Die Überleitung eines berufsgerichtlichen Ver- 
lahrens in das ehrengerichtliche Verfahren ist 
nicht vorgesehen, weil das Berufsgericht nach 
§ 77 Abs. 2 in seinem Urteil auf eine ehren- 
gerichtliche Strafe erkennen kann, wenn die 


Ausschließung aus dem Berufsstand eine zu 
schwere Strafe wäre. 

102. Zu § 69 Abs. 1 und 2 

Nach Art. 19 Abs. 4 GG steht der Rechts- 
weg jedem offen, der durch die öffentliche 
Gewalt in seinen Rechten verletzt ist. Soweit 
eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, 
ist der ordentliche Rechtsweg gegeben. Die 
Entscheidungen des Ehrengerichts ergehen im 
Rahmen der öffentlichen Gewalt, die der 
Staat der Berufskammer als einer Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts ihren Mitglie- 
dern gegenüber verliehen hat. Den Mitglie- 
dern muß daher der Rechtsweg offen stehen. 
Die Zuständigkeit der Finanzgerichte für das 
Rechtsmittelverfahren in Angelegenheiten 
der Berufsangehörigen war schon bisher ge- 
geben. Der Entwurf behält in § 91 die Zu- 
ständigkeit der Finanzgerichte bei. Auch das 
Berufsgericht wird nach § 72 als eine beson- 
dere Kammer des Finanzgerichts gebildet. Es 
ist deshalb zweckmäßig, die Zuständigkeit des 
Finanzgerichts (§ 70) auch für die Rechtsmit- 
tel gegen die Entscheidungen des Ehrenge- 
richts zu begründen. Vgl. im übrigen die Be- 
gründung zu § 91. 

103. Zu § 69 Abs. 3 

Die Bundesdisziplinarordnung kennt kein 
weiteres Rechtsmittel gegen Berufungsurteile. 
Die Zulassung der Rechtsbeschwerde in Fra- 
gen von grundsätzlicher Bedeutung ist je- 
doch wünschenswert und dient dazu, eine ein- 
heitliche Rechtsprechung in der Ehren- 
gerichtsbarkeit zu sdiaffen. 

104. Zu § 69 Abs. 4 

Die Befugnis der Oberfinanzdirektion, Be- 
rufung und Rechtsbeschwerde einzulegen, ist 
im Hinblick darauf vorgesehen, daß sie im 
Falle des § 59 Abs. 2 das ehrengeriditliche 
Verfahren selbst einleiten kann. 

105. Zu § 70 

Nach §§ 64, 65 werden die Ehrengerichte bei 
der Berufskammer gebildet, die wiederum 
Ihren Sitz am Ort der Oberfinanzdirektion 
hat (§ 44 Abs. 3). Bei dem Ehrengericht einer 
gemeinsamen Berufskammer könnten Zweifel 
entstehen, welches Finanzgericht für die 
Rechtsmittel zuständig ist, wenn die Zustän- 
digkeit nicht ausdrücklich bestimmt würde. 
Es ist zweckmäßig, die Entscheidung der glei- 
chen Kammer des Finanzgerichts zu über- 


48 



tragen, der die Aufgaben des Berufsgerichts 
übertragen sind. Denn bei ihr sind die ehren- 
r.mtllchen Mitglieder Berufsangehörige und 
sic kann eine etwaige Überleitung des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens in das berufsgeridit- 
liche Verfahren vornehmen, ohne daß ein 
Wechsel in der Kammerzuständigkeit und ein 
Zeitverlust notwendig wird. 

106. Zu § 71 

Das Rechtsmittclverfahren muß der Eigen- 
art des ehrengerichtlichen Verfahrens ent- 
sprechen. Deshalb sind besondere Bestim- 
mungen notwendig und es kann nicht ein- 
fach auf die Vorschriften der Reichabgaben- 
ordnung verwiesen werden. 

107. Zu§ 72 

Aus rechtsstaatlichen Gründen bleibt die Aus- 
schließung aus dem Berufsstand einem staat- 
lichen Gericht Vorbehalten. Da dieSteuerberater 
und Stcuerbcvollmächtigten für das Gebiet der 
Steuern bestellt werden, empfiehlt es sich, 
das Berufsgericht, das über die Ausschließung 
zu entscheiden hat, als eine besondere Kam- 
mer des Finanzgerichts zu bilden. Die der 
Kammer angehörenden Finanzrichter besitzen 
die erforderlichen Fach- und Pers''_'::nkennt- 
nisse. Da es sich bei dem Berufsgericht nicht 
wie bei dem Ehrengericht um getrennte Ein- 
richtungen der beiden Berufsgruppen, son- 
dern um eine staatliche Einrichtung handelt, 
können die gleichen Finanzrichter sowohl 
Mitglieder des Berufsgerichts für Steuer- 
berater als auch des Berufsgerichts für Steuer- 
bevollmächtigte sein. Um den staatlichen 
Charakter des Berufsgerichts zu betonen, ge- 
hören ihm nur zwei Steuerberater oder zwei 
Steucrbevollmächtigte als ehrenamtliche Mit- 
glieder an, während die übrigen Kammern 
des Finanzgerichts nach § 48 der Reichsab- 
gabenordnung drei ehrenamtliche Beisitzer 
aufweisen. Die ehrenamtlichen Mitglieder 
werden vom Berufsstand für längere Zeit ge- 
wählt (vgl. hierzu auch § 50 der Reichsab- 
gabenordnung). Stellvertreter sind zu wäh- 
len, weil als ehrenamtliche Mitglieder des Be- 
rufsgeridits nur Berufsangehörige tätig sein 
können. 

Mitglieder des Vorstandes der Berufskanimer 
können dem Berufsgericht nicht angehören, 
weil der Vorstand das berufsgerichtliche Ver- 
lahren eingeleitet (§ 58 Abs. 2) oder im Falle 
des § 59 Abs. 2 die Einleitung abgelehnt hat. 


108. Zu § 73 

Um den Entwurf zu entlasten, regelt er nicht 
selbst alle Einzelheiten des berufsgerichtlichen 
•Verfahrens. Die Aussdiließung eines Berufs- 
angehörigen aus dem Berufsstand hat eine 
Parallele in der Entfernung eines Beamten 
aus dem Dienst. Es können deshalb auf das 
berufsgerichtliche Verfahren die im Entwurf 
genannten Vorschriften der Bundesdiszipli- 
narordnung über das Disziplinarverfahren 
sinngemäß Anwendung finden: §§ 13, 14, 17 
bis 19 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 1, § 20 enthal- 
ten allgemeine Vorschriften des Disziplinar- 
verfahrens (Verhältnis zum strafgerichtlichen 
Verfahren, Aussetzung des Verfahrens, Form 
der Beweiserhebung, Verbot der Festnahme, 
Zustellung, Sitzungspolizei, Gerichtssprache, 
Beratung und Abstimmung). § 28 betrifft die 
Gliederung des Verfahrens in die Unter- 
suchung und in das Verfahren vor dem Dis- 
ziplinargcridit sowie die Einleitung des Ver- 
fahrens. Die §§ 44 bis 51 regeln das Unter- 
suchungsverfahren, die §§ 53 bis 58 das Ver- 
fahren vor der Bundesdisziplinarkammer bis 
zur Hauptvcrhandlung und die §§ 59, 61, 
62 und 65 die Hauptverhandlung. Das 
Rcditsmittelverfahren (Beschwerde und Be- 
rufung an den Bundesdisziplinarhof) behan- 
deln die §§ 66 bis 77. Die §§ 83 bis 93 be- 
ziehen sich auf die Wiederaufnahme des Dis- 
ziplinarverfahrens. 

Die Abs. 2 und 3 enthalten Vorschriften, die 
die sinngemäße Anwendung der in Abs. 1 
genannten Vorschriften der Bundesdiszipli- 
narordnung für das berufsgcrichtlichc Ver- 
fahren ermöglichen. 

Da der Untersuchungsführer nach § 46 der 
Bundesdisziplinarordnung Zeugen und Sach- 
verständige cidlidi vernehmen sowie Be- 
schlagnahmen und Durchsuchungen anordnen 
kann, kann hierfür kein Mitglied der Berufs- 
kammer vorgesehen werden. Es ist deshalb 
die’ Bestellung eines Finanzrichters als Unter- 
suchungsführer durch den Präsidenten des 
Finanzgerichts auf Ersuchen der Einleitungs- 
stelle vorgesehen. 

Das Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Dlenststrafredits vom 28. November 
1952 (BGBl. T S. 749) hat die Einrichtung 
des Bundcsdisziplinaranwalts bei dem Bundes- 
disziplinarhof neu geschaffen. Der Bundesdis- 
ziplinaranwalt hat die Belange der Verwal- 
tung und der Öffentlichkeit in jeder Lage 
des Verfahrens, also auch bei den Vorermitt- 
lungen, im Untersuchungs verfahren sowie in 
der Hauptverhandlung vor den Bundesdiszi- 
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plinargerichten wahrzunehmen. Eine entspre- 
chende ständige Einriclitung bei dem Bundes- 
finanzhof erscheint jedoch entbehrlich, weil 
sicli ihr Aufgabenbereich nur auf die wenigen 
Fälle eines berufsgerichtlichen Verfahrens ge- 
gen Steuerberater und Steuerbevollmächtigte 
erstrecken würde. Der Entwurf glaubt inso- 
weit mit der Regelung auskommen zu kön- 
nen, die bis zu dem genannten Änderungs- 
gesetz galt. Bis dahin wurden die Aufgaben 
des Bundesdisziplinaranwalts durch den Ver- 
treter der Einleitungsbehörde und im Ver- 
fahren vor dem Bundesdisziplinarhof durch 
einen Vertreter der obersten Dienstbehörde 
wahrgenommen. Der Entwurf zählt deshalb 
die Fälle auf, in denen bei sinngemäßer An- 
wendung von Vorschriften der Bundesdiszi- 
plinarordnung an die Stelle des Bundesdiszi- 
plinaranwalts ein Vertreter der Einleitungs- 
stelle (der Berufskammer oder im Falle des 
§ 59 Abs. 2 der Oberfinanzdirektion) oder 
ein Vertreter der für die Finanzverwaltung 
zuständigen obersten Landesbehördc treten 
soll. 

109. Zu § 74 

Eine besondere Vorschrift ist erfordcrlicli, 
weil § 52 der Bundesdisziplinarordnung nicht 
sinngemäß anwendbar, eine Regelung aber 
audi für das berufsgerichtliche Verfahren not- 
wendig ist. Nach § 73 Abs. 1 des Entwurfs 
verbunden mit § 53 Abs. 3 der Bundesdiszipli- 
narordnung ist das Verfahren bei dem Berufs- 
gericht zu dem Zeitpunkt anhängig, in dem 
die vom Vertreter der Einleitungsstelle ver- 
faßte Anschuldigungsschrift bei dem Berufs- 
gericht eingcht. 

110. Zu § 75 

Dadurch, daß der Vertreter der Einleitungs- 
Stelle dem Berufsgericht die Anschuldigungs- 
schrift vorlegt, gibt die Berufskammer oder 
im Falle des § 59 Abs. 2 die Oberfinanz- 
direktion zu erkennen, daß nach ihrer An- 
sicht der Beschuldigte seine Berufspflichten so 
gröblich verletzt hat, daß eine ehrengericht- 
liche Strafe keine ausreichende Sühne wäre. 
Das Berufsgericht soll dann auf jeden Fall 
d'e Entscheidung selbst treffen und die Sache 
nicht an das Ehrengericlit abgeben, da die 
größere Zuständigkeit des Berufsgerichts die 
geringere des Ehrengerichts einschließt. Nach 
§ 77 Abs. 2 kann das Berufsgericht auf eine 
ehren gericlitli che Strafe erkennen. 

111. Zu § 76 

Rechtsstaatliche Erfordernisse bedingen, daß 
die Fiauptverhandlung öffentlich ist. Die 


§§ 172 bis 174 des Gerichtsverfassungsge- 
setzes, die sinngemäß gelten, regeln die Aus- 
schließung der Öffentlichkeit wegen Gefähr- 
dung der öffentlichen Ordnung, insbesondere 
der Staatssicherheit, wegen Gefährdung der 
Sittlidikeit oder eines wichtigen Geschäfts- 
oder Betriebsgeheimnisses. Darüber hinaus 
kann die Öffentlichkeit im Interesse des 
Steuergeheimnisses ausgeschlossen werden, da- 
mit die Verhältnisse eines Steuerpflichtigen 
nicht aus Anlaß eines berufsgerichtlichen Ver- 
fahrens der Öffentlichkeit bekannt werden. 
Vgl. hierzu § 22 der Reichsabgabenordnung. 

112. Zu § 77 Abs. 2 und 3 

Wegen der Befugnis, auf eine ehrengericht- 
liche Strafe zu erkennen, vgl. die Begründung 
zu § 75. 

Wenn die Bestellung erloschen oder zurück- 
genommen ist, wird das Verfahren eingestellt, 
weil der Beschuldigte dem Berufsstand dann 
nicht mehr angchört. Der Beschuldigte kann 
sich also durch einen Verzicht auf die Be- 
stellung nach § 21 Abs. 1 Nr. 2 dem Ver- 
fahren entziehen und später seine Wieder- 
bestellung nach § 23 Abs. 1 Nr. 1 beantragen. 
Der Zulassungsausschuß wird dann aber im 
allgemeinen die Wiederbestellung in derarti- 
gen Fällen nach § 23 Abs. 2 verbunden mit § 9 
Abs. 2 Nr. 4 oder § 9 Abs. 3 Nr. 1 versagen. 

113. Zu § 78 

Die Vorschrift ist erforderlich, weil im Ge- 
gensatz zum Disziplinarverfahren, bei dem 
es nur eine Einleitungsbehörde gibt, Einlei- 
tungsstelle für das berufsgerichtliche Verfah- 
ren die Berufskammer oder die Oberfinanz- 
direktion (§ 59 Abs. 2) sein kann. 

Im übrigen gelten für das Verfahren über 
die Berufung die Vorsdiriften des § 73 des 
Entwurfs verbunden mit §§67 ff. der Bun- 
desdisziplinarordnung. 

114. Zu§§ 79 bis 83 

Der Entwurf lehnt sich an die im Entwurf 
einer Bundesrechtsanwaltsordnung vorge- 
sehene Regelung des Berufs- und Vertretungs- 
verbots für Rechtsanwälte (§§ 175 ff.) an. Ab- 
weichend ist in § 79 Abs. 3 aber die Einstim- 
migkeit für ein derartiges Verbot gefordert, 
während nach § 178 des Entwurfs einer Bun- 
desrechtsanwaltsordnung eine Zweidrittel- 
mehrheit des Richterkollegiums genügt. Fiier- 
durch wird erreicht, daß nur in zweifelsfreien 
Fällen ein so schwerwiegendes Verbot aus- 
gesprochen werden kann. 
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Ein Steuerberater oder Steuerbevollmäditlg- 
tcr, gegen den ein Berufs- oder Vertretungs- 
verbot verhängt ist, wird bei Zuwiderhand- 
lungen gegen das Verbot nach § 107 Abs. 2 
der Reidisabgabenordnung als Bevollmäditig- 
ter zurückzuweisen sein, well er nicht mehr 
nach § 36 vertretungsberechtigt ist. Außer- 
dem macht er sich einer gröblichen Ver- 
letzung der Berufspflichten schuldig und er 
kann überdies unter Umständen nadi § 107 
Abs. 2 des Entwurfs verbunden mit § 107 a 
Abs. 1 und § 413 Abs. 1 Ziff. 3 der Reichs- 
abgabenordnung wegen unbefugter Hilfelei- 
stung in Steuersadien bestraft werden. 

115. Zu § 84 

lylit der Rechtskraft des Urteils erlischt nach 
§ 21 Abs. 1 Nr. 3 gleichzeitig die Bestel- 
lung. 

116. Zu §§ 85 bis 87 

Die Vorschriften entsprechen den §§ 236 bis 
238 des Entwurfs einer Bundesreditsanwalts- 
ordnung über die Kosten in dem ehrenge- 
richtlichen Verfahren und in dem Verfahren 
zum Zweck der Ausschließung aus der 
Rechtsanwaltschaft. Zusätzlich enthält § 86 
Abs. 3 eine Regelung für die dem freige- 
sprochenen Beschuldigten erwachsenen not- 
wendigen Auslagen. 

117. Zu§ 88 

Nicht freiwillig bezahlte Kosten des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens sowie Geldbußen 
werden erforderlichenfalls in der gleichen 
Weise wie rückständige Mitgliedsbeiträge bei- 
getrieben; vgl. die Begründung zu § 49 
Abs. 2. Da das Ehrengericht eine Einridhtung 
der Berufskammer ist, hat der Vorstand die- 
ser öffentlichen Körperschaft den Antrag auf 
Beitreibung zu stellen. Hieraus ergibt sich 
von selbst, daß die beigetriebenen Beträge an 
die Berufskammer abzuführen sind. Überdies 
bestimmt § 63 Abs. 2 ausdrücklich, daß Geld- 
bußen der Berufskammer zufließen. 

118. Zu § 89 

Hierunter fallen die Kosten des Rechtsmittel- 
verfahrens im ehrengerichtlichen Verfahren 
und die Kosten des berufsgerichtlichen Ver- 
tahrens. Die Beitreibung der Gebühren für 
Zulassung und Prüfung braucht nicht vorge- 
sehen zu werden, weil sie nach § 29 im vor- 
aus zu entricliten sind. 


119. Zu § 91 

Nach Art. 19 Abs. 4 GG steht jedem, der 
durch die öffentliche Gewalt in seinen Rech- 
ten verletzt wird, der Rechtsweg offen. So- 
weit keine andere Zuständigkeit besteht, ist 
der ordentliche Rechtsweg gegeben. Nach 
einem Gutachten des Großen Senats des Bun- 
desfinanzhofes vom 17. April 1951 (Bundes- 
steuerblatt III S. 107) sind die Steuergerichte 
für Streitigkeiten über Abgaben nach §§ 3 
und 4 der Reichsabgabenordnung auch in den 
Fällen zuständig, in denen die Generalklausel 
des Art. 19 Abs. 4 GG einen gegenüber der 
Reichsabgabenordnung erweiterten gericht- 
lichen Rechtsschutz gewährt. Nach dem Urteil 
des Bundesfinanzhofes vom 25. Juli 1951 
(Bundessteuerblatt III S. 173) gelten die in 
diesem Gutaditen auf gestellten Rcchtsgrund 
Sätze auch bei Streitigkeiten über die Anwen- 
dung des § 107 a der Reichsabgabenordnung 
(geschäftsmäßige Hilfeleistung in Stcuer- 
sachen). Der Bundeslinanzhof hat sich mit der 
an seinem Urteil geübten Kritik in einem 
weiteren Urteil vom 7. Februar 1952 (Bundes- 
steuerblatt III S. 76) auseinandergesetzt und 
an seiner früheren Rechtsauffassung festge- 
halten. Zusätzlich zu der früheren Begrün- 
dung hat er ausgeführt, daß die Steuer- 
gericlite nicht nur in ausgesprochenen 
Steuersadien, sondern auch In allen Fällen 
zuständig sind, in denen es sich um Ver- 
fügungen der FinanZibehörden handelt, die 
diese im Rahmen ihrer Zuständigkeit er- 
lassen. Das erstgenannte Urteil des Bundes- 
finanzhofs hat der Württemberg-Badische 
Verwaltungsgerichtshof in seinem Urteil vom 
4. März 1952 — IS* — 129/51 — als einen 
Übergriff in den Bereidi der Legislative be- 
zeichnet und die allgemeinen Verwaltungs- 
geridite als zuständig bezeichnet, weil die 
Erlaubnis zur Hilfeleistung in Steuersadien 
ein gewerberechtlicher Verwaltungsakt sei. 
Demgegenüber hat das Oberverwaltungs- 
gericht Hamburg In seinem Urteil vom 
8. April 1952 — Bf. I 127/50 — beiden Ur- 
teilen des Bundesfinanzhofes zugestimmt und 
die Erlaubnis zur Hilfeleistung In Steuer- 
sachen als eine Maßnahme der Steueraufsicht 
bezeichnet. Zwischen der Steuerhelfertätigkeit 
und den Abgabesachen bestehe daher eine 
enge sachliche und rechtliche Verknüpfung. 
Die Finanzgerichte seien als die sachlich spe- 
zialisierten Verwaltungsgerichte anzusehen 
(Deutsdie Steuer-Rundschau 1952 S. 226). 

Der Entwurf sieht ausdrücklich die Zustän- 
digkeit der Finanzgerichte vor, in den Fäl- 


51 



len des § 91 über die eingelegte Berufung zu 
entscheiden. Maßgebend hierfür ist, daß der 
Entwurf eines Gesetzes über die Rechtsver- 
hältnisse der Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigten für einen Berufsstand gelten soll, 
der auf den im Zweiten Teil „Besteuerung“ 
der Reichsabgabenordnung enthaltenen Vor- 
schriften (§ 107 Abs. 3 Ziff. 2 und § 107 a 
Abs. 1) beruht. An der Zuständigkeit der 
Finanzgerichte muß im Hinblick auf den 
jetzigen Rechtszustand und die besondere 
Sadikunde der Finanzgerichte festgehalten 
werden. 

Es handelt sich um eine einstweilige Rege- 
lung solange, bis eine Finanzgerichtsordnung 
die zulässigen Rechtsbehelfe gegen Verwal- 
tungsakte festgesetzt hat. 

120. Zu § 93 Abs. 2 

Die Zuständigkeit der Kammer 'des Finanz- 
gerichts, der die Aufgaben des Berufsgerichts 
übertragen sind, hat zur Folge, daß als ehren- 
amtliche Mitglieder des Finanzgerichts Ange- 
hörige des Berufsstandes mitentscheiden. 

121. Zu § 94 

Die Finanzverwaltung hat die Notwendigkeit 
besonderer Fachkenntnisse für das landwirt- 
schaftlidie Buchführungs- und Budiprüfungs- 
wesen anerkannt. Die Voraussetzungen für 
die Hilfeleistung bei der Erfüllung von Buch- 
führungspfJiciiten, die auf Grund von Steuer- 
gesetzen für landwirtschaftliche, forstwirt- 
schaftliche, gärtnerische und Weinbau-Be- 
triebe bestehen, sollen bei der bevorstehen- 
den gesetzlichen Neuordnung des landwirt- 
schaftlichen Buchführimgs- und Buchprü- 
fungswesens näher geregelt werden. 

122. Zu § 95 

Die bereits bestellten oder endgültig zuge- 
lassenen Steuerberater bleiben Steuerberater 
auch im Sinn dieses Gesetzes, ohne daß eine 
Bestellung nach § 19 — Aushändigung einer 
Urkunde — erforderlich ist. Dasselbe gilt für 
die endgültig zugelassenen Helfer in Steuer- 
sadien, deren Bezeichnung sich lediglich mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes in „Steuer- 
bevollmächtigte“ ändert. Wegen der vorläu- 
fig zugelassenen Steuerberater und Helfer ln 
Steuersachen vgl. § 96. 

Die in Abs. 1 bezeichneten Personen haben 
nadi Abs. 2 ihre Eintragung in das Berufs- 
register zu beantragen, damit aus ihm ersicht- 


lich ist, weldie Personen im Registerbezirk 
berechtigt sind, den steuerberatenden Beruf 
auszuüben. Daraus ergibt sich gleichzeitig die 
Notwendigkeit, zu prüfen, ob die jetzt täti- 
gen Berufsangehörigen diese Berechtigung be- 
sitzen. Dem Wunsch des Berufsstandes ent- 
spricht es, der Bedeutung des Berufsgesetzes 
für die Berufsangehörigen dadurch Rechnung 
zu tragen, daß audi die schon bestellten oder 
endgültig zugelassenen Steuerberater und 
Helfer in Steuersachen vor ihrer Eintragung 
in das Berufsregister auf die gewissenhafte 
Erfüllung der Berufspflichten nach § 19 

Abs. 2 oder Abs. 3 vereidigt oder verpflich- 
tet werden. 

Nach Abs. 1 ändert sich zunächst nichts an 
der Berechtigung, die Steuerberatung weiter- 
hin auszuüben. Die Eigenschaft als Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigter nach 
Abs. 1 erlischt erst, wenn der Berufsange- 
hörige nicht innerhalb von drei Monaten 
seine Aufnahme in das Berufsregister bean- 
tragt oder nachweist, daß er berechtigt ist, 
den Beruf auszuüben. Die Eigenschaft er- 
lischt ferner, wenn er es ablehnt, den Be- 
rufseid zu leisten oder sich verpflichten zu 
lassen. 

123. Zu § 96 

Es soll erreicht werden, daß jetzt In den Län- 
dern nur vorläufig zugelassene Helfer in 
Steuersachen möglichst bald die Steuerbe- 
vollmächtigtenprüfung ablegen und die vor- 
läufige Regelung Ihr Ende findet. Der Ent- 
wurf kennt keine vorläufige Zulassung als* 
Steuerbevollmächtigter. Das Land Rheinland- 
Pfalz hat in einigen Fällen auch eine vorFäu- 
fige Zulassung von Steuerberatern ausgespro- 
chen; die Vorschrift ist deshalb auch auf vor- 
räuflg zugelassene Steuerberater ausgedehnt 
worden. 

124. Zu § 97 Abs. 1 

Nach der vom Berufsstand durchgeführten 
Zählung der Berufsangehörigen sollen am 
1. November 1951 21 Steuerberatungsgesell- 
schaften bestanden haben. Ihre Zahl hat sich 
seitdem auf etwa 50 Gesellschaften vermehrt. 
Diese auffällige Zunahme ist einmal auf die 
Besorgnis zurückzuführen, daß eine Neuord- 
nung des Berufsrechts die Gründung neuer 
Gesellschaften verbieten oder erschweren 
könnte. Weiter aber hat die in der Begrün- 
dung zu § 107 Abs. 2 angeführte Rechtspre- 
chung des Bundesfinanzhofes zahlreiche Wirt- 
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sdiaftsprüfungsgesellsdiaften veranlaßt, sich 
auch als Steuerberatungsgesellschaft zulassen 
zu lassen, so daß gegenwärtig von 127 Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften 39 gleichzeitig als 
Steuerberatungsgesellschaft zugelassen sind. 
Soweit beim Inkrafttreten des Gesetzes 
Steuerberatungsgesellschaften in Form von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung zu- 
gelassen oder anerkannt sind, dürfen sie wei- 
ter tätig werden, wenn ihr Zweck auf Steuer- 
beratung gerichtet ist, sämtliche Geschäfts- 
führer Steuerberater sind und die Geschäfts- 
anteile einem oder mehreren Geschäftsfüh- 
rern in einem die Hälfte des Stammkapitals 
übersteigenden Betrage gehören. Unter die- 
sen Voraussetzungen erfüllen sie die an eine 
Steuerberatungsgesellschaft nach § 4 zu stel- 
lenden Anforderungen mit Ausnahme der 
Eintragung in das Berufsregister, die nach 
Abs. 3 innerhalb von drei Monaten noch zu 
beantragen ist. Vgl. hierzu die Begründung 
zu § 97 Abs. 3, 

125. Zu § 97 Abs. 2 

Die Steuerberatungsgesellschaften, die Abs. 1 
nicht entsprechen, dürfen nur noch be- 
schränkte Zeit tätig werden. Aktiengesell- 
schaften — es handelt sich nur um einige 
'^^^nige Gesellschaften, die gleichzeitig Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften sind — dürfen 
jedoch unter bestimmten Voraussetzungen wie 
Gesellschaften nach Abs. 1 weiter tätig werden. 
Mit dieser Ausnahme sollen Härten für Ak- 
tiengesellschaften vermieden werden, die als 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften tätig sind 
und denen die gleichzeitige Eigenschaft als 
Steuerberatungsgesellschaften im Interesse des 
Wirtsdiaftslebens erhalten bleiben soll. Die 
für die Steuerberatung verantwortlichen Vor- 
standsmitglieder sind als Steuerberater Mit- 
glieder ihrer Berufskammer und es gilt dann 
das in der Begründung zu § 4 Gesagte. Ge- 
sellschaften, die beim Inkrafttreten des Ge- 
setzes die Voraussetzungen für eine weitere 
Tätigkeit nldit erfüllen, haben nach § 98 
Abs. 2 die Möglichkeit, in der Übergangs- 
zeit die Voraussetzungen noch herbeizufüh- 
ren. Nicht angängig ist es, alle vorhandenen 
Gesellschaften bestehen zu lassen, auch wenn 
die Voraussetzungen für ihre weitere Tätig- 
keit nicht gegeben sind. Denn dann müßte 
für diese Gesellschaften ein besonderes Be- 
rufsrecht geschaffen werden, weil der Ent- 
wurf nur die Rechtsverhältnisse der Steuer- 
berater und Steuerbevollmäditlgten regelt. 


126. Zu § 97 Abs. 3 

Die Vorschrift entspricht sinngemäß der für 
Einzelpersonen getroffenen Regelung in § 95 
Abs. 2 und 3. Nur erlischt für eine Gesell- 
schaft, die zwar unter Abs. 1 fällt, aber nicht 
rechtzeitig die Voraussetzungen des Abs. 1 
nachweist, nicht sofort das Recht, weiter 
tätig zu sein. Sie wird vielmehr als eine Ge- 
sellschaft behandelt, die noch befristet tätig 
sein darf und nadi § 98 Abs. 2 den Nachweis 
der Voraussetzungen für ihre weitere Tätig- 
keit noch in der Übergangszeit nachträglidi 
erbringen kann. 

127. Zu § 97 Abs. 4 

Nach § 4 der Verordnung zur Durchführung 
des § 107 a der Reichsabgabenordniing er- 
mächtigt bei juristischen Personen und bei 
offenen Handelsgesellschaften und ähnlichen 
Vereinigungen die Erlaubnis, geschäftsmäßig 
Hilfe in Steuersachen zu leisten, nur zur Be- 
rufsausbildung durch die ln der Erlaubnis 
namentlich bezeichneten Personen. Der Ent- 
wurf sieht nicht vor, daß außer den Steuer- 
beratungsgesellschaften des § 4 und den in 
§ 97 Abs. 2 Satz 2 genannten Steuerbera- 
tungs-Aktiengesellschaften nodi andere Ge- 
sellschaften nach Ablauf der Übergangszeit 
die Tätigkeit eines Steuerberaters oder Steuer- 
bevollmächtigten ausüben dürfen. Soweit 
jetzt Gesellschaften auf Grund einer beson- 
deren Erlaubnis durch namentlich bezeidi- 
nete Personen geschäftsmäßig Hilfe ln Steuer- 
sachen leisten, dürfen sie dies nur noch wäh- 
rend einer Übergangszeit tun. Auch diese 
Gesellschaften haben ihre Eintragung in das 
Berufsregister zu beantragen und das Vor- 
liegen der Voraussetzungen für eine Tätig- 
keit während der Übergangszeit nachzuwei- 
sen. Sie sind jedoch keine Steuerbevollmäch- 
tigtengesellschaften, weil der Entwurf der- 
artige Gesellschaften nicht kennt. 

128. Zu § 97 Abs. 5 

§ 42 gilt nur für die Steuerberatungsgesell- 
schaften, die den Voraussetzungen des § 4 
entsprechen. Daher muß für die Gesellschaf- 
ten, die kraft Übergangsrechts weiter tätig 
werden, besonders ausgesprochen werden, 
daß auch für ihre Rechte und Pflichten die 
§§ 30, 32 bis 41 sinngemäß gelten. Diese Ge- 
sellschaften werden nicht ausschließlich von 
Steuerberatern oder Steuerbevollmächtigten 
geleitet, die der Berufsaufsicht durch die Be- 
rufskammer unterliegen. Die näheren Vor 
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Schriften für die Übergangszeit bleiben nach 
§106 Nr. 6 den Durchführungsbestimmun- 
gen Vorbehalten. 

129. Zu § 98 

Die Vorsdirift ist erforderlich, weil § 26 
Nr. 2 nur die Löscliung der Steuerberatungs- 
gesellschaften nach § 4 regelt. Hier handelt 
es sich aber ausschließlich um die Löschung 
von Gesellschaften, die kraft Übergangs- 
rechts weiter tätig sind. Unter § 98 Nr. 3 
fallen Aktiengesellschaften nacli § 97 Abs. 2 
Satz 2, wenn nicht mehr die Voraussetzungen 
vorliegen, unter denen die Gesellschaft als 
Steuerberatungsgesellschaft nach § 97 Abs. 2 
Satz 2 weiter tätig sein darf. Auch fallen die 
in § 97 Abs. 4 genannten Gesellsdiaften dar- 
unter, wenn sie die geschäftsmäßige Hilfe- 
leistung in Steuersachen nidit mehr durch 
die in der Erlaubnis namentlich bczelchneten 
Personen vornehmen lassen. 

Nach Abs. 2 können Gesellschaften in der 
Übergangszeit nodi nachträglich die Voraus- 
setzungen für eine Steuerberatungsgcsellschaft 
nach § 4 oder, wenn es sich um eine Steuer- 
bcratungs-Aktiengesellschaft des § 97 Abs. 2 
Satz 2 handelt, die dort unter Nr. 1 bis 3 
aufgezählten Voraussetzungen nadiweisen 
und damit die Löschung im Berufsregister 
verhindern. Abs. 3 sieht für die Gesellschaf- 
ten nach Übergangsrecht ebenfalls das Rechts- 
mittel der Berufung gegen Entscheidungen 
der registerführenden Behörde (§ 91 Nr. 4) 
vor, damit sie die Rechtmäßigkeit einer Lö- 
schung nachprüfen lassen können. 

130. Zu § 99 

Nach § 5 dürfen auswärtige Geschäftsstellen 
nur in Ausnahmefällen unterhalten werden, 
wenn die Berufskammer zustimmt und Lei- 
ter der Geschäftsstelle ein Steuerberater oder 
Steuerbevollmächtigter ist. Der Entwurf be- 
handelt die bereits bestehenden auswärtigen 
Geschäftsstellen wie Ausnahmefälle, verlangt 
aber, daß die Eintragung in das Berufsregister 
beantragt wird. Dabei ist nachzuweisen, daß 
der Leiter Steuerberater oder Steuerbevoll- 
mächtigter ist. Wird innerhalb von drei Mo- 
naten der Antrag nicht gestellt oder der 
Nachweis in dieser Frist nicht erbracht, so 
darf die auswärtige Geschäftsstelle gleichwohl 
weiter unterhalten werden. Die Berufskam- 
mer wird aber wegen Verletzung der Be- 
rn fspfliditen einzusdireitcn haben. In Fällen, 
in denen kein Steuerberater oder Steuerbe- 
vollmächtigter Leiter der auswärtigen Ge- 


schäftsstelle ist, darf die auswärtige Geschäfts- 
stelle dagegen nicht weiter unterhalten 
werden. 

131. Zu § 100 

Der Entwurf will Bewerber, die sich auf die 
Prüfung nach bisherigem Recht vorbereitet 
haben, nicht zwingen, sich auf das neue Ge- 
setz umzustellen. Bevor der Bewerber nach 
Bestehen der Prüfung bestellt wird, hat aber 
der Zulassungsausschuß in diesen Fällen zu 
prüfen, ob die Voraussetzungen des § 9 vor- 
liegen. Der Entwurf beabsichtigt, den Berufs- 
stand zu heben. Es läßt sich nicht verantwor- 
ten, daß nach dem Inkrafttreten des Gesetzes 
noch jemand zum Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigten bestellt wird, der die Vor- 
aussetzungen des § 9 nicht erfüllt. Deshalb 
ist die Einschaltung des Zulassungsausschusses 
notwendig. 

132. Zu § 101 

Die Überleitung eines anhängigen Disziplinar- 
verfahrens in das ehrengerichtliclie Verfahren 
würde nadi Lage der Sache bedingen, daß das 
Verfahren geraume Zeit ausgesetzt werden 
müßte. Kommt jedoch die Ausschließung aus 
dem Berufsstand in Frage, so läßt sich aus 
rechtsstaatlichen Gründen die Überleitung in 
das berufsgerichtliche Verfahren nicht ver- 
meiden. 

133. Zu § 102 

In den Jahren 1933 bis 1945 war es manchem 
Helfer in Steuersachen nicht möglich, die 
Steuerberaterprüfung abzulegen, weil er aus 
politischen, rassischen oder religiösen Grün- 
den nicht zur Prüfung zugelassen wurde. 
Auch infolge der Kriegs- oder Nachkriegs- 
verhältnisse konnten manche Helfer in 
Steuersachen die Steuerberaterprüfung nicht 
ablegen. Die Gründe waren Einberufung zur 
Wehrmacht oder Kriegsgefangenschaft, Aus- 
bombung, Evakuierung; auch fanden in den 
ersten Jahren nach dem Zusammenbruch noch 
keine Steuerberaterprüfungen statt. Im Lande 
Rheinland-Pfalz wurden erst im Jahre 1953 
Steuerberaterprüfungen eingeführt. Die Hel- 
fer in Steuersachen, die durch die erwähnten 
Gründe verhindert waren, die Prüfung abzu- 
legen, sind im Verhältnis zu anderen Helfern 
in Steuersachen, die in der Vergangenheit 
Steuerberater geworden sind, schwer benach- 
teiligt worden. Sie befinden sich jetzt In 
einem höheren Lebensalter; die Ablegung der 
Steuerberaterprüfung nach dem Entwurf er- 
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fordert zudem eine längere Vorbereitung, die 
dem in Frage stehenden Personenkreis neben 
den täglichen Arbeiten des Berufs billigerweise 
nicht zugemutet werden kann. Es wird des- 
halb eine einmalige erleichterte Prüfung für 
diesen Personenkreis eingeführt; jedoch muß 
die Zulassung zu Ihr innerhalb eines Jahres 
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes bean- 
tragt werden und der Bewerber muß min- 
destens acht Jahre lang als Helfer in Steuer- 
sachen ununterbrochen hauptberuflich tätig 
ewesen sein. Darüber, ob es sich um einen 
esonders bewährten Steuerbevollmächtigten 
handelt, und ob die Voraussetzungen für die 
erleichterte Prüfung sowie die Voraussetzun- 
gen des § 9 vorliegen, entscheidet der Zulas- 
sungsausschuß. Die Steuerberater, die dem 
Zulassungsausschuß angehoren, können durch 
ihre Stimmabgabe dahin wirken, daß die Vor- 
schriften über die erleichterte Prüfung nur 
auf die vom Entwurf gewollten Ausnahme- 
fälle Anwendung finden und nur qualifizierte 
Steuerbevollmächtigte die Möglichkeit erhal- 
ten, zur erleichterten Prüfung zugelassen zu 
werden. Im Regelfälle muß ein Steuerbevoll- 
mächtigter sich der ordentlichen Steuer- 
beraterprüfung unterziehen und hierfür die 
Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 verbunden 
mit Abs. 3 Nr. 1 erfüllen. 

134. Zu §§ 103, 104 

Die Vorschriften sind erforderlich, weil ge- 
genwärtig noch keine Organisation der beiden 
Berufsgruppen besteht. 

135. Zu § 104 

Die beiden Bundeskammern haben Ihren Sitz 
am Ort der Bundesregierung (§ 53 Abs. 2). 
Deshalb sollen die nach § 103 gewählten Prä- 
sidenten der beiden Berufskammern für den 
Oberfinanzbezirk Köln die erste Mitglieder- 
versammlung der Bundeskammern einbe- 
rufen. Die Zahl der Mitglieder ist bei den 
einzelnen Berufskammern sehr unterschiedlich 
(vgl. Begründung zu § 44 Abs. 1 und 2). So- 
lange die Mitgliederversammlung kein ande- 
res Stimmenverhältnis beschließt, sollen die 
Berufskammern mit einer überdurchschnitt- 
lichen Mitgliederzahl statt zwei drei Stim- 
men haben. Vgl. hierzu auch das Stimmenver- 
hältnis beim Bundesrat nach Art. 5 1 Abs. 2 GG. 

136. Zu § 105 

Die Einrichtung der Ehrengerichte und der 
Berufsgerichte ist dringlich und deshalb frist- 
bestimmt. 


137. Zu § 106 

Würde der Entwurf alle Einzelheiten regeln, 
so würde ein solches Verfahren das Gesetz 
mit zahlreichen Vorschriften belasten und 
unübersichtlidi machen. Deshalb ist vorge- 
sehen, daß die Prüfungsordnung (§18 Abs. 1), 
die Gebührenordnung (§ 40) und die Ehren- 
gerichtsordnungen (§ 67) durch Rechtsver- 
ordnungen mit Zustimmung des Bundesrates 
erlassen werden. Um die Gleichmäßigkeit der 
Gesetzesanwendung zu sidiern, ist eine Rege- 
lung weiterer Einzelheiten im Rahmen der 
Vorschriften des Entwurfs notwendig. Ohne 
sie würde die praktische Anwendung des Ge- 
setzes in den einzelnen Ländern zu Verschie- 
denheiten führen, z. B. bei der Handhabung 
der erleichterten Prüfung (§ 102), auf dem 
Gebiet der Bestellung, bei Zusätzen zur Be- 
rufsbezeichnung (§ 20 Abs. 2) und bei der 
Zurücknahme der Bestellung (§ 22), ferner 
bei der Berufshaftpflichtversicherung (§ 41), 
der gemeinsamen Berufskammer (§ 45) usw. 

138. Zu § 107 Abs. 1 

§ 36 sieht neu das Vertretungsrecht der 
Steuerbevollmächtigten — ausgenommen vor 
den Gerlditen — vor. Aus diesem Grund ist 
eine Anpassung des § 107 Abs. 3 Ziff. 2 der 
Reichsabgabenordnung an das Steuerbera- 
tungsgesetz notwendig. 

139. Zu § 107 Abs. 2 

Die Vorschriften der Abs. 1, 5 bis 7 des 
§ 107 a der Reichsabgabenordnung sind da- 
durch hinfällig, daß jetzt der Entwurf die 
Hilfeleistung in Steuersachen durch Steuer- 
bevollmächtigte regelt. Der Wortlaut des 
§ 107 a der Reichsabgabenordnung bedarf 
deshalb der Anpassung an diese neue Rechts- 
lage. 

Die Abs. 2 bis 4 des § 107 a der Reichs- 
abgabenordnung werden durch die neuen 
Abs. 2 bis 5 ersetzt. Hierbei werden in den 
Katalog der Personen und Stellen, die zur 
geschäftsmäßigen Hilfeleistung In Steuer- 
sachen befugt sind, als Ziff. 2 a Wirtsdiafts- 
prüfungsgesellschaften und Buchprüfungsge- 
sellschaften unter gewissen Voraussetzungen 
neu aufgenommen. Dies Ist deshalb notwen- 
dig, weil nach der Rechtsprechung des Bun- 
desfinanzhofes (Urteil vom 6. April 1951 — 
IV 90/51 S — Bundessteuerblatt III S. 104) 
Ziff. 2 des Katalogs nur für natürliche Per- 
sonen, nicht aber für Gesellschaften gilt. Bei 
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der Bedeutung der Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften und Buchprüfungsgesellschaften für 
das Wirtscliaftsleben kann ihnen die Befugnis 
zur Hilfeleistung in Steuersadien im Rahmen 
des § 107 a der Reichsabgabenordnung nicht 
vorenthalten werden, wenn sämtliche Mit- 
glieder des Vorstandes oder sämtliche Ge- 
schäftsführer der Gesellschaft in ihrer Eigen- 
sdiaft als Wirtschaftsprüfer oder vereidigte 
Buchprüfer, Steuerberater, Steuerbevoll- 
mächtigte pcrsönlidi zur Hilfeleistung in 
Steuersachen befugt sind. Für die Gesell- 
schaften, die zugleich als Steuerberatungsgesell- 
schaften zugelassen sind, gelten die Vor- 
schriften in §§ 4, 97 Abs. 1 und 2. 

Der Entwurf vermeidet im übrigen, den 
Katalog der sogenannten angrenzenden Be- 
rufe durch Aufnahme weiterer Berufe zu er- 
weitern oder durch Streichung einzelner Be- 
rufe zu verkleinern. Lediglich in Ziff. 6 
heißt es jetzt statt „genossenschaftliche Treu- 
hand- und ähnliche genossenschaftlidie Stel- 
len“ nur noch „genossenschaftlidie Treuhand- 
stellen“, weil „ähnliche genossenschaftliche 
Stellen“ nicht bestehen. In Ziff. 7 sind die 
Worte „unter Verzidit auf Werbung“ ein- 
gefügt worden; es ist untragbar, daß die Be- 
fugnis zur geschäftsmäßigen Hilfeleistung in 
Steuersachen von berufsständisdien Vereini- 
gungen oder Buchstellen benutzt wird, um 
Steuerberatungsaufträge zu werben, wäh- 
rend freie Berufe dies nicht tun dürfen. 
Ziff. 9 gilt jetzt auch für Angestellte, die bei 
Steuerbevollmäditigten mit der Bearbeitung 
von Steuersadien beschäftigt sind. 

Abs, 3 Satz 1 der Neufassung des § 107 a der 
Reichsabgabenordnung enthält ein ausdrück- 
liches Verbot der unbefugten Hilfeleistung in 
Steuersachen. Das Ist deshalb notwendig, weil 
§413 Abs. 1 Ziff. 3 der Reichsabgabenord- 
nung eine Fassung des § 107 a verlangt, durch 
die der Tatbestand einer Zuwiderhandlung 
im Sinne des § 413 Abs. 1 Ziff. 3 Umrissen 
wird. 

Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 und 5 der Neufas- 
sung entsprechen sinngemäß dem bisherigen 
Inhalt der Abs. 2 und 4 des § 107 a, wobei 
In Abs. 5 Satz 1 und 3 die jetzigen staats- 
rechtlidien Verhältnisse berücksichtigt wer- 


den. Die Ausnahme in Abs. 5 Satz 2, daß die 
Hilfeleistung in Steuersachen nicht untersagt 
werden kann, wenn sie ein Steuerberater 
oder Steuerbevollmächtigter leitet, ist auf die 
Zuständigkeit der Berufskammer für ein Ein- 
schreiten gegen diese Personen zurückzu- 
führen. 

Abs. 6 der Neufassung bringt eine Besserstel- 
lung für Wirtschaftsprüfer, vereidigte Bucli- 
prüfer und die obengenannten Wirtschafts- 
prüfungs- und Buchprüfungsgesellschaften. 
Sie hatten bisher keine Befugnis, vor den 
Finanz- und Steuerbehörden als bevollmädi- 
tigte Vertreter oder Beistand aufzutreten, 
und konnten deshalb als solche zurückgewie- 
sen werden. Dies galt auch für die bisherigen 
Helfer In Steuersachen. Den künftigen Steuer- 
bevollmächtigten wird jedoch durch § 36 
Abs. 2 des Entwurfs eine Erweiterung der 
Befugnisse bei der Hilfeleistung In Steuer- 
sachen zugestanden, well der Entwurf auch 
die Bestellung zum Steuerbevollmächtigten 
von erweiterten Voraussetzungen abhängig 
macht. Der Entwurf will diese erweiterten 
Befugnisse auch den Wirtschaftsprüfern, ver- 
eidigten Buchprüfern und den obengenannten 
Gesellschaften im Hinblick auf Ihre Bedeu- 
tung für das Wirtschaftsleben zugestehen und 
hält eine derartige Maßnahme für vertretbar. 

140. Zu § 109 Abs. 1 

Das Inkrafttreten des Gesetzes ist für den 
ersten Kalendertag des zv/elten Kalender- 
monats nach seiner Verkündung vorgesehen, 
um zu ermöglichen, daß weitgehend die z. Z. 
der Verkündung schwebenden Verfahren ab- 
geschlossen werden und Vorbereitungen für 
die Anwendung des neuen Berufsrechts ge- 
troffen werden. 

141. Zu § 109 Abs. 3 

Die Vorschrift soll die Rechtslage insbeson- 
dere hinsichtlich der Kammer der Steuer- 
berater für die britische Zone eindeutig 
klären, weil die Finanzleitstelle für die bri- 
tische Zone aufgelöst ist und insoweit sonst 
Zweifel an der Zuständigkeit der Landes- 
gesetzgebung entstehen könnten. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 22. Januar 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 24. Dezember 1953 — 6 — 52100 
— 545/53 VI — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner 118. Sitzung am 22. Januar 1954 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Reditsverhält- 
nisse der Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigten (Steuerberatungsgesetz) 

die sich aus der Anlage ergebenden allgemeinen Bemerkungen und 
Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

E>er Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 


Dr. h. c. Zinn 
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Allgemeine Bemerkungen und Änderungsvorschläge 

des Bundesrates 


L Allgemeine Bemerkungen 

Der Bundesrat hält eine bundesgesetzliche 
Regelung für die Steuerberater, die Steuer- 
bevollmächtigten, die Wirtschaftsprüfer und 
die vereidigten Buchprüfer für erforderlich. 
Er weist aber darauf hin, daß mit den drei 
vorliegenden Entwürfen eines Steuerbera- 
tungsgesetzes, einer Wirtschaftsprüferord- 
nung und einer Buchprüferordnung ein sehr 
ernstes verfassungspolitisches Problem aufge- 
worfen wird. Das Bestreben der Entwürfe, 
bestimmte Berufsgruppen in ständischer Form 
autonom zu organisieren und sie einer beson- 
deren Berufs- und Ehrenordnung zu unter- 
werfen, führt im Ergebnis dazu, für weite 
Bereldie des beruflichen und wirtschaftlichen 
Lebens die allgemeine demokratisch-parla- 
mentarische Ordnung durch eine ständische 
zu ersetzen. Die hiermit verbundene Ein- 
engung der Freiheit persönlicher Betätigung 
(Zwangsmitgliedschaft) ist In dieser Ausdeh- 
nung schwerlich mit der Im übrigen ange- 
strebten freiheitlichen Staats- und Wirt- 
schaftsordnung vereinbar. Von dieser aber 
geht das Grundgesetz aus. Eine unmittelbare 
Gefahr dieser Entwürfe liegt darin, daß unter 
Berufung auf diese Vorlagen zahlreiche an- 
dere Berufsgruppen eine „ Verkammerung" 
fordern. 

Der Bundesrat ist ferner der Auffassung, daß 
es zweckmäßig wäre, die Berufsordnungen 
der Steuerberater und Steuerbevollmächtigten, 
Wirtschaftsprüfer, vereidigten Buchprüfer 
in organischer Gliederung zusammenzufassen 
und In einem Gesetz zu regeln. Die Tätigkeit 
dieser Berufe greift in der Praxis Ineinander 
über. Eine Regelung durch drei verschiedene 
Gesetze würde weder dem Bedürfnis der Wirt- 
schaft noch dem wohlverstandenen Interesse 
der in Betracht kommenden Berufszweige 
entsprechen. Der Wirtschaft ist In erster Linie 
daran gelegen, sich von Personen beraten zu 
lassen, die betriebswirtschaftliche und steuer- 
liche Kenntnisse und Erfahrungen zugleich 
besitzen. Eine zusammenfassende Gliederung 
dieser Berufsordnungen in einem einheitlichen 


Gesetz bedeutet nicht, daß die Eigenart der 
einzelnen Berufsgruppen beeinträchtigt wird. 
Im übrigen sollte versucht werden, die gesetz- 
liche Regelung auf das unbedingt erforder- 
liche Maß zu beschränken. 

IL Änderungsvorschläge 

1. § 1 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Ausübung der Steuerberatung 
Ist kein Gewerbe im Sinne der gewerbe- 
rechtlichen Vorschriften.“ 

Begründung 

Die Fassung des Entwurfs könnte dazu 
führen, daß die u. U. gegebene Gewerbe- 
steuerpflicht der Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigten künftig zu verneinen 
wäre. 

2. In § 1 Abs. 3 sind hinter dem Wort 
„Oberfinanzdirektion“ die Worte „als 
Landesbehörde (Oberfinanzdirektion)“ ein- 
zufügen. 

Begründung 

Wegen der Doppelstellung der Ober- 
finanzdirektion erscheint es zweckmäßig, 
durch den vorgeschlagenen Zusatz klarzu- 
stellen, daß bezüglich der Bestellung der 
Steuerbevollmächtigten diese Behörde als 
Landesbehörde tätig wird. Der Klammer- 
zusatz soll als Legaldefinition spätere Wie- 
derholungen überflüssig machen. 

3. In § 3 Abs. 1 sind die Worte „des Grund- 
gesetzes und in Berlin (West)“ durch die 
Worte „dieses Gesetzes“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Formulierung ent- 
spricht der derzeitigen Übung. 

4. Dem § 3 ist folgender Abs. 3 anzufügen: 

„(3) Die schriftliche Beratung der Auf- 
traggeber unterliegt keinen örtlichen Be- 
schränkungen.“ 
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Begründung 

Es erscheint geboten, das Im letzten Ab- 
satz der Begründung zu § 3 des Entwurfs 
Ausgesprochene im Gesetz selbst zum 
Ausdruck zu bringen. 

5. In § 7 Abs. 3 Nr. 2 sind die Worte 
„wenn zu erwarten ist“ zu ersetzen durch 
die Worte „wenn sie die Erklärung ab- 
geben“. 

Begründung 

Nur wenn der Bewerber selbst die Er- 
klärung abgibt, daß er die Steuerberatung 
mit der angegebenen Beschränkung aus- 
üben werde, kann er im Wege der Be- 
rufsaufsicht und des ehrengerichtlichen 
Verfahrens zur Einhaltung seines Ver- 
sprechens genötigt werden. 

6. Im § 9 Abs. 1 Nr. 2 sind die Worte 
„des Grundgesetzes oder In Berlin (West)“ 
durch die Worte „dieses Gesetzes“ zu er- 
setzen. 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 3 Abs. 1. 

7. § 9 Abs. 2 Nr. 1 Ist folgende Fassung zu 
geben: 

„1. infolge strafgerichtlicher Verurteilung 
die Fähigkeit zur Bekleidung öffent- 
licher Ämter nicht besitzt;“ 

Begründung 

Es soll klargestellt werden, daß die Zu- 
lassung nicht mehr zu versagen ist, wenn 
die Aberkennung der Fähigkeit zur Be- 
kleidung öffentlicher Ämter durch Zelt- 
ablauf erloschen Ist. 

8. § 9 Abs. 2 Nr. 5 ist folgende Fassung zu 
geben: 

“5. Infolge eines körperlichen Gebrechens 
'dauernd unfähig ist, den Beruf des 
Steuerberaters . . .“ 

Begründung 

Es Ist widerspruchsvoll, bereits die Zulas- 
sung zur Prüfung von einer Vorbewer- 
tung der geistigen Kräfte abhängig zu 
machen, da die Prüfung selbst gerade da- 
zu dienen soll, unter anderem auch diese 
Kräfte nachzuweisen. 

9. § 9 Abs. 3 Nr. 1 ist folgende Fassung zu 
geben: 


„l.wenn der Bewerber sich so verhalten 
hat, daß die Besorgnis begründet Ist, er 
werde den Berufspflichten als Steuer- 
berater oder Steuerbevollmächtigter 
nicht genügen.“ 

Begründung 

Die jetzige Fassung kann die Freiheit der 
Berufswahl gefährden und bedarf daher 
einer einschränkenden Konkretisierung. 

10. Zu § 11: Die Bestimmung in § 5 Abs. 6 
des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferord- 
nung über die Verschwiegenheitspflicht 
der Mitglieder des Zulassungsaussdiusses 
Ist auch In das Steuerberatungsgesetz zu 
übernehmen. 

1 1 . § 11 Abs. 4 Satz 2 zweiter Halbsatz Ist 
folgende Fassung zu geben: 

sie können aus wichtigem Grund ab- 
berufen werden.“ 

Begründung 

Beseitigung eines offenkundigen Wider- 
spruchs zu dem vorhergehenden Halbsatz. 

12. Der Schlußsatz des § 13 Abs. 2 ist wie 
folgt zu fassen: 

„Die für die Finanzverwaltung zuständige 
oberste Landesbehörde beruft die Mitglie- 
der des Prüfungsausschusses, den Beamten 
der Bundesfinanzverwaltung auf Vorschlag 
des Bundesministers der Finanzen.“ 

Begründung 

Das Recht des Bundesministers der Finan- 
zen, den Beamten der Bundesfinanzver- 
waltung als Mitglied des Prüfungsaus- 
schusses bei der obersten Landesbehörde 
zu berufen, wird verfassungsrechtlich nicht 
für zulässig gehalten. 

13. § 13 Abs. 4 Satz 2 zweiter Halbsatz Ist 
folgende Fassung zu geben: 

sie können aus wichtigem Grund ab- 
berufen werden.“ 

Begründung 

Beseitigung eines offenkundigen Wider- 
spruchs zu dem vorhergehenden Halbsatz. 

14. In § 14 Abs. 2 sind die Worte „einer 
Hausarbeit, die innerhalb von acht Wochen 
abzuliefern ist, und“ zu streichen. Abs. 4 
Ist entsprechend zu ändern. 
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Begründung 

Die Hausarbeit erscheint entbehrlich, weil 
sie für die Beurteilung der Kenntnisse und 
Fähigkeiten des Bewerbers praktisch nicht 
erforderlich ist. 

15. § 15 Abs. 1 Nr. 1 ist wie folgt zu fassen: 

. „1. Abgabenrecht, insbesondere 

a) Recht der Besitz- und Verkehr- 
steuern, Verfahrensrecht, Strafrecht, 
Strafverfahrensrecht, 

b) Grundzüge des Zoll- und Ver- 
brauchsteuerrechts;". 

Die Aufzählungen in Nr. 2 und Nr. 3 
sind stärker zusammenzuziehen. 

Begründung 

Die Vorschläge dienen der Vereinfachung 
des Gesetzes. 

16. § 20 Abs. 3 Satz 1 ist folgende Fassung 
zu geben: 

„Wird die Steuerberatung durch eine 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung 
ausgeübt, so ist die Gesellschaft verpflich- 
tet, die Bezeichnung, „Steuerberatungsge- 
sellschaft“ in die Firma aufzunehmen.“ 

Begründung 

Angleichung an die Vorschrift des § 17 
HGB. 

17. § 20 Abs. 4 ist folgender Satz anzufügen: 
„Besondere Rechtsvorschriften fürRedits- 
anwälte bleiben unberührt.“ 

Begründung 

Es besteht die Absicht der Bundesregie- 
rung, die Führung von Zusatzbezeichnun- 
gen für Rechtsanwälte gesondert zu 
regeln. Dieser Regelung soll daher durch 
dieses Gesetz nicht vorgegriffen werden. 

18. Hinter § 22 Abs. 3 ist folgender neuer 
Absatz 4 einzufügen: 

„(4) Vor der Zurücknahme sind der 
Steuerberater oder Steuerbevollmädhtigte 
und der zuständige Zulassungsausschuß zu 
hören.“ 

Abs. 4 wird Abs. 5. 

Begründung 

Die Anhörung des Betroffenen erscheint 
aus allgemeinen Gründen des rechtlichen 


Gehörs, die des Zulassungsausschusses des- 
halb erforderlich, weil er das zuständige 
Organ für die Prüfung der im Falle der 
Zulassung zu entscheidenden Fragen ist. 

19. § 23 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Vor der Wiederbestellung ist ein 
erneutes Zulassungsverfahren durchzufüh- 
ren, in dem festzustellen ist, ob die Vor- 
aussetzungen für eine Wiederbestellung 
vorliegen. § 1 Abs. 3, §§ 9, 11, 12 und 19 
gelten sinngemäß. Eine erneute Prüfung 
ist nicht erforderlich. Der Zulassungsaus- 
schuß kann im Einzelfall anordnen, daß 
sich der Bewerber der Prüfung oder Tei- 
len derselben zu unterziehen hat, wenn 
die pflichtgemäße Ausübung des Berufs 
sonst nicht gewährleistet erscheint.“ 

Begründung 

Anpassung an den Entwurf der Wirt- 
schaftsprüferordnung (§ 35 Abs. 3). 

20. § 30 Abs. 3 Nr. 3 ist am Schluß zu fassen: 
„sowie die Erteilung von Bescheinigungen 
über die Richtigkeit von Vermögensüber- 
sichten und Erfolgsrechnungen;“ 

Begründung 

Nadi § 30 Abs. 3 handelt es sich nicht 
darum, eine Berechtigung zur Erteilung 
solcher Bescheinigungen zu geben, sondern 
klarzustellen, ob die Erteilung der Be- 
scheinigungen mit der steuerberatenden 
Tätigkeit vereinbar ist, wenn die Ertei- 
lung der Bescheinigung an sich zulässig Ist. 
Nach der jetzigen Fassung der Ziff. 3 des 
Entwurfs ist die Erteilung von Beschei- 
nigungen über die Beachtung steuerrecht- 
licher Vorschriften mit dem steuerbera- 
tenden Beruf vereinbar. Durch argumen- 
tum e contrario könnte gefolgert wer- 
den, daß die Erteilung anderer Bescheini- 
gungen als über die Beachtung steuerrecht- 
lidier Vorschriften mit dem Beruf nicht 
vereinbar sein soll. Eine solche Einengung 
ist nidbt gerechtfertigt. 

21. Dem § 32 ist folgender Abs. 3 anzufügen: 

„(3) Die Eigenverantwortlichkeit wird 
nicht schon dadurch ausgeschlossen, daß in 
den Fällen des § 31 Abs. 1 eine Mitzeich- 
nung durch einen anderen Steuerberater 
oder einen Wirtschaftsprüfer vereinbart 
ist.“ 
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Begründung 

Anpassung an § 56 Abs. 3 des Entwurfs 

der Wirtsdiaftsprüferordnung. 

22. a) § 33 letzter Halbsatz erhält folgende 
Fassung: 

„mit deren Steuerangelegenheiten ihr 
Amt innerhalb der letzten drei Jahre 
vor dem Ausscheiden befaßt war.“ 

Begründung 

Nach der Begründung des Entwurfs 
soll die Vorschrift verhüten, daß An- 
gehörige der Finanzvcrwaltung vor 
ihrem Ausscheiden Beziehungen zu 
Steuerpflichtigen im Hinblick auf eine 
spätere Tätigkeit als Steuerberater 
oder Steuerbevollmächtigter aufneh- 
men oder ihre dienstlichen Kenntnisse 
von einzelnen Fällen später zugunsten 
der Steuerpflichtigen verwerten. Auch 
soll auf diese Weise eine Bevorzugung 
ehemaliger Angehöriger derFinanzver- 
waltung im beruflichen Wettbewerb 
erschwert werden. Wenn dieses Ziel 
erreicht werden soll, ist die vorgeschla- 
gene Änderung geboten. 

b) Dem § 33 ist folgender Satz 2 anzu- 
fügen: 

„Steuerberater und Steuerbevollmäch- 
tigte dürfen ehemalige Angehörige der 
Finanzverwaltung, die sie beschäftigen, 
während des gleichen Zeitraums nicht 
für solche Auftraggeber tätig werden 
lassen.“ 

Begründung 

§ 33 des Entwurfs erfaßt, wie sich aus 
seiner Formulierung und Stellung im 
dritten Teil des Gesetzentwurfs ergibt, 
nur die Fälle, in denen die ehemaligen 
Angehörigen der Finanzverwaltung als 
Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigte bestellt sind. Er erfaßt nicht die 
Fälle, in denen die ehemaligen Ange- 
hörigen der Finanzverwaltung ohne 
Bestellung im Angestelltenverhältnis 
oder Vertragsverhältnis bei einem 
Steuerberater oder Steuerbevollmäch- 
tigten beschäftigt werden. Eine Aus- 
dehnung der Vorschrift ist deshalb in- 
soweit erforderlich. 


23. § 36 ist wie folgt zu fassen: 

4 36 

Vertretung vor Finanzbehürden 
und Gerichten 

(1) Steuerberater, die als bevollmäch- 
tigte Vertreter auftreten, können von 
Finanz- und Steuerbehörden, Finanzge- 
richten und Verwaltungsgerichten nicht 
zurückgewiesen werden. 

(2) Steuerbevollmächtigte, die als be- 
vollmächtigte Vertreter auftreten, können 
von Finanz- und Steuerbehörden nicht zu- 
rückgewiesen werden. 

(3) Im übrigen bleiben die Bestimmun- 
gen der §§ 107 und 107 a der Reichs- 
abgabenordnung unberührt. 

(4) Die Bevollmächtigung ist durch eine 
Vollmaditsurkundc nachzuweisen, aus der 
Art und Umfang der Vertretungsbefugnis 
ersichtlich sein müssen. Sie ist zu den 
Akten zu geben.“ 

Begründung 

Die Fassung des EntYVurfs laßt in Abs. 2 
Zweifel auf kommen, ob die Stcuerbevoll- 
mächtigten überhaupt befugt sind, als be- 
vollmächtigte Vertreter gegenüber den 
Finanz- und Verwaltungsgerichten aufzu- 
treten. Gemeint ist, daß sie vor diesen 
Gerichten auftreten können, daß sic aber 
beim Vorliegen der in § 107 Abs. 2 der 
Reichsabgabenordnung genannten Gründe 
zurückgewiesen werden können. Dies 
bringt der Entwurf in seinem § 107 durch 
die Änderung des § 107 der Reichsab- 
gabenordnung zum Ausdruck. Die vorge- 
schlagene Fassung sagt unmittelbarer und 
deutlicher das Gewollte. 

24. Zu § 49: Es wird empfohlen, eine Be- 
stimmung über die Verjährung der Bei- 
tragsforderungen aufzunehmen, wie sie 
der Entwurf der Wirtschaftsprüferord- 
nung in § 74 Abs. 2 enthält. 

25. Dem § 51 Abs. 3 Satz 2 ist nachstehende 
Fassung zu geben: 

„Die Genehmigung soll nur versagt wer- 
den, wenn Rücksichten auf die Stellung 
oder die Aufgaben der Kammer oder be- 
rechtigte Belange der Personen, über 
welche die Tatsadien bekanntgeworden 
sind, es unabweisbar fordern.“ 
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Begründung 

Anpassung an § 87 Abs. 3 des Entwurfs 
einer Rechtsanwaltsordnung (Bundestags- 
Drucksache Nr. 3650 der 1. Wahlperiode). 

26. § 54 Satz 2 Ist zu streichen. 
Begründung 

Es fehlt an der Bundesgesetzgebungskom- 
petenz für die Regelung der Schaffung 
von Einrichtungen für die Versorgung der 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigten. 

27. In §56 Abs. 3 ist das Wort „insbesondere” 
zu streichen. 

Begründung 

Angleichung an die Wirtschaftsprüfer- 
ordnung. 

28. Dem § 62 Abs. 3 ist folgender Satz 2 aa- 
zufügen: 

„Bei Ersuchen von Ehrengerichten ent- 
scheidet das ersuchte Amtsgericht über die 
Beeidigung.” 

Begründung 

In gleicher Weise wie bei dem bisherigen 
Entwurf der Rechtsanwaltsordnung soll 
auch hier eine Bindung der Amtsgerichte 
In der Frage der Beeidigung durch das 
Ersuchen von Verwaltungsstellen ausge- 
schlossen werden. 

29. § 67 Satz 3 ist nachstehende Fassung zu 
geben: 

„Dabei Ist Insbesondere eine mündliche 
Verhandlung vorzusehen, auf Grund 
deren der Spruch ergeht.” 

Begründung 

Im Anschluß an den Sprachgebrauch des 
Entwurfs der Rechtsanwaltsordnung sol- 
len auch hier für das Verfahren derEhren- 
gerichte alle Bezeichnungen vermieden 
werden, die Ihrer Natur nach einem 
echten gerichtlichen Verfahren Vorbehal- 
ten bleiben müssen. 

30. Der § 69 Abs. 2 Ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Gegen Sprüche des Ehrengerichts 
kann der Antrag auf gerichtliche Entschei- 
dung an das Finanzgericht gestellt 
werden.” 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 67. 


31. § 69 Abs. 3 erhält am Anfang folgende 
Fassung; 

„Gegen Urteile des Finanzgerichts ...” 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 67. 

32.. § 69 Abs. 4 erhält am Schluß folgende 
Fassung: 

„. . . sind befugt, Antrag auf gerichtliche 
Entsdieidung zu stellen und Rechtsbe- 
schwerde einzulegen.” 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 67. 

33. Für § 72 wird nachstehende Fassung vor- 
geschlagen: 

4 72 

Berufsgerichte 

(1) Das Berufsgericht für Steuerberater 
wird als eine Kammer des Finanzgerichts 
gebildet. Dem Berufsgericht gehören drei 
Finanzrichter und zwei ehrenamtliche Mit- 
glieder an. Die ehrenamtlichen Mitglieder 
werden der Vorschlagsliste entnommen, 
die der Vorstand der Berufskammer der 
Steuerberater einreicht, und für 3 Jahre 
bestellt. Für die ehrenamtlichen Mitglie- 
der sind zugleich Stellvertreter zu be- 
stellen. 

(2) Die oberste Landesbehörde be- 
stimmt, welche Zahl von ehrenamtlichen 
Mitgliedern erforderlich ist. Die Vor- 
schlagsliste soll die doppelte Zahl von 
Steuerberatern enthalten. 

(3) Entsprechendes gilt für das Berufs- 
gericht für Steuerbevollmächtigte.” 

(4) Die ehrenamtlichen Mitglieder des 
Berufs ge rieht s dürfen nicht gleichzeitig 
dem Vorstand der Berufskammer ange- 
hören.” 

Begründung 

Mit dem Charakter eines staatlidien Ge- 
richts dürfte es unvereinbar sein, daß die 
ehrenamtlichen Mitglieder von einer 
nichtstaatlichen Stelle, nämlich hier der 
Berufskammer, gewählt werden. Die Be- 
stellung muß durch die oberste Landesbe- 
hörde erfolgen, wobei den Belangen der 
Berufskammer durch Gewährung eines 
Vorschlagsrechts ausreichend Rechnung 
getragen werden kann. 
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34. § 81 Ist folgende Fassung zu geben; 

4 81 

Wegfall des Verbots 

(1) Das Berufsgericht hebt das Berufs- 
oder Vertretungsverbot auf, wenn sich er- 
gibt, daß die Voraussetzungen für seine 
Verhängung nicht oder nicht mehr vor- 
liegen. 

(2) Die Entscheidung nach Absatz 1 
trifft der Bundesfinanzhof, wenn das Ver- 
fahren zum Zwecke der Ausschließung bei 
Ihm in der Beschwerdeinstanz anhängig 
ist. ' 

(3) Wird das berufsgerichtliche Verfah- 
ren eingestellt oder ergeht ein nicht auf 
Ausschließung lautendes Urteil, so tritt das 
Berufs- oder Vertretungsverbot außer 
Kraft.“ 

Begründung 

Gesetzestechnische Klarstellung in Anleh- 
nung an den Entwurf der Rechtsanwalts- 
ordnung (§ 185). 

35. § 86 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

«P) Wird das Verfahren eingestellt 
oder ist der Beschuldigte freigesprochen, 
so können die dem Beschuldigten erwach- 
senen notwendigen Auslagen der Berufs- 
kammer auferlegt werden; die durch er- 
folglose Anträge oder Maßnahmen der 
Oberfinanzdirektion verursachten Aus- 
lagen können der Staatskasse auferlegt 
werden.“ 

Begründung 

Ein Anlaß, der Staatskasse die Erstattung 
von Auslagen des Beschuldigten aufzu- 
erlegen, ist nur gegeben, wenn diese Aus- 
lagen durch erfolglose Anträge oder Maß- 
nahmen einer staatlichen Stelle veranlaßt 
sind. In den sonstigen Fällen müssen die 
zu erstattenden Auslagen wie nach § 114 
des Entwurfs der Wirtschaftsprüferord- 
nung von der Berufskammer getragen 
werden. 

36. Im § 95 Abs. 1 Satz 1 sind die Anfangs- 
worte wie folgt zu fassen: 

„Wer beim Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes in dessen Geltungsbereich . . 

Das gleiche soll für Satz 2 geschehen. 

Begründung 

Siebe Begründung zu § 3 Abs. 1. 


37. Dem letzten Satz des § 95 Abs. 2 ist nach 
einem Komma hinzuzufügen „soweit sie 
nicht schon früher vereidigt oder ver- 
pflichtet worden sind.“ 

Begründung 

In der amerikanischen Besatzungszone 
werden die Steuerberater und die Helfer 
in Steuersachen bereits seit 1947 vereidigt 
oder verpflichtet. Es erscheint nicht erfor- 
derlich, dies zu wiederholen. 

38. Im § 96 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte 
„im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
oder in Berlin (West) durch die Worte 
„in dessen Geltungsbereich“ zu ersetzen. 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 3 Abs. 1. 

39. Im § 97 Abs. 1 Satz 1 und im Abs. 2 
Satz 1 sind die Worte „im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West)“ 
durch die Worte „in dessen Geltungsbe- 
reich“ zu ersetzen. 

Begründung 

Siehe Begründung zu § 3 Abs. 1. 

40. Dem § 102 ist folgender Absatz 5 an- 
zufügen: 

„(5) Die Absätze 1, 3 und 4 gelten sinn- 
gemäß auch für vorläufig zugelassene 
Steuerberater, die bis zum 31. Dezember 
1950 zugelassen worden sind und seitdem 
ununterbrochen hauptberuflich als Steuer- 
berater tätig sind.“ 

Begründung 

Es war beabsichtigt, in Rheinland-Pfalz 
eine Kammer für Wirtschafts- und Steuer- 
sachverständige zu errichten. Das geplante 
Gesetz ist nicht zustande gekommen. Im 
Hinblick auf diese geplante Regelung sind 
einige wenige Steuerberater vorläufig zu- 
gelassen worden. Diese Steuerberater 
haben sich bewahrt und können nicht 
schlechter behandelt werden als die in § 102 
genannten Steuerbevollmächtigten, die 
innerhalb eines Jahres nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes zur erleichterten 
Steuerberaterprüfung zugelassen werden 
können. Das Bundesfinanzministerium ist 
mit dieser Regelung einverstanden, da 
von ihr nur sehr wenige Steuerberater in 
Rheinland-Pfalz betroffen werden. 
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41. § 103 Abs. 2 Nr. 4 erhält folgende Fas- 
sung: 

„4. die Personen, die als ehrenamtliche 
Mitglieder der Berufsgerichte vorge- 
schlagen werden sollen, und ihre Ver- 
treter.“ 

Begründung 

Folgerung aus der Änderung des § 72 
Abs. 1. 

42. § 106 muß folgende Fassung des Ein- 
gangssatzes erhalten: 

„Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Bestimmungen zu er- 
lassen " 

Begründung 

Das Zitat der in diesem Gesetz enthalte- 
nen Ermäditigungen ist überflüssig. Der 
Fiinweis auf die „Sicherung der Gleich- 
mäßigkeit der Gesetzesanwendung“ er- 
scheint zumindest überflüssig, da es Auf- 
gabe einer jeden Norm ist, die Gleich- 
mäßigkeit ihrer Anwendung zu sichern. 
Die Klarstellung des Motivs gehört nicht 
zu den erforderlichen Voraussetzungen 
gemäß Art. 80 Abs. 1 GG. Die Konkreti- 
sierung der Ermächtigung ist durch die 
Nr. 1 bis 6 gewährleistet. 

43. Zu § 107 Abs. 1 

a) In der durch den Entwurf geänderten 
Bestimmung des § 107 der Reichsab- 
gabenordnung sind am Schluß die 
Worte „vertretungsberechtigt sind“ zu 
ersetzen durch „nicht zurückgewiesen 
werden können“. 

Begründung 

Folgerung aus der Änderung des § 36. 

b) In Abs. 1 wird als neuer Buchst, c 
„c) für Wirtschaftsprüfer“ 

und als neuer Buchst, d 

„d) für vereidigte Buchprüfer“ 

eingefügt. 

Begründung 

In § 107 a Abs. 2 Nr. 2 RAO in der 
Fassung des Gesetzentwurfs sind die Wirt- 
schaftsprüfer und die vereidigten Buch- 
prüfer den Rechtsanwälten, Notaren und 
ähnlichen Berufsgruppen gleichgestellt. 
Diese Gleichberechtigung muß ihnen des- 


halb auch hinsichtlich des § 107 Abs. 3 
RAO gewährt werden. 

Den Wirtschaftsprüfern und vereidigten 
Buchprüfern Ist ebenso wie den Steuer- 
beratern das Recht zu gewähren, vor 
Finanzgerichten aufzutreten, ohne einer 
Zurückweisung ausgesetzt zu sein. Die Be- 
deutung der Tätigkeit und der Ausbil- 
dungsstand dieser beiden Berufsgruppen 
rechtfertigt eine Zurücksetzung gegenüber 
den Steuerberatern nicht. 

44. a) In § 107 a der Reichsabgabenordnung 
in der Fassung des § 107 Abs. 2 des 
Entwurfs werden unter Abs. 2 Ziff. 2 
die Worte „Rechtsanwälte, Notare,“ 
gestrichen. Es wird folgender neuer 
Abs. 3 eingefügt: 

„(3) Das Recht der Rechtsanwälte 
und Notare zur geschäftsmäßigen 
Flilfelelstung in Steuersachen bleibt 
unberührt.“ 

Die bisherigen Abs. 3 bis 6 werden 
Abs. 4 bis 7. 

Begründung 

Dieses Recht ergibt sich nicht aus die- 
sem Gesetz, sondern aus der Rechts- 
anwaltsordnung. Ähnliches gilt für 
die Notare. Die vorgeschlagene Fas- 
sung des Entwurfs gibt überflüssiger- 
weise eine Befugnis, was zu Mißver- 
ständnissen über die Stellung der 
Rechtsanwälte und Notare in der 
Rechtsberatung Anlaß geben könnte. 

b) In § 107 a Abs. 2 der Reichsabgaben- 
ordnung Ist bei Ziff. 7 hinzuzusetzen: 
„§ 95 des Bundes vertriebenengesetzes 
bleibt unberührt;“ 

Begründung 

In § 95 BVG ist den Verbänden der 
Vertriebenen ein gewisses Recht der 
Hilfeleistung in Steuersachen zuge- 
standen. Der Zusatz soll klarstellen, 
daß dieses Recht nicht durch die Neu- 
fassung des § 107 a Abs. 2 der Reichs- 
abgabenordnung beeinträchtigt werden 
soll. 

c) In § 107 a Abs. 5 der Reichsabgaben- 
ordnung ist der letzte Satz zu strei- 
chen. 

Begründung 

Die Befugnis des Bundesministers zu 
Verboten auf speziellen Gebieten der 
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Rechtsb^ratung ist verfassungsrecht- 
lidi unzulässig, da diese Verwaltungs- 
befugnis nicht zum Kreis der bun- 
deseigenen Verwaltung gehört und 
auch nicht unter dem Gesichtspunkt 
des überregionalen Verwaltungsakts 
gerechtfertigt werden kann. 

d) In § 107 a Abs. 6 der Reichsabgaben- 
ordnung sind die Worte „Wirtschafts- 
prüfer, vereidigte Buchprüfer und“ zu 
streichen. 

Begründung 

Diese Änderung ergibt sich aus der 
vorgeschlagenen Ergänzung des § 107 
Abs 3 Ziff. 2 RAO in der Fassung des 
§ 107 Abs. 1 des Gesetzentwurfs. 

e) In § 107 a Abs. 6 der Reichsabgaben- 
ordnung sind die Worte „des Ober- 
finanzbezirks ihrer beruflichen Nie- 
derlassung“ zu streichen. 

Begründung 

Da die Wirtschaftsprüfer und ver- 
eidigten Buchprüfer in ihrem sonsti- 
gen Wirkungskreis Örtlich nicht be- 
schränkt sind, sollen sie auch in ihrer 
steuerberatenden Tätigkeit einer ört- 
lichen Beschränkung nidit unterliegen. 

45. Dem § 107 ist folgender neuer Absatz 
anzufügen: 

„(3) Die §§ 38 und 39 sind auf Wirt- 
schaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer 
entsprechend anzu wenden.“ 

Begründung 

Durch § 38 des Entwurfs erhalten die 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigten 
hinsichtlich der Auskunftsverweigerung 
in Steuerangelegenheiten dieselbe recht- 
liche Stellung, wie sie schon bisher den 
Rechtsanwälten gemäß § 177 Abs. 2 RAO 
Zustand. Um eine sachlich nicht gerecht- 
fertigte Diskriminierung zum Nachteil 
der Wirtschaftsprüfer und der vereidigten 
Buchprüfer zu vermeiden, ist es geboten, 
die Vorschrift des § 38 audi auf sie aus- 
zudehnen. 

Die Verpflichtung der Steuerberater und 
der Steuerbevollmächtigten, dem Finanz- 
amt auf Verlangen in die Geschäfts- 
papiere, die ihre Tätigkeit als Steuerbe- 
rater oder Steuerbevollmächtigte betref- 
fen, Einsicht zu gewähren, war bisher In 


§ 199 Abs. 1 RAO geregelt. § 39 des Ent- 
wurfs schränkt diese Verpflichtung in 
sachlicher Übereinstimmung mit der Re- 
gelung des § 38 wesentlich ein. Es ist er- 
forderlich, auch In dieser Filnsicht die 
Wirtschaftsprüfer und die vereidigten 
Buchprüfer den Steuerberatern und den 
Steuerbevollmächtigten gleichzustellen. 

46. § 108 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Ja- 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) mit 
der Maßgabe auch im Land Berlin, daß 
an Stelle des Finanzgerichts, solange ein 
solches noch nicht gebildet Ist, das Ver- 
waltungsgeridit tritt.“ 

47. In § 109 Abs. 1 ist das Wort „zweiten“ 
durch das Wort „dritten“ zu ersetzen. 

Begründung 

Angleichung an § 126 der Wirtschafts- 
prüferordnung. 

48. § 109 Abs. 3 Satz 1 ist folgende Fassung 
zu geben: 

„Die Landesregierungen werden ermäch- 
tigt, durdi Rechtsverordnung die Abwick- 
lung der Organisationen, denen durch die- 
ses Gesetz die Rechtsgrundlage entzogen 
wird, zu regeln.“ 

Begründung 

Es erscheint unzweckmäßig, für diese Ein- 
zelfrage der Abwicklung die Landesgesetz- 
gebung zu bemühen. 

49. Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens sollten auch In den vorliegen- 
den Entwurf Bestimmungen über das 
Werbeverbot und Straf Vorschriften, wie 
sie im Entwurf eines Gesetzes über eine 
Berufsordnung der Wirtschaftsprüfer 
(Wirtschaftsprüferordnung, §§ 64, 118, 
119) vorgesehen sind, eingebaut wer- 
den, da die Erwägungen, die zur Einfü- 
gung der genannten Vorschriften In den 
Entwurf der Wirtschaftsprüferordnung 
geführt haben, in gleicher Weise für die 
Steuerberater und Steuerbevollmächtigten 
gelten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der 

zu den allgemeinen Bemerkungen und 


L 

Die allgemeinen Befürchtungen des Bundes- 
rates wegen einer „Verkammerung“ werden 
nicht verkannt. Sie sind jedoch hinsichtlich 
'der in Frage stehenden Berufsstände unbe- 
gründet. Wie aus den Begründungen zu § 4 
des Entwurfs einer Wirtschaftsprüferordnung 
(Bundestagsdrucksache 784 S. 43) und unter I 
des Entwurfs eines Steuerberatungsgesetzes 
(S. 26) zu ersehen ist, gibt es für die wirtschafts- 
prüfenden und steuerberatenden Berufe seit 
längerer Zeit Berufskammern; sie werden also 
durch die vorliegenden Gesetzentwürfe nicht 
neu geschaffen. Die den Steuerberatern und 
Steuerbevollmächtigten, Wirtschaftsprüfern, 
vereidigten Buchprüfern gesetzlich zugewie- 
senen Aufgaben und deren Eigenarten be- 
dingen eine Berufsaufsicht. Diese Aufsicht 
kann wirksam nur im Rahmen einer durch 
die Entwicklung gerechtfertigten Selbstver- 
waltung, d. h. durch Berufskammern durch- 
geführt werden. Es kann nicht anerkannt 
werden, daß eine derartige Selbstverwaltung 
den Grundsätzen einer demokratisch-parla- 
mentarischen Ordnung widerspricht. Ist eine 
Berufsaufsicht notwendig, so kann die ge- 
wählte Art ihrer Durchführung in der Form 
der Selbstverwaltung keine unzumutbare 
Einengung der Freiheit persönlicher Betäti- 
gung darstellen. Andere Berufe, denen die 
geschilderten Voraussetzungen fehlen, kön- 
nen sich auf die hier vorgesehenen Regelun- 
gen nicht berufen. 

Die Bundesregierung kann auch der Auffas- 
sung nicht beipflichten, daß es zweckmäßig 
wäre, die drei Berufsordnungen zusammen- 
zufassen und in einem Gesetz zu regeln. Eine 
Zusammenfassung in einem einzigen Gesetz 
mit dem Ziel, die Eigenart der einzelnen Be- 
rufsgruppen zu wahren, wurde von allen Be- 
teiligten jahrelang versucht; sie hat sich aber 
als nicht erreichbar erwiesen. Die verschie- 
denen Berufsstände haben verschiedene 


Bundesregierung 
Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Grundaufgaben, also notwendig auch ver- 
schiedene Berufspflichten, verschiedene Zu- 
lassungs- und Examensbedingungen und Prü- 
fungsgebiete. Für die Wirtschaftsprüfer und 
vereidigten Buchprüfer steht die handels- 
rechtliche und betriebswirtschaftliche Prüfung 
im Vordergrund. Auf diesem Gebiet üben 
die Wirtschaftsprüfer, insbesondere durch das 
ihnen zustehende Testatrecht bei der Ab- 
schlußprüfung der Aktiengesellschaften, aber 
auch die vereidigten Buchprüfer durch die 
Möglichkeit einzelner Testate handelsrecht- 
licher und betriebswirtschaftlicher Art öffent- 
liche Funktionen aus. Dagegen steht für die 
steuerberatenden Berufe als Spezialberufe die 
steuerliche Beratung unter Verwertung ihrer 
Kenntnisse auf handelsrechtlichem und be- 
triebswirtschaftlichem Gebiet im Vorder- 
grund. Eine Zusammenfassung der Berufs- 
ordnungen würde diese Unterschiede unter 
den Berufsständen verwischen. 

Auch bei getrennten Berufsordnungen wird 
die Wirtschaft von Personen beraten, die be- 
triebswirtschaftliche und steuerliche Kennt- 
nisse und Erfahrungen zugleich besitzen. Nur 
wird bei den steuerberatenden Berufen mehr 
Wert auf die steuerlichen Kenntnisse und Er- 
fahrungen und bei den wirtschaftsprüfenden 
Berufen mehr Wert auf die betriebswirt- 
schaftlichen Kenntnisse und Erfahrungen ge- 
legt. Dem wohlverstandenen Interesse der in 
Betracht kommenden Berufszweige tragen 
die Entwürfe dadurch Rechnung, daß sie ge- 
genseitige Ergänzungsprüfungen vorsehen. 
Eine Zusammenfassung der Verfahrensvor- 
schriften für Zulassung, Prüfung, Bestellung, 
Ehrengerichtsbarkeit und Berufsausschluß- 
verfahren wäre zwangsläufig unübersichtlich 
und schwer verständlich. Die Verschieden- 
heiten in der Tätigkeit bedingen voneinander 
abweichende Regelungen und Zuständig- 
keiten, die sich jeweils nur auf Steuerbera- 
ter und Steuerbevollmächtigte, Wirtschafts- 
prüfer oder vereidigte Buchprüfer beziehen. 
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Würde man gleichwohl unter Beibehaltung 
der Eigenart der einzelnen Berufsgruppen ihr 
Berufsrecht in einem Gesetz zusammenfassen, 
so würde ein solches Gesetz unübersichtlich 
und schwer verständlich werden, ohne daß 
der vom Bundesrat durch die Zusammenfas- 
sung erhoffte Erfolg eintritt. Eine weitere 
Verzögerung der bundeseinheitlichen Berufs- 
ordnungen, die mit erneuten Versuchen einer 
Zusammenfassung zwangsläufig verbunden 
wäre, ist untragbar. Alle bisher bekanntge- 
wordenen Versuche einer einzigen Berufs- 
ordnung haben sich bei näherer Prüfung als 
unvollkommen erwiesen und sind von den 
Verwaltungen und den Berufsständen einhel- 
lig abgelehnt worden. 


II. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates mit Ausnahme 
der Vorschläge zu, die im folgenden behan- 
delt werden. Wenn der Streichung des § 54 
Satz 2 zugestimmt wird, so soll damit keine 
Stellung zu den vom Bundesrat aufgewor- 
fenen Fragen verfassungsrechtlidier Natur 
genommen werden. 

Zu § 1 Abs. 2 

Nach Ansicht der Bundesregierung kann die 
Fassung des Entwurfs nicht dazu führen, daß 
die unter Umständen gegebene Gewerbe- 
steuerpfl'icht der Steuerberater oder Steuer- 
bevollmächtigten künftig zu verneinen wäre. 
Vgl. hierzu auch die Begründung des Gesetz- 
entwurfs auf Seite 30 Nr. 2. Im Verhältnis 
zu anderen freien Berufen könnten Mißver- 
ständnisse entstehen, wenn dem Vorschlag 
des Bundesrates gefolgt würde, die Worte 
„kein Gewerbe“ durch den Zusatz „im Sinne 
der gewerberechtlichen Vorschriften“ zu er- 
läutern, weil in der bisherigen Gesetzge- 
bungspraxis diese Erläuterung fehlt. 

2u§3 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird in der 
Sache zugestimmt. Die Bundesregierung 
schlägt aber vor, den Wortlaut wie in § 1 
Abs. 2 der Ersten Durchführungsverordnung 
zum Rechtsberatungs-Mißbrauchgesetz zu 
wählen: „Soweit die Betätigung im Schrift- 
verkehr ausgeübt wird, unterliegt sie keinen 
örtlichen Begrenzungen.“ Weiter schlägt sie 


vor, die neue Vorschrift nicht als Absatz 3, 
sondern als Satz 5 des Absatzes 2 zu über- 
nehmen, weil sie sich auf die in Absatz 2 be- 
handelten Steuerbevollmächtigten bezieht. 

Zu § 14 Abs. 2 

Dem Vorschlag, keine Hausarbeit in der 
Steuerberaterprüfung zu verlangen, wird 
nicht beigepflichtet. Die Hausarbeit hat als 
Nachweis dafür zu dienen, daß der Bewerber 
befähigt Ist, auf dem Gebiet des Steuerrechts 
eine größere wissenschaftliche Arbeit zu lei- 
sten. Diesem Befähigungsnachweis entspricht 
die Befugnis des Steuerberaters, vor allen 
Finanzbehörden und Finanzgerichten ein- 
schließlich des Bundesfinanzhofs unbeschränkt 
als Bevollmächtigter aufzutreten. An einen 
Steuerberater können auch keine geringeren 
Prüfungsanforderungen als an einen Wirt- 
schaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer ge- 
stellt werden, von denen ebenfalls eine Haus- 
arbeit In der schriftlichen Prüfung verlangt 
wird. 

Zu § 15 Abs. 1 

Die Aufzählung der einzelnen Prüfungs- 
gebiete ist erforderlich, damit in den einzel- 
nen Ländern gleiche Anforderungen an die 
Bewerber gestellt werden. Die Bundesregie- 
rung kann deshalb der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen Zusammenfassung nicht zustim- 
men und schlägt vor, lediglich hinter dem 
Wort „Reichsabgabenordnung“ den Klam- 
merzusatz „(einschließlich Strafrecht und 
Strafverfahren)“ einzufügen. 

Zu § 30 Abs. 3 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Fassung 
empfiehlt sich deshalb nicht, weil die Gefahr 
besteht, daß durch eine derartige Fassung die 
Abgrenzung gegenüber den gesetzlichen Be- 
fugnissen der wirtschaftsprüfenden Berufe 
verwischt wird. 

Zu §33 

Die vom Bundesrat vorgeschlagene Regelung 
würde zu einem unbilligen Ergebnis und zu 
Härten für die ehemaligen Finanzbeamten 
führen. Wenn ein ehemaliger Finanzbeamter 
während eines Zeitraums von drei Jahren 
nach dem Ausscheiden nicht für die Steuer- 
pflichtigen seines Finanzamtsbezirks als 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigter 
tätig sein darf, müßte er in einen anderen 
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Finanzamtsbezirk verziehen oder sich einer 
anderen beruflichen Tätigkeit zuwenden. Da 
nach dem Vorschlag des Bundesrates auch 
die Tätigkeit ehemaliger Finanzbeamter als 
Angestellte von Steuerberatern und Steuer- 
bevollmächtigten in gleicher Weise beschränkt 
werden soll, würden überdies Steuerberater 
und Steuerbevollmächtigte im beruflichen 
Wettbewerb gegenüber anderen Berufen be- 
nachteiligt werden, in denen ehemalige 
Finanzbeamte uneingeschränkt als Angestellte 
tätig sein können. Die ehemaligen Finanz- 
beamten könnten z. B. als Angestellte von 
Wirtschaftsprüfern, vereidigten Buchprüfern 
usw. im gleichen Finanzamtsbezirk Ihre 
steuerlichen Kenntnisse und Erfahrungen ver- 
werten. 

Zu § 69 Abs. 2 

Es empfiehlt sich, die vom Bundesrat vorge- 
schlagene Fassung mit den Worten „(2) Ge- 
gen den Spruch des Ehrengerichts ..." be- 
ginnen zu lassen. 

Zu § 107 Abs. 1 

Die Bundesregierung hat dem Vorschlag des 
Bundesrates zugestimmt, in § 107 Abs. 3 
Ziffer 2 der Reichsabgabenordnung unter 
einem neuen Buchstaben c die Wirtschafts- 
prüfer aufzunehmen, und zwar mit Rück- 
sicht darauf, daß diese nach ihrer Vorbildung 
(abgeschlossenes Fiochschulstudium), ihrem 
Ausbildungsstand und der Bedeutung ihrer 
Tätigkeit den Steuerberatern gleichgestellt 
werden können. Dies trifft dagegen für die 
vereidigten Buchprüfer nicht zu. Der Berufs- 
stand der vereidigten Buchprüfer kann nicht 
als akademischer Beruf bezeichnet werden; 
er ist den Steuerbevollmächtigten, bei denen 
ebenfalls keine akademische Vorbildung vor- 
ausgesetzt wird, nicht aber den Steuerbera- 
tern gleichzustellen. Gegenüber dem bis- 
herigen Rechtszustand, nach dem die ver- 
eidigten Buchprüfer sowohl von den Steuer- 
verwaltungsbehörden wie von den Finanz- 
gerichten zurückgewiesen werden können 
(vgl. § 107 Abs. 2 der Reichsabgabenord- 
nung), sind die vereidigten Buchprüfer In 
dem Entwurf des Steuerberatungsgesetzes 
schon dadurch wesentlich besser gestellt, daß 
ihnen künftig ebenso wie den Steuerbevoll- 
mächtigten das uneingeschränkte Vertre- 
tungsrecht vor den Steuerverwaltungsbe- 
hörden eingeräumt Ist (neuer Absatz 6 des 
§ 107a der Reichsabgabenordnung). Die ver- 


eidigten Buchprüfer hinsichtlich der unbe- 
schränkten Vertretungsbefugnis vor den 
Finanzgerichten, die auch den Steuerbevoll- 
mächtigten nicht zusteht, besser zu stellen als 
diese, kann aus den angegebenen Gründen 
nicht verantwortet werden. Diejenigen ver- 
eidigten Buchprüfer, die sich schon bisher mit 
Erfolg auf dem Gebiet der Steuerberatung 
betätigten, haben zum großen Teil die ord- 
nungsmäßige Steuerberaterprüfung abgelegt. 
Es ist kein unbilliges Verlangen, daß sich die 
übrigen vereidigten Buchprüfer, die in der 
Steuerberatung tätig werden wollen, aber 
eine Steuerberaterprüfung nodi nicht abge- 
legt haben, der in dem Entwurf vorge- 
sehenen erleichterten Ergänzungsprüfung 
unterziehen und damit die volle Qualifika- 
tion als Steuerberater erlangen. Die ver- 
eidigten Buchprüfer können sich auch nidit 
darauf berufen, daß in § 107 Abs. 3 Ziff. 1 
der Reichsabgabenordnung die Rechtsanwälte 
und Notare aufgeführt sind. Diese sind die 
allgemein auf dem Gebiet der Rechtsbera- 
tung berufenen Vertreter und können daher 
auch von der Steuerberatung, die ein Teil der 
Rechtsberatung ist, nicht ausgeschlossen wer- 
den. Im übrigen haben die Rechtsanwälte und 
Notare die Befähigung zum Richteramt. 

Aus diesen Gründen ist es nicht möglich, dem 
Vorschlag des Bundesrates, auch die ver- 
eidigten Buchprüfer in § 107 Abs. 3 Ziff. 2 
aufzunehmen, zu folgen. 

Zu § 107 Abs. 2 

Nadi der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zu § 107 Abs. 1 können in § 107 a Abs. 6 
der Reidisabgabenordnung die Worte „Ver- 
eidigte Buchprüfer und“ nicht gestrichen wer- 
den. Gegen die weiteren Änderungsvorschläge 
des Bundesrates zu § 107 Abs. 2 bestehen 
keine Bedenken. 


Zu § 107 

Der Vorschlag des Bundesrates berücksichtigt 
nicht, daß § 107 lediglich Fassungsänderungen 
der Reichsabgabenordnung enthält. Die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Vorschrift kann 
deshalb nicht als Absatz 3 dem § 107 ange- 
fügt werden. Der Vorschlag des Bundesrates 
berücksichtigt weiter nicht, daß die in den 
§§ 38 und 39 enthaltenen Vorschriften für 
die steuerberatenden Berufe eine notwendige 
Ergänzung in § 43 Nr. 3 und in § 59 ge- 
funden haben, weil im Fiinblick auf die §§ 38 
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und 39 die Vorschriften in § 199 Abs. 1 und 
§ 202 der Reichsabgabenordnung nicht ange- 
wendet werden können. Eine entsprechende 
Ergänzung würde sich auch bei Ausdehnung 
der §§ 38 und 39 auf die wirtschaftsprüfenden 
Berufe erforderlich machen. Die Tatsache, 
daß im Vorschlag des Bundesrates § 37 neben 
den §§ 38 und 39 nicht erwähnt worden ist, 
ist anscheinend auf keine Absicht zurückzu- 
führen, nachdem 'der Vorschlag des Bundes- 
rates die wirtschaftsprüfenden mit den steuer- 
beratenden Berufen in diesen Punkten gleich- 
stellen wollte. Die Bundesregierung hat gegen 
diese Gleichstellung keine Einwendungen. Sie 
schlägt aber aus den vorgenannten Gründen 
vor, dem Vorschlag des Bundesrates in abge- 
änderter Form durch Einfügung eines neuen 
§ i06a wie folgt zu eiiLspredien: 

„ 106a 

Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer 

(1) Die §§ 37, 38, 39 und § 43 Nr. 3 
gelten sinngemäß für Wirtschaftsprüfer 
und vereidigte Buchprüfer. 

(2) Hält eine Finanz- oder Steuerbe- 
hörde ein Einschreiten gegen einen Wirt- 
schaftsprüfer oder vereidigten Buchprüfer 
für erforderlich, so teilt sie ihre Wahrneh- 
mungen der Wirtschaftsprüferkammer 
oder der Buchprüferkammer mit. 


(3) Hält die Oberfinanzdirektion eine 
ehrengerichtliche Bestrafung eines Wirt- 
schaftsprüfers oder vereidigten Buchprüfers 
oder seine Ausschließung aus dem Berufs- 
stand für erforderlich, so beantragt sie bei 
der für die Wirtchaft zuständigen obersten 
Landesbehörde, ein ehrengerichtliches oder 
berufsgerichtliches Verfahren einzuleiten.“ 

Die in den Absätzen 2 und 3 vorgeschlagene 
Regelung entspricht der sinngemäßen An- 
wendung des § 59 auf Wirtschaftsprüfer und 
vereidigte Buchprüfer. 

Übernahme der §§ 64, 118, 119 der Wirt- 
schaftsprüferordnung 

Das Verbot standeswidrlger Werbung und 
das Gebot berufswürdigen Verhaltens sind 
bereits in § 30 Abs. 1 und 2 enthalten, so 
daß sich eine weitere Vorschrift hierüber er- 
übrigt. 

Besondere Strafvorschriften erscheinen ent- 
behrlich, weil § 43 den Verwaltungszwang 
vorsieht und außerdem Strafvorschriften in 
§ 413 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsabgabenord- 
nung sowie Strafvorschriften gegen un- 
lauteren Wettbewerb bestehen. 

Gegen Aufnahme weiterer Vorschriften 
spricht auch die allgemeine Bemerkung des 
Bundesrates, daß versucht werden sollte, die 
gesetzliche Regelung auf das unbedingt er- 
forderliche Maß zu beschränken. 


69 



